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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

E  18/1813 

 01.07.2026 
 
 
Hauptausschuss 
Klaus Voussem MdL 
 
 

Einladung 
 
 
59. Sitzung (öffentlich) 
des Hauptausschusses 
am Donnerstag, dem 9. Juli 2026, 
10.00 Uhr, Raum E3 A02 
 
 
Landtag Nordrhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
Gemäß § 53 Absatz 1 der Geschäftsordnung des Landtags berufe ich den Ausschuss ein  
und setze folgende Tagesordnung fest: 
 
Tagesordnung 
 
1. Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungs- 

zeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/13675 
Ausschussprotokoll 18/969 
 
Auswertung der Anhörung vom 10. September 2025 
abschließende Beratung und Abstimmung 
 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/19817 
 
wird voraussichtlich abgesetzt, federführender Ausschuss hat abgestimmt 
 

2. Gesetz zur Änderung des Online-Casinospiel Gesetzes NRW  
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/18505 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 18/20437 
 
abschließende Beratung und Abstimmung (Votum an IA) 
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3. 
 

Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes des Landes Nordrhein- 
Westfalen  
 
Gesetzentwurf der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/19781 
 
 

4. Sachstand bei der Gedenkstättenarbeit in Nordrhein-Westfalen 
 
Bericht der Landesregierung 
Vorlage 18/5319 
 

5. Verschiedenes 
 
Vorlage 18/5257 
 

 gez. Klaus Voussem 
- Vorsitzender - 

F. d. R. 
 
 
 
Frank Schlichting 
- Ausschussassistent - 
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Zweites  Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungs-zeiten
(Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW)



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

Drucksache  18/13675 

 30.04.2025 
 

Datum des Originals: 30.04.2025/Ausgegeben: 08.05.2025 

 

 
Gesetzentwurf 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten 
(Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
 
 
A Problem 
 
Das Gesetz zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 
21. November 2006 (GV. NRW. S. 516), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. März 2018 
(GV. NRW. S. 172), regelt die Rahmenbedingungen für flexible Öffnungs- und Verkaufszeiten. 
Nach dem nordrhein-westfälischen Ladenöffnungsgesetz müssen „Verkaufsstellen" grund-
sätzlich an Sonn- und Feiertagen für den geschäftlichen Verkehr mit Kundinnen und Kunden 
geschlossen sein. Dies entspricht dem Zweck, den Sonntag und die staatlich anerkannten 
Feiertage als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung zu schützen. 
 
Das Ladenöffnungsgesetz muss innerhalb der verfassungsrechtlichen Grenzen dem gesell-
schaftlichen Wandel sowie einer sich fortentwickelnden Rechtsprechung Rechnung tragen. 
Sowohl die Wirtschaft wie auch die Bürgerinnen und Bürger benötigen einen zeitgemäßen, 
verlässlichen und handhabbaren Rechtsrahmen, insbesondere im Hinblick auf den verfas-
sungsrechtlichen Schutz des Sonntags. 
 
Vollautomatisierte Verkaufsstellen ohne Verkaufspersonal sind zwar Verkaufsstellen im Sinne 
des Ladenöffnungsgesetzes. Die Anwendung des Ladenöffnungsgesetzes auf solche vollau-
tomatisierten Verkaufsstellen bis zu einer bestimmten Größe entspricht allerdings nicht dessen 
Schutzrichtung.  
 
B Lösung 
 
Vollautomatisierte Verkaufsstellen mit einer Verkaufsfläche von bis zu 120 Quadratmetern, die 
ausschließlich Waren des täglichen Ge- und Verbrauchs anbieten und durch digitale Lösungen 
ohne Verkaufspersonal betrieben werden, werden aus dem Geltungsbereich des Ladenöff-
nungsgesetzes entlassen.  
 
C Alternativen  
  
Keine.   
  
D Kosten  
  
Keine.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP 

 
 
 
 

Zweites Gesetz zur Änderung des  
Gesetzes zur Regelung der  

Ladenöffnungszeiten  
(Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 

 
Artikel 1 

 
Das Gesetz zur Regelung der Ladenöff-
nungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG 
NRW) vom 21. November 2006 (GV. NRW. 
S. 516), das zuletzt durch Gesetz vom 
22. März 2018 (GV. NRW. S. 172) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:    
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
 
 

Gesetz zur Regelung der  
Ladenöffnungszeiten 

(Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

1. § 2 wird durch den folgenden § 2 ersetzt: 
 
„§ 2 

Geltungsbereich 
 
(1) Dieses Gesetz gilt für die Öffnung von 
Verkaufsstellen und das gewerbliche An-
bieten von Waren außerhalb von Ver-
kaufsstellen. 
 
(2) Vom Geltungsbereich ausgenommen 
sind vollautomatisierte Verkaufsstellen 
mit einer Verkaufsfläche von bis zu 120 
Quadratmetern, die ausschließlich Wa-
ren des täglichen Ge- und Verbrauchs 
anbieten und durch digitale Lösungen 
ohne Verkaufspersonal betrieben wer-
den.“  
 

  
 

§ 2 
Geltungsbereich 

 
Dieses Gesetz gilt für die Öffnung von Ver-
kaufsstellen und das gewerbliche Anbieten 
von Waren außerhalb von Verkaufsstellen. 
 

Artikel 2 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 
 
Allgemeiner Teil 
 
Das Gesetz zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 
21. November 2006 (GV. NRW. S. 516), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. März 2018 
(GV. NRW. S. 172), regelt die Rahmenbedingungen für flexible Öffnungs- und Verkaufszeiten.  
Seit seinem Inkrafttreten ist es einem gesellschaftlichen Wandel und einer sich fortentwickeln-
den Rechtsprechung ausgesetzt. Eine starke Veränderungskraft ist insbesondere im Wandel 
von einer analogen zu einer digitalen Gesellschaft zu sehen. Die fortschreitende Digitalisierung 
führt zu einer allgemein geänderten sozialen Wirklichkeit. Umso mehr sollen technische Ent-
wicklungen, gerade auch eine digitale Nahversorgung, in den Blick genommen werden, die 
positive Auswirkungen im Umgang mit gesellschaftlichen Herausforderungen bewirken kön-
nen. Damit gehen vielfältige und sich deutlich verändernde Erwartungshaltungen einher, die 
gerade auch in Bezug auf das Ladenöffnungsrecht gesehen werden müssen. Zugleich soll 
sich ändernden Versorgungsbedürfnissen und dem rechtlich unabdingbaren Schutz der Sonn- 
und Feiertage ausgleichend Rechnung getragen werden. Dazu wird für vollautomatisierte Ver-
kaufsstellen bis zu einer bestimmten Größe, die an Sonn- und Feiertagen ohne den Einsatz 
von Personal auskommen, ein verlässlicher und handhabbarer Rechtsrahmen geschaffen, in-
dem diese vom Geltungsbereich des Ladenöffnungsgesetzes ausgenommen werden.  
 
Die Frage nach der gesetzlichen Gestattung zur Öffnung vollautomatisierter Verkaufsstellen 
an Sonn- und Feiertagen stellt sich bundesweit. Bisher existieren jedoch nur in zwei Bundes-
ländern, namentlich Mecklenburg-Vorpommern und Hessen, entsprechende normative Aus-
gestaltungen.1  
 
Der Gesetzgeber ist gemäß Artikel 140 GG in Verbindung mit Artikel 139 WRV verpflichtet, 
den Sonn- und Feiertagsschutz entsprechend auszugestalten. Die Grenzen dieses Gestal-
tungsspielraumes bildet das verfassungsrechtlich geforderte Mindestmaß des Sonntagsschut-
zes. Um dieses Mindestmaß zu wahren, muss der Gesetzgeber die Sonn- und Feiertage als 
Tage der Arbeitsruhe als Regel festsetzen.2 Die Schutzpflicht aus Artikel 4 Absatz 1 und 2 GG 
wird konkretisiert und das Sozialstaatsprinzip umgesetzt, indem jeder Person regelmäßig Ru-
hetage garantiert werden. Von Bedeutung ist, dass die Bürgerinnen und Bürger sich an Sonn- 
und Feiertagen von der beruflichen Tätigkeit erholen und somit das unternehmen können, was 
sie individuell für die Verwirklichung ihrer persönlichen Ziele und als Ausgleich für den Alltag 
als wichtig ansehen. Ausnahmen davon dürfen nur vorgesehen werden, wenn dadurch gleich- 
oder höherrangige Rechtsgüter gewahrt werden (Regel-Ausnahme-Verhältnis).3 Der Gesetz-
geber kann bei dem Ausgleich gegenläufiger Schutzgüter im Rahmen seines Gestaltungs-
spielraums auf eine geänderte soziale Wirklichkeit Rücksicht nehmen. Allerdings führt der 
Schutz der Verwirklichung von Freizeitwünschen der Bürger insoweit zu einem Konflikt, als 
diese auf die Bereitstellung von Leistungen angewiesen sind, die den Arbeitseinsatz der An-
bieter solcher Leistungen erfordern.4 
 
Auf dieser Grundlage ergibt sich, dass gesetzliche Schutzkonzepte für die Gewährleistung der 
Sonn- und Feiertagsruhe erkennbar diese Tage als solche der Arbeitsruhe zur Regel erheben 
müssen. Hinsichtlich der hier in Rede stehenden Ausnahmevorschrift aus dem Geltungsbe-
reich des Ladenöffnungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen bedeutet dies, dass die 
Ausnahme eines dem Sonntagsschutz gerecht werdenden Sachgrundes bedarf. Der 

 
1 Vgl. § 1 Abs. 3 Nr. 2 ÖffZG M-V; § 4 Abs. 1 Nr.3 HLöG. 
2 Vgl. BVerfGE 87, 363, 393; vgl. BVerfGE 111, 10, 50. 
3 Vgl. BVerfGE 87, 363, 393; vgl. BVerfGE 111, 10, 53.  
4 Vgl. BVerfGE 125, 39, 86 (01.12.2009 - 1 BvR 2857/07, 1 BvR 2858/07). 
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Sachgrund besteht in der Umsetzung veränderter Lebenswirklichkeiten der Bevölkerung. Es 
wird zunehmend normaler, Einkäufe digital abzuwickeln, sei es online oder durch bargeldlose 
Zahlung in Supermärkten. Diesem Umstand trägt die Ausnahme aus dem Geltungsbereich 
des Ladenöffnungsgesetzes Rechnung: Es ist nicht erforderlich, Verkaufsstellen, die rein digi-
tal abgewickelt werden, nicht an Sonntag- und Feiertagen zu öffnen. Es werden keine schutz-
relevanten Belange, welche das Ladenöffnungsgesetz verfolgt, berührt. Weder wird der Sonn-
tag als Tag der seelischen Erhebung gestört. Noch verursacht der Besuch einer vollautomati-
sierten Verkaufsstelle eine der Schutzrichtung des Ladenöffnungsgesetzes entgegenstehende 
Wirkung in Bezug auf den Arbeitsschutz.  
 
Besonderer Teil   
 
Anders als in Hessen, wo das Ladenöffnungsrecht für digitale Kleinstsupermärkte gilt, diese 
aber von den Öffnungsverboten ausnimmt, nimmt die Regelung des § 2 Abs. 2 LÖG NRW-E 
wie in Mecklenburg-Vorpommern vollautomatische Verkaufsstellen unter bestimmten Bedin-
gungen vom Geltungsbereich des Gesetzes aus. Infolgedessen unterfallen diese nicht dem 
Ladenöffnungsrecht, sondern allein dem Sonn- und Feiertagsrecht. 
 
Schon entstehungsrechtlich ist eine entsprechende Regelung längst überfällig.5 Bis zur Ände-
rung des Grundgesetzes durch die Föderalismusreform im Jahr 2006 war das Recht des La-
denschlusses Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung nach Art. 74 GG a. F. Der 
Bund hatte durch Erlass des Gesetzes über den Ladenschluss (LadSchlG) vom 28.11.19566 
von seiner Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht. In § 3 LadSchlG in der bis zum 
31.05.2003 gültigen Fassung (LadSchlG a. F.) waren die Ladenschlusszeiten für Verkaufsstel-
len geregelt. Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 LadSchlG a. F. waren Verkaufsstellen u. a. Ladenge-
schäfte aller Art, Apotheken, Tankstellen, Warenautomaten und Bahnhofsverkaufsstellen. 
Nach Nr. 2 waren Verkaufsstellen auch sonstige Verkaufsstände und -buden, Kioske, Basare 
und ähnliche Einrichtungen, falls in ihnen ebenfalls von einer festen Stelle aus ständig Waren 
zum Verkauf an jedermann feilgehalten werden. Mit dem Ladenschlussgesetz verfolgte der 
historische Bundesgesetzgeber den Zweck, am Sonn- oder Feiertag unmittelbar in die Ge-
schäftstätigkeit eingebundene Arbeitnehmer zu schützen. Diese würden – so die einleuch-
tende Begründung – durch den Einkaufsvorgang eines Dritten zu einer eigenen Werktätigkeit 
gleichsam gezwungen und letztlich so in ihrer verfassungsrechtlich nach Art. 140 GG i. V. m. 
Art. 139 WRV geschützten Sonntagsruhe gestört. Dieser Logik folgend hatte aber der Bun-
desgesetzgeber die klassischen Warenautomaten bereits im Jahre 2003 von den Regelungen 
zum Ladenschluss ausgenommen, da für ihre Erfassung in den Sonn- und Feiertagsregelun-
gen aus arbeitsrechtlicher Sicht keine Notwendigkeit mehr bestand.7 Von Anfang an zählten 
Warenautomaten weder zu den "Ladengeschäften aller Art" noch zu den sonstigen Verkaufs-
ständen und ähnlichen Einrichtungen, sondern waren einer besonderen Regelung unterwor-
fen. 8  
 
Nach der Föderalismusreform im Jahr 2006 hat der nordrhein-westfälische Gesetzgeber das 
Ladenöffnungsgesetz NRW erlassen. An der bisherigen Herausnahme der Warenautomaten 
aus dem Geltungsbereich der Ladenschluss-Regelungen wollte er nichts ändern – und hat 
auch tatsächlich nichts geändert. Dem Landesgesetzgeber ging es vielmehr darum, den 

 
5 Vgl. OVG Münster, Beschluss vom 12.02.2025 - 4 B 976/24. 
6 BGBl. I S. 875. 
7 Vgl. BT-Drs. 15/396, S. 7. 
8 Vgl. BR-Drs. 310/54, S. 3 des Entwurfs sowie S. 17 der Begründung; BT-Drs. 2/1461, S. 2; BT-Drs. 
2/2810, S. 4 und 9; Stober, Ladenschlußgesetz, 2. Aufl. 1988, Einführung Rn. 2 f., § 7 Rn. 1; siehe 
noch zum alten Recht Hieronymus, NJW 1951, 825 f.; Vgl. Kilic/Schuldt, NVwZ 2024, 891 (892 f.). 
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Handlungsspielraum der Unternehmer zu erweitern. Keinesfalls wollte er in Nordrhein-West-
falen hinter den Stand zurückfallen, den das Ladenschlussgesetz zuvor erreicht hatte.9 
 
Die Begriffsbestimmung der „vollautomatisierten Verkaufsstellen“ bezieht sich auf Verkaufs-
stellen, die permanent und dauerhaft vollautomatisiert betrieben werden. Die Vollautomatisie-
rung wird dabei grundsätzlich durch digitale Prozesse für den Zugang der Kundinnen und Kun-
den, die Abrechnung und die Bezahlung von Waren ermöglicht. In den vom Anwendungsbe-
reich des Ladenöffnungsgesetz ausgenommenen „vollautomatisierten Verkaufsstellen“ darf zu 
keiner Zeit eine Beschäftigung zum Verkauf erfolgen. Dies bezieht auch den Umstand mit ein, 
dass Personal an Sonn- und Feiertagen insbesondere nicht zum Auffüllen des Sortiments in 
der Verkaufsstelle, beschäftigt werden darf. Ein Auffüllen des Sortiments muss an Werktagen 
erfolgen. Dies bedeutet für den Sonn- und Feiertagsbetrieb, dass ausverkaufte Artikel auch 
erst am nächsten Werktag wieder aufgefüllt werden können.  
 
Seine rechtlichen Grenzen findet der Einsatz des genannten Geschäftsmodells jedenfalls in 
den Regelungen des Gesetzes über Sonn- und Feiertage des Landes sowie des verfassungs-
rechtlichen Sonntagsschutzes. 
 
Der Schutz der Sonn- und Feiertage wird in Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 139 WRV 
verfassungsrechtlich garantiert. An Sonn- und Feiertagen soll grundsätzlich die 
Geschäftstätigkeit in Form der Erwerbsarbeit, insbesondere der Verrichtung abhängiger 
Arbeit, ruhen, damit der Einzelne diese Tage allein oder in Gemeinschaft mit anderen 
ungehindert von werktäglichen Verpflichtungen und Beanspruchungen nutzen kann. 
Geschützt ist damit der allgemein wahrnehmbare Charakter des Tages, dass es sich 
grundsätzlich um einen für alle verbindlichen Tag der Arbeitsruhe handelt. Die gemeinsame 
Gestaltung der Zeit der Arbeitsruhe und seelischen Erhebung, die in der sozialen Wirklichkeit 
seit jeher insbesondere auch im Freundeskreis, einem aktiven Vereinsleben und in der Familie 
stattfindet, ist insoweit nur dann planbar und möglich, wenn ein zeitlicher Gleichklang und 
Rhythmus, also eine Synchronität, sichergestellt ist. 
 
Die Art und das Ausmaß des Sonn- und Feiertagsschutzes bedürfen aber einer gesetzlichen 
Ausgestaltung. Der Gesetzgeber darf in seinen Regelungen auch andere Belange als den 
Schutz der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung zur Geltung bringen. Hierfür besteht eine 
weite Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers (sog. Einschätzungsprärogative). Ihm ist deshalb 
ein Ausgleich zwischen Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 139 WRV einerseits und Art. 12 
Abs. 1 GG, aber auch Art. 2 Abs. 1 GG anderseits aufgegeben.10 Unantastbar bleibt gleichwohl 
der Kernbestand an Sonn- und Feiertagsruhe.11  
 
Die Ausnahme von „vollautomatisierten Verkaufsstellen“ aus dem Geltungsbereich des La-
denöffnungsgesetzes Nordrhein-Westfalens erfolgt im Interesse der Verwirklichung des 
Schutzzwecks von Artikel 140 GG in Verbindung mit Artikel 139 WRV und begegnet mithin 
keinerlei verfassungsrechtlicher Bedenken.12 Der Kernbestand der Sonn- und Feiertagsruhe 
bleibt durch das Konzept der vollautomatisierten Verkaufsstellen gewahrt.  
  
Der Gesetzgeber kann im Rahmen seines Gestaltungsspielraums auf eine geänderte soziale 
Wirklichkeit, und zwar insbesondere auf Veränderungen im Freizeitverhalten, Rücksicht neh-
men. Der Schutz der Verwirklichung von Freizeitwünschen der Bürger führt insoweit zu einem 

 
9 Vgl. OVG Münster, Beschluss vom 12.02.2025 – 4 B 976/24; Vgl. NVwZ 2024, 440, 442. 
10 Vgl. BVerfG, Urteil vom 09.06.2004 – 1 BvR 636/02, BVerfGE 111, 10, 50. 
11 Vgl. auch BVerfG, Beschl. v. 18.09.1995 – 1 BvR 1456/95, NJW 1995, S. 3378 (3379). 
12 Vgl. BVerfG, Urteil vom 09.06.2004 – 1 BvR 636/02, BVerfGE 111, 10, 50; Vgl. auch BVerfG, Urteil 
vom 1.12.2009 - 1 BvR 2857/07 -, BVerfGE 125, 39 = juris, Rn. 152 ff., 165. 
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Konflikt, als diese auf die Bereitstellung von Leistungen angewiesen sind, die ihrerseits den 
Arbeitseinsatz der Anbieter solcher Leistungen erfordern. Die Arbeit in Verkaufsstellen an 
Sonn- und Feiertagen kann insoweit der Freizeitgestaltung der nicht arbeitenden Bevölkerung 
dienen. Dies beeinträchtigt aber die dort Beschäftigten in ihrer Gestaltung des Sonn- und 
Feiertags. Bei vollautomatischen Verkaufsstellen fehlt es jedoch gerade am Verkaufspersonal, 
das vor (Über-)Beanspruchung an Sonn- und Feiertagen geschützt werden müsste. Insofern 
kann der Aspekt der Arbeitsruhe bei der verfassungsrechtlichen Bewertung keine Rolle mehr 
spielen.  
 
Dies gilt allerdings nur dann, wenn sichergestellt ist, dass sonstiges Personal nicht anstelle 
von Verkaufspersonal eingesetzt wird. Als unproblematisch erweist sich insoweit der Einsatz 
von Sicherheitspersonal, das auch zu sonn- und feiertäglichen Schließzeiten von 
herkömmlichen Verkaufsstellen nicht gänzlich verzichtbar ist. Den Arbeitnehmerschutz 
gewährleistet insoweit das Arbeitszeitgesetz (ArbZG), dessen § 10 Abs. 1 Nr. 13 die sonn- und 
feiertägliche Beschäftigung von Arbeitnehmern im Bewachungsgewerbe gestattet. 
Entsprechendes gilt grundsätzlich auch für Reinigungspersonal. § 10 Abs. 1 Nr. 14 ArbZG 
enthält für das Reinigungsgewerbe eine Ausnahme vom Verbot der Sonn- und Feiertags-
arbeit13. § 2 Abs. 2 LÖG NRW-E wirft auch insoweit keine eigenständigen Rechtsprobleme 
auf. 
 
Dem verfassungsrechtlichen Schutzzweck der seelischen Erhebung widersprechen 
ladenöffnungsrechtliche Regelungen, die einer “Magnetwirkung” vollautomatisierter 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen nicht entgegenwirken. Dem kann jedoch durch eine 
entsprechende Ausgestaltung entgegengewirkt werden14.  
 
Die Verkaufsfläche wird daher entsprechend § 4 Abs. 1 Nr. 3 HLöG auf maximal 120 Quad-
ratmeter begrenzt. Die Begrenzung bezieht sich ausdrücklich nur auf die unmittelbare Ver-
kaufsfläche. Lagerflächen und sonstige Betriebs- und Nebenflächen sind nicht zur Bewertung 
heranzuziehen. Die Begrenzung des Sortiments auf Waren des täglichen Ge- und Verbrauchs 
muss gleichermaßen dauerhaft vorliegen. Mit der namensgebenden Kombination aus automa-
tisiertem digitalem Betrieb und der Größe der Verkaufsfläche wird ein deutliches Regel-Aus-
nahme-Verhältnis für „vollautomatisierte Verkaufsstellen“ im Gegensatz zu allen anderen Ver-
kaufsstellen definiert.  
 
  

 
13 Vgl. Knauff, Schleswig-Holsteinischer Landtag, Umdruck 20/3526, Seite 7. 
14 Vgl. Knauff, Schleswig-Holsteinischer Landtag, Umdruck 20/3526, Seite 8 f. 
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Da Belange des Arbeitnehmerschutzes und des Wettbewerbsschutzes durch die genannten 
„vollautomatisierten Verkaufsstellen“ aufgrund des Konzeptes nicht berührt werden, ist deren 
Aufnahme in den Anwendungsbereich des Ladenöffnungsgesetzes weder erforderlich noch 
geboten. Der Gesetzgeber ermöglicht zugleich eine Gleichheit der Lebensverhältnisse im Hin-
blick auf die ländlichen Räume in Nordrhein-Westfalen. Die Sortimentsauswahl und die Größe 
der vollautomatisierten Verkaufsstellen von maximal 120 Quadratmeter Verkaufsfläche pas-
sen sich diesem Versorgungsauftrag an. Aufgrund der Begrenzung der Verkaufsfläche ist nicht 
mit großen Menschenmengen vor oder in den Verkaufsstellen zu rechnen. Im Vergleich zu 
größeren Lebensmitteleinzelhändlern und sog. Discountern mit Verkaufsflächen von in der 
Regel 800 Quadratmetern werden die vollautomatisierten Verkaufsstellen nur eine äußerst 
geringe, die Sonn- und Feiertagsruhe im Kern unberührt lassende Außenwirkung haben. Voll-
automatisierte Verkaufsstellen werden kein vollwertiger Ersatz für ein mit Verkaufspersonal 
besetztes Ladengeschäft. Aufgrund der ausschließlichen Ausstattung mit Waren des täglichen 
Ge- und Verbrauchs ist nicht damit zu rechnen, dass sich der Wocheneinkauf auf den Sonntag 
verschiebt.  
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Dietmar Brockes 
Dirk Wedel 
 
und Fraktion 
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 Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungs-

zeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/13675 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich begrüße Sie alle ganz herzlich zu dieser gemein-
samen Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 
und des Hauptausschusses. Besonders begrüßen möchte ich die hier im Raum anwe-
senden Sachverständigen und die zugeschaltete Sachverständige Frau Pätzold. Dar-
über hinaus begrüße ich alle Zuhörerinnen und Zuhörer, die Gäste und die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Medien, von denen manche die Sitzung möglicherweise im 
Livestream verfolgen. 

Ich bedanke mich im Namen der Ausschüsse herzlich bei allen Sachverständigen für 
die eingereichten Stellungnahmen und vor allem für Ihre heutige Anwesenheit und Ihre 
Zeit, die Sie uns damit zur Verfügung stellen. 

Ich erläutere im Folgenden, wie wir bei dieser Anhörung verfahren. Ich sehe zwar das 
eine oder andere Gesicht, das ich bei uns schon mal in einer Anhörung gesehen habe, 
manche sind aber auch zum ersten Mal da, und deshalb erläutere ich das kurz. Wir 
verfahren im Wirtschaftsausschuss immer so, dass wir die Stellungnahmen im Vorfeld 
lesen und auswerten. Es ist dann nicht mehr vorgesehen, dass die Sachverständigen 
die Stellungnahmen in einem Eingangsstatement mündlich zusammenfassen, son-
dern wir gehen davon aus, dass alle Abgeordneten und Fraktionsmitarbeitenden die 
Stellungnahmen gelesen und ausgewertet haben und auf der Basis nun Fragen an die 
Sachverständigen richten, um einzelne Sachverhalte zu vertiefen. 

Dabei gehen wir so vor, dass in einer ersten Runde jede Fraktion der Reihe nach eine 
Frage an einen Sachverständigen oder eine Sachverständige richtet, und die ange-
sprochenen Sachverständigen im Anschluss in einer Antwortrunde darauf antworten. 
Anschließend folgt dann die nächste Fragerunde. 

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank den Damen und Herren Sachverständigen, 
dass Sie uns heute hier zur Verfügung stehen und die Anhörung bereits mit Ihren 
schriftlichen Stellungnahmen bereichert haben. 

Wir, die FDP-Landtagsfraktion, wollen den Bürgerinnen und Bürgern mit diesem Ge-
setzentwurf ein kleines Stück Mehr an Freiheit, über das viele Bürgerinnen und Bürger 
in anderen Bundesländern oder in anderen Ländern bereits verfügen, verschaffen, da-
mit sie nicht in andere Bundesländer oder in andere Länder wie die benachbarten Be-
nelux-Länder ausweichen müssen, sondern auch sonntags die Möglichkeit haben, hier 
noch einige Besorgungen zu erledigen. 
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Herr Monßen, Sie vertreten den Bundesverband der Deutschen Vending-Automaten-
wirtschaft, also die Hersteller und Betreiber von Verkaufsautomaten, und haben daher 
sicherlich einen guten Überblick über die Geschäftsstrukturen. Welche Bedeutung hat 
der Sonn- und Feiertagsbetrieb für die Wirtschaftlichkeit der vollautomatisierten Ver-
kaufsstellen? 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Vielen Dank auch von meiner Seite an die Damen und 
Herren Sachverständigen, dass Sie uns heute Rede und Antwort stehen und dass Sie 
uns schon mit den eingereichten Stellungnahmen ein bisschen schlauer gemacht haben. 

Herr Dr. Kilic, ich gehe auf die Vorbemerkung des geschätzten Kollegen Brockes ein, 
der von mehr Freiheit sprach: Brauchen wir diesen Gesetzentwurf vor dem Hintergrund 
der Rechtsprechung, gerade der des VG Köln und des OVG Münster, eigentlich, um 
tatsächlich mehr Freiheit zu schaffen? 

André Stinka (SPD): Vielen Dank, dass wir uns heute diesem wichtigen Thema wid-
men. Herr Böhlke, wo gibt es bezüglich der Definition von Waren des täglichen Ge- 
und Verbrauchs Abgrenzungen? 

Jan Matzoll (GRÜNE): Vielen Dank den Sachverständigen, dass Sie heute hier sind 
und uns bereits gute Anknüpfungspunkte und Anregungen gegeben haben. Ein paar 
von uns haben vor Kurzem schon in ähnlicher Runde zusammengesessen. 

Frau Pätzold, Sie schlagen zwei alternative gesetzliche Regelungen vor, die anstelle 
einer pauschalen Freigabe von Sonntagsöffnungen denkbar wären: eine Ausnahmere-
gelung zur Gewährleistung der Versorgung ländlicher Räume – analog zu den Aus-
nahmen für Tourismusgebiete – sowie eine befristete Experimentierklausel zur 
Rechtsfolgenabschätzung. Könnten Sie in Abgrenzung zu einer pauschalen Regelung 
oder einer pauschalen Freigabe genauer erläutern, warum Sie diese Regelungen je-
weils für sinnvoll halten würden? 

Christian Loose (AfD): Vielen Dank an Sie als Sachverständige, dass Sie uns hier 
heute physisch bzw. digital zur Verfügung stehen und im Vorfeld Ihre Stellungnahmen 
eingereicht haben. 

Herr Maertens, die Belebung der Innenstädte, der innerstädtischen Einkaufslagen war 
oft und ist seit Langem Gegenstand der politischen Diskussion. Inwieweit machen ge-
regelte Öffnungszeiten überhaupt Sinn? Geben diese dem innerstädtischen Handel 
aus Ihrer Sicht – Sie waren Bürgermeister – auf irgendeine Weise mehr Struktur, oder 
verhindern die eher den Publikumsverkehr? Wie sehen Sie das vor dem Hintergrund 
Ihrer Erfahrungen? 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Nachdem wir die Fragen gesammelt haben, bitte ich 
die angesprochenen Sachverständigen darum, nun der Reihe nach in jeweils bis zu 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 5 - APr 18/969 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie (77.) 10.09.2025 
Hauptausschuss (44.) jae 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich)  
 
 
drei Minuten zu antworten. Ansonsten gebe ich einen Hinweis, damit wir in der Sit-
zungszeit möglichst viele Rückfragen ermöglichen können. 

Norbert Monßen (Bundesverband der Deutschen Vending-Automatenwirtschaft): 
Der Sinn und Zweck eines Automaten ist, dass er rund um die Uhr verfügbar ist. Das 
gilt für Automatenkioske gleichermaßen. Die Erfahrung zeigt, dass die dort gemachten 
Umsätze aufgrund des gesamten Umfelds – andere Läden haben davor noch geöffnet – 
erst abends, spät, nachts oder an Wochenenden gemacht werden, wenn sonst also 
nichts vorhanden ist. 

Eine Befragung, die ich selbst bei einigen Firmen durchgeführt habe, hat ergeben, 
dass gerade an den Wochenenden – sonntags und nachts sind in den Städten wie 
gesagt viele Leute unterwegs – Umsätze gemacht werden und dass die Automaten 
auch nur dann wirtschaftlich zu betreiben sind. Tagsüber gehen die Leute irgendwo 
anders einkaufen, denn dann haben sie genügend Möglichkeiten. Abends, nachts, 
sonntags schlägt aber die Stunde der Automaten. 

Dr. Ahmet K. Kilic (Greenberg Traurig Germany): Dass wir trotz der Rechtsprechung, 
der jüngsten Rechtsprechungswende des OVG Münster und anderer Gerichte weiter-
hin eine gesetzliche Regelung brauchen, liegt aus meiner Sicht zum einen in der weiter 
bestehenden Rechtsunsicherheit begründet. Das Gericht hat sich zum Sonn- und Feier-
tagsbetrieb von Automatenkiosken ausdrücklich geäußert. Zwischen den Zeilen gab 
es aber zu verstehen, dass die Herausnahme aus dem Anwendungsbereich des Laden-
öffnungsrechts auch sonstige selbsttätige Verkaufseinrichtungen betreffen soll – also: 
insbesondere automatisierte Läden ohne Arbeitnehmereinsatz. 

Ich würde die Entscheidung so verstehen, dass die Freistellung umfassend gilt, doch in 
der medialen Berichterstattung und auch in sonstigen Reaktionen ist durchaus erkenn-
bar, dass es uneinheitliche Interpretationen gibt. Es könnte sein, dass Vollzugsbehörden 
die Entscheidung umfassend verstehen. Andere wiederum könnten sie so verstehen, 
dass nur Automatenkioske, dann aber unabhängig von der Verkaufsfläche und dem 
Sortiment, rund um die Uhr betrieben werden können. Ich sehe hier das Risiko einer 
uneinheitlichen Umsetzung des Ladenöffnungsrechts und der Rechtsprechung. 

Ein anderer Grund liegt im Feiertagsrecht selbst begründet. Das Feiertagsgesetz NRW 
untersagt öffentlich bemerkbare Arbeiten grundsätzlich, soweit diese geeignet sind, 
die Ruhe an Sonn- und Feiertagen zu stören. Was das wirklich heißt, weiß keiner. Hier 
gibt es eine sehr uneinheitliche Kasuistik zu vergleichbaren Einrichtungen wie etwa 
Automatenkiosken oder Waschanlagen, die vollautomatisiert funktionieren; es gibt 
eine sehr widersprüchliche Rechtsprechung. 

Auch vor diesem Hintergrund sehe ich den Bedarf einer ausdrücklichen normativen 
Verankerung. Das lässt das Feiertagsrecht auch zu. Die Frage ist, ob das im Feier-
tagsrecht selbst, im Ladenöffnungsgesetz oder aber auch untergesetzlich geregelt 
werden muss. Das ist eine Umsetzungsfrage. 
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Das Erfordernis einer normativen Verankerung ist aus meiner Sicht trotz der Recht-
sprechung des OVG Münster weiterhin gegeben. Das OVG Münster selbst sieht das 
Mandat dafür, hier die Grenzen zu ziehen, klar beim Gesetzgeber. 

Nils Böhlke (ver.di Landesbezirk NRW): Wir haben in der Stellungnahme ausge-
führt, dass Waren des täglichen Ge- und Verbrauchs aus unserer Sicht nicht genau 
definiert sind und dass dementsprechend geregelt werden müsste, was darunter zu 
verstehen ist. Es gibt verschiedene Möglichkeiten, diese Waren des täglichen Ge- und 
Verbrauchs zu definieren. 

Eine Möglichkeit wäre sicherlich, dass genau das, was an dem Tag verbraucht werden 
kann, darunterfiele oder dass Waren, die im alltäglichen Leben grundsätzlich ge- und 
verbraucht werden könnten, darunterfielen. Das ist nicht klar definiert. Wir haben aus-
geführt, dass in der Rechtssystematik klar definiert werden muss, was verkauft und 
was eben nicht verkauft werden darf. Unsererseits ist das in dem Gesetzentwurf nicht 
gegeben. 

Ricarda Pätzold (Deutsches Institut für Urbanistik [per Video zugeschaltet]): Die 
Frage war nach den ländlichen Räumen. Es wird häufig, wenn es um Ausnahmen von 
den Ladenschluss- oder Ladenöffnungsgesetzen geht, damit argumentiert, dass der 
ländliche Raum einer besonderen Versorgung bedarf. Dann könnten die Räume, de-
ren bisherige Versorgung für unterdurchschnittlich gehalten wird, im Prinzip als Mög-
lichkeit, dort so etwas zu öffnen, adressiert werden. Dahinter steht, dass jede Erweite-
rung einer Betriebsform, die bislang weniger zum Einsatz kam, natürlich ein neues 
Konkurrenzverhältnis aufmacht und deswegen Auswirkungen auf das System hat. 

Herr Monßen, Sie haben gesagt, abends, nachts und sonntags schlage die Stunde der 
Automaten. Da das Budget für das, was ausgegeben und erworben wird, aber gleich 
bleibt, bedeutet das immer eine gewisse Umverteilung. Abends und nachts könnten alle 
anderen, so wie ich das Ladenöffnungsgesetz NRW verstehe, ohnehin schon aufmachen. 

Experimentierklauseln sind inzwischen in fast jedem Gesetzgebungsverfahren, zumin-
dest hinsichtlich des Bau- und Planungsrechts, relativ üblich. Ob das immer gut ist, sei 
mal dahingestellt. Die Fragen lauten dann ja wie folgt. Welche Standorte kommen ins 
Spiel? Heißt das, dass die Konzepte vielleicht darauf reagieren müssen? Die Einzel-
handelskonzepte sind ja nicht böswillig, sondern es wird versucht, zentrale Orte zu 
schützen und damit natürlich auch Mobilitätsströme, Versorgungsstrukturen usw. ein 
Stück weit zu arrondieren und zu definieren, soweit das planerisch möglich ist. Was 
macht das dann im System? Gibt es die Aufnahme bereits oder nicht? Es sollte noch 
mal geschaut werden, was da dann passiert, weil sich im Handel in den letzten Jahren 
viel verändert hat. Es haben sich neue Standortkerne herausgebildet, was immer ein 
Wechselspiel der Räume und Kräfte mit sich bringt. 

Thomas Maertens (Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit): Wir, die Gesellschaft 
für Fortschritt in Freiheit, stimmen diesem Gesetzentwurf im Großen und Ganzen 
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zunächst einmal zu, möchten jedoch auf die Schwierigkeiten, die das in der Fläche mit 
sich bringen kann, hinweisen. 

Anfangs wurde schon gesagt, dass dieses Problem in vier Bundesländern im Grunde 
genommen bereits abgeräumt worden ist, zuletzt in Hessen. Auch in Baden-Württem-
berg wird etwas zu dem Thema kommen. Vor diesem Hintergrund sehe ich es eigent-
lich so, dass Sie in Nordrhein-Westfalen sich diesem Ansinnen, das von der FDP-
Fraktion vorgetragen wurde, wohl kaum entziehen können. Da wird in der Fläche, in 
Deutschland vielleicht für eine gewisse Gleichberechtigung, für eine Gleichheit der Be-
handlung gesorgt werden müssen. 

Die Stunde der Automaten. Ich gehe jetzt mal über die Belebung der Innenstädte, über 
die wir in diesem Gremium schon im Januar diskutiert haben. Die Fragen lauten immer 
wie folgt. Was brauchen Sie für eine Belebung? Was für eine Belebung streben Sie 
an? Was brauchen wir denn? Wir brauchen die klassischen, schönen Innenstädte, die 
durch die Bürgerschaft, die dort Ausstellungen besucht, die dort einkaufen geht, die 
sich dort beraten lässt, die vielleicht auch einen Handwerker aufsucht usw., belebt 
wird. Ich glaube, dass das mit diesen Öffnungszeiten nur schwer erreicht werden wird. 

Ich kann nur für meine eigenen Stadt, in der ich wohne und in der ich auch mal Bür-
germeister war, sagen, dass diese Automaten vor allen Dingen des Nachts, wenn die 
Stunde der Automaten gekommen ist, für Beunruhigung sorgen und dass das Ord-
nungsamt am Montag dann die Probleme abarbeiten darf. Hinzu kommt – Frau 
Bongartz wird dazu vielleicht noch sprechen –, dass die Kommunen, wenn sie das 
nächtliche Aufkommen regeln wollen, gezwungen sind, Bebauungspläne aufzustellen, 
um die Zulässigkeit in der Fläche zu regeln. Sie lösen damit bei den Kommunen also 
auch Planungserfordernisse aus, wenn ein Bauantrag für eine solche Verkaufseinrich-
tung gestellt wird. Das wollte ich nur gesagt haben. Das wird nicht ganz ohne die Kom-
munen gehen. 

Eine Belebung und gleichförmige Öffnungszeiten sind natürlich im Interesse der In-
nenstädte. Ich denke jetzt auch an die Kunden: Es ist doch gut, wenn wir wissen, dass 
der Laden um 20:00 Uhr oder 22:00 Uhr zu ist und um 09:00 Uhr morgens wieder 
aufmacht. Danach kann sich jeder richten, und das ist im ländlichen Raum, wo wir 
Strecken zurücklegen müssen, um zum Einkaufen zu kommen, umso wichtiger. Wenn 
ich 20 Minuten fahre, um dann festzustellen, dass REWE, PENNY, Norma usw. ihre 
Öffnungszeiten nicht koordinieren können, ist das ein Problem. Vor dem Hintergrund 
sind geregelte, gleichförmige, gleiche, ähnliche Öffnungszeiten auf dem Land genauso 
wichtig wie in der Stadt. 

Wie sie mit der nächtlichen Nutzung, wenn die Stunde der Automaten schlägt, umgeht, 
muss jede Kommune selbst entscheiden. Ich weise nur auf die Probleme hin. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir haben Gelegenheit zu einer zweite Fragerunde. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Dr. Achten, Sie begrüßen den Gesetzentwurf unter ande-
rem aufgrund der deutlichen Klarstellung der Rechtsauslegung und Rechtsanwendung 
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für vollautomatisierte Verkaufsstellen. Häufig wird gesagt, dass es in dem Bereich 
auch bei den Betrieben noch viel Verunsicherung gibt. Können Sie diese Verunsiche-
rung und die Notwendigkeit einer Klarstellung anhand der Rückmeldungen, die Sie 
aus Ihren Mitgliedsbetrieben erhalten haben, bestätigen? 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Schulte, wie ist die Sichtweise der IHK zu den 
Chancen und ggf. zu den Nachteilen von Smartstores in Innenstädten, auch hinsicht-
lich schon jetzt bestehender baulicher Entwicklungen und der bestehenden Handels-
struktur? 

André Stinka (SPD): Herr Schüller, Sie sind auf der zweiten Seite Ihrer Stellung-
nahme auf die wirtschaftliche Bedeutung von vollautomatischen Verkaufsstellen ein-
gegangen. Wird für das übergeordnete Ziel der Sicherung der Nahversorgung aus Ih-
rer Sicht eine Ausweitung der Ladenöffnungszeiten, zum Beispiel an Sonntagen, für 
vollautomatische Verkaufsstellen benötigt? 

Jan Matzoll (GRÜNE): Herr Böhlke, wenn wir über Automaten, über Automatisierung 
sprechen, ist der Arbeitnehmer*innenschutz trotzdem relevant, weil alles kaputt gehen 
kann und es dann ggf. auch Personal bedarf. Deswegen würde ich gerne Ihre Ein-
schätzung dazu hören, wie Sie diese mögliche Entwicklung hin zu mehr Öffnungen am 
Sonntag von auf den ersten Blick vollautomatisierten Angeboten hinsichtlich des Ar-
beitnehmer*innenschutzes bewerten. 

Christian Loose (AfD): Herr Maertens, in den Innenstädten gibt es Kioske mit einer 
eigenen – ich sage mal – Tradition. Ich wohne ja jetzt im Ruhrgebiet; dort sind sie sehr 
interessant, weil man da auch abends noch hingehen kann. In den äußeren Berei-
chen – ich komme eigentlich aus dem ländlichen Bereich – gibt es Tankstellen, die 
zum Teil auch die gesamte Nacht geöffnet haben. 

Jetzt wird über automatisierte Verkaufsstellen gesprochen, insbesondere von kleine-
ren Märkten, von kleinen digitalen Märkten bis zu 120 m2. Inwiefern brauchen wir hier 
eine Erweiterung? Brauchen wir diese zusätzliche Handelsform? Welche Entwicklung 
der Handelsformen erwarten Sie zukünftig? 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir beginnen mit der zweiten Antwortrunde. 

Dr. Peter Achten (Handelsverband Nordrhein-Westfalen): Herr Brockes, wir haben 
es gerade im Bereich des Ladenöffnungsrechts mit einer Kaskade von Rechtspre-
chung zu tun, nicht nur zu kassen- oder personallosen Kleinstsupermärkten, sondern 
auch zu Sortimentsbeschreibungen. Das Bundesverwaltungsgericht hat im Dezember 
geurteilt, dass Christbaumschmuck zur Weihnachtszeit auch in Gartencentern verkauft 
werden darf. Kurzum gibt es so viel Unsicherheit, sodass alles, was in bestimmten 
Punkten Klarheit schafft, hilft. 
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Auch wenn die Rechtsprechung sowohl von der Entstehungsgeschichte des Laden-
schlussgesetzes als auch von der übrigen Herleitung her klarstellt, dass derartige Be-
triebsformate eben nicht unter das Ladenöffnungsgesetz fallen sollen, herrscht in der 
Kaufmannschaft – das ist leider ein Begriff, den ich nicht gendern kann – ganz klar 
Unsicherheit, weil die Situation in einigen Bundesländern so ist, dass das ausdrücklich 
geregelt wird. 

Man muss auch sehen, welches Bild man hier vor Augen hat. Es geht nicht nur um 
Automatenkioske in dem Sinne oder um einzelne Verkaufsautomaten, sondern es gibt 
vielfach selbstständige Lebensmittelkaufleute, die in einem ländlicheren Bereich aktiv 
sind und sagen: Wir würden mit einem solchen Automaten oder mit einem solchen 
Container, der dann ein bestimmtes Sortiment anbietet, durchaus in eine noch kleinere 
Gemeinde hineingehen. 

Die Frage ist ja, warum das woanders klar erlaubt ist und bei uns in NRW eben nicht. 
Wir werden von den Handelszentralen, die diese selbstständigen Kaufleute betreuen, 
auch gefragt, warum das hier nicht passiert. Die konkrete Antwort auf Ihre Frage lautet 
daher: Da besteht eine Erwartungshaltung, und daher sehen wir auch die Notwendig-
keit einer Klarstellung. 

Sven Schulte (IHK NRW): Herr Dr. Untrieser, die IHK NRW hält die Gesetzesände-
rung grundsätzlich für richtig und wichtig und sieht verschiedene Chancen – Sie frag-
ten nach Chancen und Risiken. 

Wir sind der Meinung, dass vollautomatisierte Verkaufsstellen dazu beitragen können, 
die Nahversorgung zu sichern, gerade im ländlichen Raum – das haben wir gerade 
schon gehört. Zudem bieten sie die Flexibilität, die veränderte Lebensverhältnisse mitt-
lerweile erfordern, um auch mal abends oder sonntags Alltagsartikel kaufen zu können. 

Eine Chance sehen wir – in Anführungsstrichen – leider auch hinsichtlich des Perso-
nalmangels. Vollautomatisierte Verkaufsstellen können den Handel entlasten, weil sie 
auch ohne Verkaufspersonal auskommen. Wir kennen solche Beispiele tatsächlich 
aus der Praxis, vornehmlich zum Beispiel aus dem Ladenhandwerk. 

Ganz wichtig ist – das hat Herr Dr. Kilic gerade schon angesprochen –, dass eine 
solche Gesetzesänderung Rechtssicherheit und Planungssicherheit für Unternehmen, 
die investieren wollen, schafft. Die wissen dann für jede einzelne Kommune, woran sie 
sind. In unserer täglichen Arbeit in den IHKs erfahren wir auch: Kommune A entschei-
det so, Kommune B sieht das dann wiederum anders. Als Unternehmer, der investie-
ren will, hat man Sie damit am Wickel. 

Zu den Risiken. Die Sorge um den Sonntagsschutz, der immer wieder vorgebracht 
wird, teilen wir nicht, denn der Sonntagsschutz bleibt erhalten. In diesen Läden arbeitet 
niemand. Die Handelsstrukturen, die Sie, Herr Untrieser, angesprochen haben, sind 
ebenso wenig betroffen. Aus unserer Sicht sind diese nicht gefährdet. Dafür gibt es ja 
Verkaufsflächenbegrenzungen oder Sortimentsbegrenzungen auf Alltagswaren. 

Da liegt der Teufel aber auch so ein bisschen im Detail; da muss man sich ehrlich 
machen. Die Abgrenzungen und Vorgaben müssen klar geregelt sein, damit es letztlich 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 10 - APr 18/969 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie (77.) 10.09.2025 
Hauptausschuss (44.) jae 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich)  
 
 
nicht angreifbar wird und auch keine Willküraspekte ins Spiel kommen. Wir haben immer 
wieder Willkürdiskussionen über Verkaufsflächendefinitionen, Sortimentsdefinitionen. 
Das muss man vorher klar prüfen – letztlich auch, um einen fairen Wettbewerb zu 
gewährleisten. 

Kurzum ist die Änderung aus unserer Sicht eine Chance, das Gesetz zeitgemäß an-
zupassen – eine zeitgemäße Anpassung ist ein wichtiger Punkt –, ohne die ge-
wünschte und bestehende Einzelhandelslandschaft zu gefährden. 

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Herr Stinka, vielen Dank für Ihre Fragen zur 
wirtschaftlichen Bedeutung und dazu, ob wir auch mit Blick auf die Nahversorgung 
eine Ausweitung des Ladenöffnungsgesetzes brauchen. Letztere beantworte ich zu-
erst: Der Umstand, dass wir heute hier sitzen, und die Stellungnahmen geben es mit 
Blick auf die rechtlichen Unsicherheiten her. Wir sprechen uns auf jeden Fall dafür aus, 
dass es eine Änderung des Ladenöffnungsgesetzes geben soll. 

Man könnte auch die Auffassung vertreten, dass die Lücken bei der Rechtssicherheit 
eigentlich dadurch geschlossen sind, dass das OVG geurteilt hat und das Hauptsache-
gericht in Köln dem gefolgt ist. Das sehen wir aber nicht so, denn das Ladenöffnungs-
gesetz und das Feiertagsrecht – das haben Sie heute auch schon gehört – sind viel-
fach umstritten. Es gibt verschiedenste Meinungen. 

In dem zugrunde liegenden Fall hat die zuständige Behörde auch aus der Überzeu-
gung heraus gehandelt, eine rechtmäßige Verfügung herauszugeben. Es ist dann an-
ders gekommen. Wir befürworten eine gesetzliche Klarstellung also nicht nur mit Blick 
auf die Unternehmen, damit die wissen, worauf sie sich einstellen können, sondern 
auch mit Blick auf den Vollzug, um beiden Seiten das Leben einfacher zu machen. 
Eine ganze Reihe anderer Bundesländer hat eine entsprechende Regelung aufgenom-
men; diese gleichen sich in wesentlichen Punkten. Der Gesetzentwurf, über den wir 
heute sprechen, ist an diese ja auch angelehnt. Aus dem Grund ist eine klarstellende 
Regelung sicherlich notwendig. 

Ich komme zum zweiten Teil der Frage: der Nahversorgung. Diese ist im stetigen Wan-
del, was wir alle wissen. Schauen Sie sich beispielsweise Düsseldorf an: Hier gibt es 
ein sehr großes und umfassendes Angebot an Infrastruktur für die Nahversorgung. Im 
ländlichen Raum sieht das hier und da schon ein bisschen anders aus. Automatenki-
oske – wir haben eben gehört, wann da der Kundenverkehr stattfindet – sind sicherlich 
kein Ersatz für die klassische Nahversorgung, können aber eine sinnvolle Ergänzung 
sein. Es gibt in den großen Städten, aber auch auf dem Land einige Automatenkioske. 

Wenn ein Unternehmer eine Geschäftsidee sieht und die durchführt, sollte er aus un-
serer Sicht auf jeden Fall nicht daran gehindert werden. Ich denke aber, dass auch 
klar ist, dass das eine Ergänzung, ein sinnvoller Ansatz für die Nahversorgung sein 
kann, aber sicherlich kein Ersatz. Der Markt hat diese Innovation hervorgebracht – das 
ist ja so –, und wir sehen auf jeden Fall keinen Grund, diese zu beschneiden. Wenn 
eine ausdrückliche Klarstellung im Ladenöffnungsgesetz mit Blick auf die Rechtssi-
cherheit einen Vorteil bietet, findet das unsere Zustimmung. 
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Nils Böhlke (ver.di Landesbezirk NRW): Herr Matzoll, der Arbeitnehmerschutz ist für 
uns der wesentliche Aspekt dieser Gesetzesinitiative. Zunächst einmal müssen wir 
zwischen aufgestellten Automaten, bei denen ich mir durchaus vorstellen kann, dass 
für diese in der Realität kein Personaleinsatz notwendig sein muss, und vollautomati-
sierten Geschäften, in die Menschen hineingehen und möglicherweise Verunreinigun-
gen wie eine heruntergefallene Milchtüte verursachen, unterscheiden. 

Ich weiß nicht, ob Sie aus Ihrem Alltag Self-Scanning-Kassen kennen. Spätestens bei 
jedem vierten Kunden erlebe ich es jedenfalls, dass jemand beim Personal nachfragt, 
wie das funktioniert, weil es nicht so funktioniert, wie man sich das vorstellt. Dement-
sprechend wird dann in irgendeiner Weise Personal notwendig sein. Es gibt in der 
Realität, glaube ich, keine vollautomatisierten Geschäfte, die tatsächlich vollkommen 
ohne Personal funktionieren. 

Anders als in einer der Stellungnahmen ausgeführt, ist nicht das Arbeitszeitgesetz, 
sondern das bundesweite Ladenschlussgesetz relevant. In diesem ist klar von Arbeit-
nehmern die Rede und nicht nur von Verkaufspersonal, das am Sonntag nicht einge-
setzt werden darf, wenn nicht eine ausdrückliche Genehmigung erfolgt. Dementspre-
chend bräuchte es jeweils eine solche Genehmigung, und es kann für vollautomatisierte 
Geschäfte nicht zu einer pauschalen Regelung kommen, die eine Öffnung ermöglicht. 

Hinzu kommt, dass gerade im ländlichen Raum, wenn es als einzige Verkaufsmöglich-
keit nur noch diese automatisierten Geschäfte gibt, weil die Nahversorgung nicht mehr 
stattfindet, der Unterschied zwischen dem Sonntag und dem Montag hinsichtlich der 
Geschäftigkeit an dieser Stelle nicht mehr gegeben ist. Vom Bundesverfassungsgericht 
ist aber vorgegeben, dass es zum Sonntagsschutz eine Unterschiedlichkeit geben muss. 

Thomas Maertens (Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit): Wir haben in den letzten 
30, 35 Jahren durch die Veränderungen der Handelslandschaft dafür gesorgt, dass 
der klassische Lebensmitteleinzelhandel die Dinge des täglichen Bedarfs im Grunde 
genommen alle in großflächigen Lagen anbietet. Alles, was größer als 800 m2 ist, be-
zeichne ich jetzt mal mit aller Vorsicht als zukunftsfähig. Das passt einfach nicht mehr 
in die Innenstädte, und es passt auch nicht zu diesen Lagen von 120 m2, 150 m2, zu 
dieser Geschäftsgröße, die mit diesem Gesetzentwurf, diesem Vorschlag hier offen-
sichtlich angestrebt wird. 

Wenn es in Ihrer Stadt irgendwo einen Lebensmittelhändler mit 600 m2, 700 m2 gibt, 
der durch den Einsatz der Verwandtschaft und allem, was dazu gehört, an der Grenze 
dessen ist, was noch leistbar ist, werden Sie dem mit diesem Angebot natürlich 
Schwierigkeiten bereiten. Es wird im Einzelhandel also eine Kannibalisierung einge-
führt, die vor Ort zu einer Verschärfung der Situation führen kann. Am Ende des Tages 
könnte das sogar bedeuten, dass Sie die Versorgung eher verschlechtern. Ich bitte 
einfach darum, darauf zu achten, dass es auch Schwierigkeiten geben kann, denn das 
ist nicht ganz so einfach. 

Ich komme noch mal auf die Stunde der Automaten zurück. 120 m2 sind in einer Innen-
stadtlage um 02:30 Uhr morgens, des Nachts kein Problem, wenn Sie kein Bier und 
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keinen Alkohol verkaufen. Sie können die ganze Debatte in den Kommunen, in den 
Gemeinderäten, in den Stadtverordnetenversammlungen – egal in welchem Bundes-
land – sofort entschärfen, wenn Sie den Alkohol herausnehmen. Dann haben Sie alle 
Sympathien auf Ihrer Seite. Herr Monßen, auch der Bundesverband der Deutschen 
Vending-Automatenwirtschaft hätte bzw. die Hersteller der Automaten hätten dann 
wirklich gar keine Probleme. Dann könnten Sie draußen im Grunde genommen auf 
eine Sympathiewelle hoffen. 

Wenn Sie dort aber Bier, Alkoholika anbieten und die dann auch noch vor dem Ge-
schäft in der Innenstadt, wo es schön warm und flauschig ist, an Ort und Stelle konsu-
miert werden, funktioniert es nicht. Sie wissen, welche Schwierigkeiten wir in den Kom-
munen damit haben, den Verzehr von Alkohol auf den Straßen in den Griff zu bekom-
men – denken Sie mal an die ganz großen Studentenstädte wie Heidelberg; das hat 
natürlich auch für große Gerichtsverfahren gesorgt – und wie schwer das in den Griff 
zu bekommen ist. 

Ich richte mich jetzt mal an alle Parteien Nordrhein-Westfalens hier im Landtag: Wenn 
Sie den Alkohol aus diesem Gesetzentwurf herausnehmen, wenn Sie das so definie-
ren, dass kein Bier und kein Alkohol verkauft wird, dann wird dieser Gesetzentwurf in 
den Kommunen, glaube ich, auf große Freude stoßen. Die Ordnungsämter werden 
Ihnen im übertragenen Sinne um den Hals fallen. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir kommen zur dritten Fragerunde. 

Ich habe am Anfang der Sitzung vergessen, darauf hinzuweisen, dass Frau Pätzold 
uns aufgrund nachfolgender Termine nur bis 14:30 Uhr zur Verfügung steht. Wer noch 
Fragen an Frau Pätzold hat, ist herzlich eingeladen, sie in dieser oder der danach 
folgenden Fragerunde zu stellen. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Bongartz, Sie bezeichnen die Automatenläden ja als 
„moderne Lösung […], um die Nahversorgung vor Ort zu stärken“, und als sinnvolle 
Ergänzung des Nutzungsmixes aus Ladengeschäften, Kulturangeboten, Restaurants, 
öffentlichen Einrichtungen und Grünflächen. 

Könnten Sie uns in diesem Sinne erläutern, welche Vorteile Sonn- und Feiertagsöff-
nungen vollautomatisierter Verkaufsstellen für die Kommunen und Städte vor Ort bie-
ten, insbesondere im Hinblick auf ländliche Gebiete, städtische Randbereiche sowie 
den Wunsch nach flexibleren Einkaufsmöglichkeiten? 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Dr. Kilic, ich habe eine rechtssystematische 
Frage. Laut des OVG Münster – Sie haben es auch ausgeführt – fallen Automaten und 
selbstständige Verkaufseinrichtungen im Moment nicht unter das LÖG NRW. In dem 
vor dem Urteil eingebrachten Gesetzentwurf der FDP wird dagegen davon ausgegan-
gen, dass vollautomatisierte Verkaufsstellen in den Anwendungsbereich des Laden-
öffnungsgesetzes fallen. Als Lösung wird vorgeschlagen, dass einige wenige, solche 
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bis 120 m2 und solche, die ausschließlich Waren des täglichen Gebrauchs anbieten, 
wiederum vom Anwendungsbereich ausgenommen sein sollen. 

Heißt es, wenn man diesem Gesetzentwurf folgt, denn dann nicht, dass größere Läden 
und solche, die nicht Waren des täglichen Ge- und Verbrauchs anbieten, wiederum 
unter das LÖG NRW fallen würden, was nach der derzeitigen Rechtslage ohne das 
neue Gesetz nicht der Fall wäre? 

André Stinka (SPD): Frau Bongartz, wir haben gerade von Befürchtungen gehört, 
dass Verkaufsstellen mit oder ohne Alkohol – das muss man noch schauen – die Ord-
nungsämter, die Ordnungssituation vor Ort eventuell überfordern könnten, gerade in Be-
zug auf ländliche Räume gesprochen, die ja keine riesigen Verwaltungseinheiten haben. 

(Sachverständiger Thomas Maertens: Genau!) 

Wie würden Sie die Handhabung dieser Einrichtungen bewerten? 

Jan Matzoll (GRÜNE): Meine Frage geht ebenfalls ein bisschen in die Richtung „ur-
baner Raum versus ländlicher Raum“. Das Thema ist schon ein paar Mal angeklungen. 
Frau Pätzold, laut des Bayerischen Ladenschlussgesetzes fallen vollautomatische 
Verkaufsstellen dort unter die üblichen Ladenöffnungszeiten. Die Kommunen haben 
aber die Möglichkeit, davon abzuweichen, sodass die Entscheidung letztlich bei der 
Kommune liegt. Das ermöglicht natürlich eine standortssensiblere Regelung. 

Wie bewerten Sie das? Wäre das ein Mittel, um mit den unterschiedlichen Situationen 
umzugehen, gerade im Hinblick darauf, die Versorgungssicherheit im urbanen Raum 
sowie im ländlichen Raum zu gewährleisten? 

Christian Loose (AfD): Herr Maertens, könnte es zu Wettbewerbsverzerrung kom-
men, wenn automatisierte Läden sonntags geöffnet haben, während die traditionellen 
Geschäfte geschlossen sind? 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir beginnen mit der dritte Antwortrunde. 

Christiane Bongartz (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Ich komme 
zunächst zu der Frage von Herrn Brockes in Bezug auf die sinnvolle Ergänzung. Das 
haben wir auch in unserer Stellungnahme angesprochen. 

Solche Smartstores bzw. Automatenkioske können insofern eine sinnvolle Ergänzung 
für das gesamte städtische bzw. auch das gemeindliche Gebiet darstellen, indem durch 
die im Vergleich zu den großen etwas kleineren Läden große Leerstände verhindert 
werden können bzw. nicht mehr auftreten. Das ist dann dieser eben angesprochene 
Mix, den wir sowohl für die Versorgung als auch für das gesamte Bild hätten: Man kann 
in den Gebieten dann Verkaufsstellen verschiedener Art vorfinden. Das führt natürlich – 
es wurde schon mehrfach angesprochen – zu Flexibilität für die Bevölkerung. An den 
bevorzugten Zeiten sieht man, wann Hochphasen der Nutzung dieser Kioske sind. 
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Dementsprechend ist das für die Bevölkerung, gerade auch im Rahmen der immer 
digitaler werdenden Lebensgestaltung, bestimmt ein Vorteil. 

Demgegenüber dürfen auch die vermeintlichen oder etwaigen Nachteile – das ist dann 
sozusagen die andere Frage – nicht ganz außer Acht gelassen werden. Es ist tatsäch-
lich so – das sieht, glaube ich, auch jeder als nicht unwahrscheinlich an –, dass auch 
das Potenzial für Beschwerden und Ruhestörungen zu diesen Nacht- und Wochenend-
zeiten recht groß ist, gerade wenn in solchen Automatenkiosken Alkohol enthalten ist. 

Dementsprechend gibt es vor Ort unter Umständen natürlich mal gewisse Konflikte. 
Das hängt wiederum auch mit den Lagen zusammen, wo sich solche Geschäfte und 
Verkaufsstellen dann etablieren. Wo es ohnehin sehr belebt ist, ist das vielleicht kein 
so großes Problem. Im ländlichen Raum, dessen Nahversorgung vielleicht etwas Gu-
tes getan werden sollte, kann es durch etwaige Lärmbelastung aber auch zu einem 
größeren Nachteil, einem größeren Problem werden. Deswegen muss das tatsächlich 
mitgedacht werden. 

Das kann auf jeden Fall auch zu einer tatsächlichen Mehrbelastung der Ordnungsäm-
ter führen. Gerade im kleinstädtischen Gebiet ist das Ordnungsamt zu den Zeiten – 
nachts und am Wochenende – nicht mit einer derartigen Rufbereitschaft ausgestattet, 
dass zu 20 Fällen von Lärmbelästigung gefahren werden kann; das ist personell über-
haupt nicht möglich. 

Ein weiterer Punkt zum Thema „Ordnungsämter“ ist, dass die Automatenkioske viel-
leicht ja auch mal außerhalb dieser Hochphasen kontrolliert werden müssen. Es kann 
ja sein, dass es dann beispielsweise zu dem Wareninhalt irgendwelche Beschwerden 
gibt, dass jemand sagt: Das zählt doch eigentlich nicht dazu. – Diesen muss das Ord-
nungsamt dann nachgehen, und auch das kann natürlich zu einem deutlichen Anstieg 
der Belastung führen. 

Eine Pro-forma-Kontrolle eines jeden Automaten ist natürlich überhaupt nicht denkbar, 
und das ist auch jedem bewusst. Allein im Hinblick darauf, wie viele Automaten es jetzt 
schon gibt, wird keine Stadt, egal wie viel Personal sie hat, die Gelegenheit haben, 
sich innerhalb eines Jahres jeden Automaten anzusehen. Je mehr existieren, desto 
geringer wird diese Möglichkeit natürlich. Die Prüfung ist immer anlassbezogen, aber 
die Anlässe werden dann tendenziell häufiger auftreten. 

Dr. Ahmet K. Kilic (Greenberg Traurig Germany): Herr Untrieser, Sie haben völlig 
recht. Momentan genießen selbsttätige Verkaufseinrichtungen vor dem Hintergrund der 
Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts eine Privilegierung. Diese würde Ihnen 
teilweise entzogen, wenn dieser Gesetzentwurf umgesetzt werden würde – allerdings 
nur im Hinblick auf das Ladenschlussrecht. 

Wie vorhin schon erwähnt gibt es neben dem Ladenschlussrecht auch das Feiertags-
recht. Das heißt, dass der Gesetzentwurf der FDP-Fraktion schon ein Mehr an Legali-
tät schafft, weil er den Betrieb in gewissem Umfang auch feiertagsrechtlich absichert. 
Diese Komponente ist in der OVG-Rechtsprechung und in der Rechtsprechung da-
nach nicht thematisiert worden, wurde von Behörden in der Vergangenheit aber auch 
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immer subsidiär herangezogen. Die feiertagsrechtliche Dimension des Ganzen darf 
nicht ausgeblendet werden. Gerade mit Blick auf das Feiertagsrecht erscheint der Ent-
wurf hinsichtlich der Legalisierung des Betriebs als sehr sachdienlich. 

Die Frage ist natürlich, ob man bei der Verkaufsflächenbegrenzung bleiben muss. Aus 
meiner Sicht ist die in dem Umfang nicht zwingend. Die Frage, ob die Schwelle nicht 
vielleicht etwas höher angesetzt werden sollte, um eine viel bessere Nachnutzung leer-
stehender Immobilien zu ermöglichen oder um die Flexibilität der Unternehmer nicht 
über das erforderliche Maß hinaus unnötig zu beschränken, können vor allem die Kol-
leginnen und Kollegen aus der Wirtschaft besser beantworten können. 

Ricarda Pätzold (Deutsches Institut für Urbanistik [per Video zugeschaltet]): Da 
das meine letzte Wortmeldung ist, möchte ich eine Beobachtung mit Ihnen teilen. 
Wenn jeder über seinem Kopf eine Blase mit der Verkaufsstelle, über die er gerade 
redet, hätte, würde es sehr verschiedene geben, denn es geht bunt durcheinander: 
von Automaten bis hin zu diesen vollautomatischen Kiosken, wie groß die dann auch 
immer sind. Es gibt sehr viele, die sind nur 40 m2 groß und haben trotzdem 700 Artikel. 
Das ist also sehr unterschiedlich. Da ist eine Präzisierung oder zumindest eine Klar-
stellung, ob es jetzt um einen Bahnhofsgetränkeautomaten oder um eine Verkaufs-
stelle geht, wichtig. 

Die automatischen Verkaufsstellen unter Genehmigungsvorbehalt zu stellen, würde 
die Kommunen zumindest in die Lage versetzen, entscheiden zu können bzw. darauf 
reagieren zu können, was dort passiert. Sie können, wie ich hoffe, sowieso zumindest 
bezüglich der Standorte mitreden. Wenn man gesetzlich keine Regelung treffen will, 
wo diese Öffnung für die Versorgung notwendig ist, dann wäre das zumindest eine Tür 
in die Richtung, dass es vor Ort noch eine Diskussion und eine Abschätzung darüber 
gibt, wie das da wirkt, ob man das haben möchte und ob das als sinnvolle Ergänzung 
gesehen wird. Ich sage zu der Frage: ja. 

Thomas Maertens (Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit): Ich wurde gefragt, ob 
es zu Wettbewerbsverzerrung kommt. Ich sage es noch mal: Wenn es im ländlichen 
Raum einen tatsächlich noch von einem selbstständigen Kaufmann geführten Markt 
gibt, der mit seiner Frau und seinem Sohn, seiner Schwiegertochter oder seiner Toch-
ter dort tatsächlich noch schuftet und den Laden am Leben hält, und dem wird ein 
150 m2 großer, vollautomatischer, digitaler Markt vor die Nase gesetzt, wird der Kauf-
kraftverluste haben. Damit müssen Sie rechnen. Deshalb sage ich allen Abgeordneten 
hier im Raum: Reden Sie, bevor Sie diesem Vorschlag zustimmen, mal mit Ihren Bür-
germeistern darüber, was draußen in der Fläche heutzutage tatsächlich die tägliche 
Sorge ist! 

Die Ordnungsämter haben übrigens keine Bereitschaftsmöglichkeiten, nachzugucken 
oder Beschwerden nachzugehen. Vielleicht haben Sie in Düsseldorf oder in Köln noch 
ein Ordnungsamt, das sich Stadtpolizei oder so etwas nennt, auch bewaffnet ist und 
diesen Dingen vielleicht auch nachgeht. Im ländlichen Raum gibt es das aber nicht. 
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Die Ortspolizeibehörde im ländlichen Raum ist nach dem Gesetz der Bürgermeister. 
Der muss sich in seiner Person als Bürgermeister dann darum kümmern und kann 
jemanden beauftragen, danach zu gucken. Das tobt sich alles auf dessen Schreibtisch 
aus. Direkt gewählte Bürgermeister werden von der Bevölkerung direkt angesprochen, 
wenn es nachts draußen Ärger gibt. 

Reserven, um in der Nacht auch noch nach einer neuen Marktform zu gucken und 
danach, was vor dem Laden so konsumiert wird, sind überhaupt nicht vorhanden. Ich 
muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Es geht nicht mehr. Wir müssen auch von diesem 
Anspruchsdenken, dass die untere Ebene das schon irgendwie in den Griff kriegen 
wird, weg, denn wir kriegen es nicht in den Griff. Wir kriegen es nicht in den Griff. 

Ich gebe Ihnen ein Beispiel aus unserer Stadt. Dort gibt es einen kleinen Automaten-
kiosk mit 10, 15 Automaten, und das ist an sich ja überhaupt kein Problem. Das Prob-
lem ist der Konsum vor dem Laden. Jetzt kommen die Beschwerden. Bislang ist der 
Laden nicht genehmigt. Der hat eine Baugenehmigung beantragt. Dabei steht im 
Grunde genommen noch eine Flächenumwandlung in Rede. Bevor der Antrag auf Ge-
nehmigung gestellt wurde, hat die Kommune schnell noch einen Aufstellungsbe-
schluss für einen neuen Bebauungsplan gefasst, um diese Dinge zu verhindern. Der 
Markt läuft, ist aber nicht genehmigt, und die Behörde duldet das im Augenblick; das 
wird hingenommen. So wird das in der ganzen Fläche sein. Schauen Sie deshalb bitte, 
dass Sie die Alkoholika aus dem ganzen Ding herausbekommen. Damit entschärfen 
Sie – ich sage mal – 90 % der Probleme. 

Wir sind an der Grenze, wenn ich das für die Kommunen mal so sagen darf. Frau 
Bongartz, Ihre Aufgabe ist es, hier jetzt mal die kommunale Seite zu vertreten. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir kommen zur vierten Fragerunde. 

Dirk Wedel (FDP): Ich widme mich nun etwas näher den rechtlichen Voraussetzun-
gen. Herr Dr. Kilic, Sie haben gerade schon zu Recht darauf hingewiesen, dass in 
Bezug auf die Sonntagsöffnung von Warenautomaten, Automatenstores, Smartstores 
usw. nicht nur das Ladenöffnungsgesetz, sondern ein umfassendes Rechtsregime ein-
schlägig ist: Es gelten Art. 140 Grundgesetz, bezugnehmend auf Art. 139 Weimarer 
Reichsverfassung, Art. 25 Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen, das Feier-
tagsgesetz NRW, das Ladenöffnungsgesetz und sogar noch einzelne Vorschriften, 
beispielsweise aus dem Arbeitszeitgesetz usw. 

Deswegen stelle ich noch die Kontrollfrage: Ist das Urteil des OVG dahin gehend zu 
verstehen, dass die Öffnung einer Akkumulation von Verkaufsautomaten in beliebiger 
Anzahl an Sonn- und Feiertagen in jedem Fall zulässig ist? 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Achten, Sie gehen in Ihrer Stellungnahme auch 
auf die Wettbewerbssituation zwischen dem klassischen stationären Einzelhandel und 
den Smartstores bzw. den neuen digitalen Möglichkeiten ein und halten eine Beein-
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trächtigung des normalen bzw. des herkömmlichen Handels für ausgeschlossen. Gibt 
es Erfahrungswerte, oder wie kommen Sie zu dieser Einschätzung? 

André Stinka (SPD): Herr Böhlke, Sie führen in Ihrer Stellungnahme juristische Be-
denken zum Gesetzgebungsvorhaben aus. Könnten Sie Ihre Bedenken, insbesondere 
mit Blick auf die Bestimmtheit des Schutzes der Sonn- und Feiertagsruhe, ausführen? 

Ich muss die Sitzung gleich verlassen. Ich bin die Vertretung für eine Kollegin, und 
schaffe es sonst nicht zu meinem nächsten Termin. Das ist also keine Missachtung. 

Jan Matzoll (GRÜNE): Herr Schulte, Sie haben eben schon eine Einschätzung dazu 
abgegeben, wie Sie das einordnen. Das Thema bewegt sowohl die Landschaft als 
auch uns, die Politik, schon länger. Dementsprechend habe auch ich schon mit vielen 
Vertreterinnen und Vertretern der IHK, aber eben auch des Handels vor Ort über das 
Thema gesprochen. Dabei habe ich eine große Differenzierung zwischen dem ländli-
chen und dem urbanen Raum festgestellt. 

Wie würden Sie die Möglichkeit einer Differenzierung zwischen dem ländlichen 
Raum – Stichwort „Versorgungssicherheit“ – und dem urbanen Raum, einhergehend 
mit dem Verdrängungswettbewerb und möglichen nächtlichen Zusatzaktivitäten, ein-
schätzen und eine entsprechende Differenzierung, sei es wie die Regelung in Bayern 
oder eine andere, bewerten? 

Christian Loose (AfD): Herr Maertens, wer profitiert denn vom Schutz des Sonn- und 
Feiertagsgebotes? 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir fangen mit der vierten Antwortrunde an. 

Dr. Ahmet K. Kilic (Greenberg Traurig Germany): Herr Wedel, meinen Sie Waren-
automaten, oder meinen Sie auch sonstige Konzepte? 

(Dirk Wedel [FDP]: Smartstores!) 

Vor dem Hintergrund der jüngsten Rechtsprechung kann in jedem Falle angenommen 
werden, dass der Betrieb ladenschlussrechtlich unbeschränkt zulässig ist, unabhängig 
von der Verkaufsfläche, dem Sortiment oder anderen Faktoren. Die feiertagsrechtliche 
Zulässigkeit haben das OVG und die anderen Gerichte nicht näher untersucht, weil 
das von keiner Seite ins Feld geführt wurde, und diese ist wie eingangs erwähnt eine 
Blackbox. Das wurde in der Vergangenheit schon häufiger als Argument angeführt. 
Diese Blackbox, diese Unsicherheit ließe sich durch eine gesetzliche Regelung besei-
tigen, weil das Feiertagsrecht, wenn es eine ausdrückliche normative Verankerung 
gibt, zurücktritt. Das ist feiertagsrechtlich explizit angeordnet. 

Es gibt zwar noch die Möglichkeit, auf der Interpretationsebene zu argumentieren, 
dass bestimmte Warenautomaten oder Automatenkioske, die denen entsprechen, in 
ihrer Wirkung im Wege der verfassungskonformen Auslegung herauszunehmen sind. 
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Das wäre aber auch ein Mienenfeld. Ich erachte die ausdrückliche normative Veran-
kerung als die mit Blick auf das Feiertagsrecht rechtssicherste Ausgestaltung. 

Dr. Peter Achten (Handelsverband Nordrhein-Westfalen): Warum erwarten wir 
keine schädlichen Auswirkungen auf den traditionellen Einzelhandel? Wir haben das 
Thema in unseren Gremien, in denen alle Betriebsformen und Formate vertreten sind, 
intensiv diskutiert. Die Antwort lautet: Es muss genau hingeschaut werden, worüber 
geredet wird. 

Wird über den urbanen Raum, einzelne Verkaufsautomaten geredet, muss einfach 
festgestellt werden, dass da nicht die Welt neu erfunden wird. Es gibt Trinkhallen; es 
gibt Bahnhöfe; es gibt Tankstellen. Wer zwingend möchte, deckt dort bereits be-
stimmte Bedarfe. Daher sind Wettbewerbsauswirkungen im Sinne von Umsatz-
abschöpfungen vom – vornehmlich – Lebensmitteleinzelhandel vernachlässigbar. 

Wird über den ländlichen Raum geredet, muss sich auch da genau angeschaut wer-
den, wovon gesprochen wird. Die kassenlosen oder digitalen Kleinstsupermärkte wer-
den ja nicht in Gebieten errichtet, in denen schon eine sehr gute Versorgung vorliegt. 
Die werden regelmäßig in Gebieten errichtet, in denen es eben keine Mantelbevölke-
rung von 5.000 bis 10.000 Menschen gibt – diese ist notwendig, um ein Vollsortiment 
zu betreiben –, also in kleineren Einheiten. 

Um im Bild zu bleiben: Zum einen hat ein Betreiber im Lebensmitteleinzelhandel, der 
mit seiner Ehefrau und seinem Sohn einen Laden mit 600 m2 betreibt, meistens schon 
30 Beschäftigte. Zum anderen bietet sich vielleicht gerade für diese Betriebe die Mög-
lichkeit, solche Konzepte mitzugehen. Wir erleben, dass es selbstständige Kaufleute 
sind, die sagen: Wir diversifizieren. – Ich spreche jetzt vom sehr ländlichen Raum wie 
der Voreifel oder so. In Simmerath lohnt sich der Betrieb noch, aber fünf Orte weiter, 
wo die Leute bisher 15 km, 20 km zu fahren hätten, könnte ein solcher Verkaufsauto-
maten hingestellt werden. 

Um so etwas betriebswirtschaftlich sinnvoll betreiben zu können, gibt es da ja auch 
andere Preisstrukturen. Die Bequemlichkeit wird ihren Preis haben, sodass dort keine 
kompletten Versorgungseinkäufe getätigt werden; damit wird ein Stück weit der Ver-
gessensbedarf bedient. Dadurch werden bestimmte Themen reguliert. 

Wir würden, falls wir dem Gesetzesvorschlag folgen, die Welt also nicht komplett ver-
ändern oder große Wettbewerbsauswirkungen erleben. Wir würden einfach im digita-
len Zeitalter entstehende Möglichkeiten – personallos; unterschiedlichste Systeme –, 
so etwas zu betreiben, anwenden. 

Ich gebe noch den kleinen Hinweis, dass auch der traditionelle Einzelhandel an Sonn-
tagen nicht komplett ohne Personal auskommt. Wenn eine Kühlung kaputtgeht, muss 
da jemand hin; wenn das Milchregal umfällt, muss da auch jemand hin. Da gibt es also 
keinen Unterschied. 

Nils Böhlke (ver.di Landesbezirk NRW): Gefragt wurde nach der Bestimmtheit der 
Rechtsbegriffe. Ich hatte eben schon bezüglich der täglichen Waren des Ge- und 
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Verbrauchs ausgeführt. Wir sprechen hier über den Sonntagsschutz, der im Grundge-
setz einen hohen Rang einnimmt. Dementsprechend muss sehr genau geregelt werden, 
was notwendig ist, um eine Ausnahme vom LÖG NRW – diese ist laut dem Gesetz-
entwurf vorgesehen – zu ermöglichen. 

Wir sehen dazu in dem vorliegenden Gesetzentwurf einige Punkte, zum Beispiel zu 
Waren des täglichen Ge- und Verbrauchs – das haben wir schon ausgeführt –, aber 
auch zum Begriff der digitalen Lösung. Ich würde noch ergänzen wollen, dass auch 
die Personalfreiheit nicht ausreichend bestimmt ist, um zu gewährleisten, dass diese 
Ausnahme vom Tatbestand des Sonntagsschutzes ausreichend begründet worden ist. 

Es wurde gerade schon ausgeführt, dass Personal dann tatsächlich notwendig sein 
wird. Wenn diese Möglichkeiten zusätzlich geschaffen werden, würde das natürlich für 
zusätzliche Beschäftigte bedeuten, am Sonntag arbeiten zu müssen. Gerade wenn 
sich diese digitalisierten Verkaufsstellen nur lohnen, sofern sie auch am Sonntag ge-
öffnet sind – das würde ich übrigens infrage stellen; dafür wurden nämlich nur ökono-
mische Argumente, die laut des Bundesverfassungsgerichts eben nicht ausreichend 
sind, und keine Versorgungsargumente angeführt –, kommt im ländlichen Raum das 
Problem hinzu, dass der Sonntag genauso geschäftig wäre wie der Montag, dass die 
Geschäfte genauso geöffnet hätten wie am Montag. Dann wäre der Ausnahmetatbe-
stand, der laut des Bundesverfassungsgerichts zwingend vorliegen muss, tatsächlich 
nicht mehr gegeben. 

Sven Schulte (IHK NRW): Herr Matzoll, ich halte es für richtig und wichtig die Diffe-
renzierung zu beleuchten, denn ich bin da bei Frau Pätzolds Hinweis mit den Blasen: 
Wir reden hier, glaube ich, durchaus über unterschiedliche Ansätze. 

Wir haben schon öfter gehört, dass es im ländlichen Raum vermutlich rund um die 
Uhr – vielleicht auch am Wochenende, aber eben nicht nur explizit am Wochenende – 
vor allem um das Auffangen von Versorgungslücken geht. 

In urbanen Räumen sieht das vermutlich ein bisschen anders aus; das ist ein anderer 
Ansatz, über den wir da reden. Da geht es vor allem um eine Ergänzung zu bestimmten 
Zeiten – urbane und veränderte Lebensstile wurden gerade schon angesprochen –, 
wie nach Geschäftsschluss und an den Wochenenden, wenn unter Umständen nichts 
zu haben ist. Das ist hier der Ansatz und bringt natürlich andere Herausforderungen 
mit sich – da bin ich auch bei Ihnen. 

Beim Thema „Verdrängung im urbanen Raum“ bin ich bei Herrn Dr. Achten. Wir haben 
gerade gehört, wie man das einschätzen kann, und ich ergänze das noch mit meinem 
Hinweis aus der ersten Runde, dass wir in diesem Gesetzentwurf auch Verkaufsflä-
chen- und Sortimentsbegrenzungen andenken sollten. 

Neben der Verdrängung haben Sie den Aspekt „Belästigung“ angesprochen. Dazu ha-
ben wir auch schon ein bisschen was gehört. Ich möchte aber noch ergänzen, dass 
das nicht nur eine öffentliche Aufgabe ist. Der öffentliche Raum ist natürlich eine öf-
fentliche Aufgabe; der muss gesichert werden. Es muss sanktioniert werden, wenn 
Leute gegen Regeln verstoßen. Es ist aber natürlich auch im Interesse der Betreiber, 
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dass der eigene Laden in Schuss bleibt. Letztlich wird sicherlich auch die Unterneh-
merseite etwas dafür tun, um sicherzustellen, dass der Laden sauber ist, dass er sicher 
ist. Ich bin kein Arbeitsrechtler, glaube aber, dass Sicherheitspersonal ein bisschen 
anders zu bewerten ist als Verkaufspersonal. 

Zusammenfassend reden wir meines Erachtens in weiten Teilen über unterschiedliche 
Zielgruppen und vielleicht auch über unterschiedliche Geschäftsmodelle. 

Thomas Maertens (Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit): Von der Sonn- und Fei-
ertagsruhe profitiert im Grunde genommen jeder – sowohl derjenige, der Kunde ist 
oder Kunde werden würde, als auch derjenige, der kein Kunde ist, sondern da wohnt. 
Wer da wohnt, hat Ruhe. Derjenige, der Kunde ist, kann am Sonntag halt nicht einkau-
fen und hat dadurch auch Ruhe. Die Einhaltung dieses Sonntagsgebotes, wie es ja 
auch in der Verfassung steht, dient „der seelischen Erhebung“. 

Als die Altvorderen das Anfang der 50er-Jahre formuliert haben, wussten die im Grunde 
genommen schon, worum es da geht, und die kannten weder unsere Handelsland-
schaft noch hatten die von einer voll digitalisierten Handelslandschaft Ahnung – das 
konnten die sich gar nicht vorstellen. Die haben sich vielleicht auf Experimente bezo-
gen, wie sie in den 20er- und 30er-Jahren in Russland oder auch in Frankreich durch-
geführt wurden – ich gehe nur kurz darauf ein –, und in deren Rahmen schon mal 
versucht wurde, diesen Siebentagerhythmus zu verändern. Dieser Rhythmus, das am 
siebten Tag geruht wird, ist dem Menschen innerlich vorgegeben; was wir da einhalten, 
ist im Grunde genommen dreieinhalbtausend Jahre alt. 

Wir schrauben gerade an einem sehr alten menschlichen Lebensgesetz herum. Wir 
führen eine neue Handelsstruktur ein, die wir, wenn wir sie eingeführt, wenn wir sie 
einmal freigegeben haben, nicht wieder zurücknehmen werden. Der Betrag „120 m2“ 
ist ein beliebig gefasster, sozusagen aus dem Raum gegriffener. Es könnten auch 
150 m2 sein. Wer sagt uns, dass in zehn Jahren nicht ein Händler wie REWE oder 
EDEKA kommt, eine neue Kette entwickelt hat und sagt: „Wir wollen das jetzt auf 500 m2 
und auf 600 m2 durchsetzen“? Nach oben gibt es da dann keine Grenze mehr. Die Han-
delslandschaft wird sich verändern. Mit Bezug auf die heutige Diskussion wird dann ge-
sagt werden: Da ist ja niemand, und das Sicherheitspersonal stellen wir halt so dahin. 

Der Angriff, den siebten Tag, den Tag der Arbeitsruhe, aufzulösen, läuft natürlich stän-
dig – aus ökonomischen Gründen und wegen nichts anderem. Die Frage ist natürlich, 
wie wir leben wollen. Wie wollen Sie leben? Wollen Sie eine Gesellschaft, die 24/7, 
rund um die Uhr läuft? Wollen Sie ständig diesem Konsum ausgesetzt sein? Wir alle 
haben sowieso einen PC. Wenn man einen Schraubenzieher braucht, kann man die-
sen am Sonntagabend bei Amazon bestellen. 

Dem Grunde nach ist das eigentlich eine Entwicklung in die falsche Richtung. Das ist 
vielleicht eine Old-School-Argumentation, die ich Ihnen hier vortrage, aber schauen 
Sie sich doch mal die Entwicklung der Gesundheit in unserem Land an; schauen Sie, 
wie viele an Burn-out Erkrankte es gibt und was für ein großes Problem das ausmacht. 
Das ist auch ein Ergebnis der Ruhelosigkeit in der Gesellschaft. 
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Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wenn es weitere Fragen gibt, haben wir die Gelegen-
heit für eine fünfte Fragerunde. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Monßen, in einer Stellungnahme und auch hier münd-
liche ist bezweifelt worden, dass vollautomatisierte Verkaufsstellen an Sonn- und Fei-
ertagen vollständig ohne Personal betrieben werden können. Könnten Sie die techni-
schen Abläufe des Betriebs im Hinblick auf den Personaleinsatz und auf besondere 
Situationen, Störfälle – die Tüte Milch ist hier im Raum sprachlich ja schon häufiger 
auf den Boden gefallen als in der Realität – erläutern? 

(Heiterkeit) 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Dr. Kilic, Sie haben ausgeführt, dass wir zum 
Sonn- und Feiertagsschutz immer in einem Spannungsverhältnis stehen. In anderen 
Bundesländern gibt es schon rechtliche Regelungen, an denen wir uns auch orientie-
ren oder die wir zumindest anschauen. Da müsste es dann ja die gleiche Problematik 
hinsichtlich des Sonn- und Feiertagsschutzes geben. 

Kennen Sie irgendwelche Verfahren dazu, die in den Bundesländern schon geführt 
worden sind? Wurde das irgendwo anders mal problematisiert? Wir wollen am Ende 
schließlich eine rechtssichere Regelung erreichen. Ich habe vernommen, dass der Fei-
ertagsschutz betroffen wäre, und dann gäbe es ja zumindest ein Risiko der Rechtsun-
sicherheit. Gibt es dazu Erfahrungen? 

Jan Matzoll (GRÜNE): Ich würde den Blick gerne wieder in ein anderes Bundesland 
richten, nämlich nach Bayern. Frau Bongartz, nach meiner Frage, ob eine Regelung 
den Kommunen eine standortsensible Entscheidung – ja oder nein –, die die Probleme 
minimiert und die Chancen erhöht, ermöglicht, möchte ich von Ihnen nun Folgendes 
wissen. 

Wie schätzen Sie diese Regelung ein? Wie sind aus Ihrer Sicht die Erfahrungen in 
Bayern dazu? Ist es eher eine zusätzliche Belastung für die Kommunen, selbst die 
Entscheidung treffen und dann eben auch mit den entsprechenden Konsequenzen zu-
rechtkommen zu müssen? Die direkt gewählten Bürgermeister sind eben angespro-
chen worden. Wie schätzen Sie das ein? Ist das eine Chance für die Kommunen, aus 
der man vielleicht auch einen Standortvorteil erwachsen lassen kann, oder ist es eher 
eine Belastung, diese Verantwortung den Kommunen zu übergeben? 

Christian Loose (AfD): Die Milchtüte kennt man auch aus anderen Branchen: Ich 
habe ja mal bei der Bank gearbeitet, und wenn Sie jemanden ärgern wollen, ziehen 
Sie dreimal Geld und vergessen aber, es aus dem Schacht zu nehmen. Daraufhin wird 
es eingezogen. Die Geldautomaten haben in der Regel aber nur zwei Schächte, so-
dass beim dritten Mal ein Mitarbeiter rauskommt und für die Fahrt zum Geldautomaten 
zumindest 150 Euro kriegt. Diese Milchtüte gibt es also auch in anderen Branchen, 
zum Beispiel bei Geldautomaten etc. 
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Die große Frage ist, ob das alles der Markt regeln kann. Herr Maertens, kann das nicht 
einfach alles dem Markt freigeben werden, nach dem Motto: „Sollen die doch entschei-
den, ob sie öffnen oder nicht öffnen“? Sollten im Grunde alle am besten über alles 
entscheiden? 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Dann beginnen wir mit der fünften Antwortrunde. 

Norbert Monßen (Bundesverband der Deutschen Vending-Automatenwirtschaft): 
Die Struktur der Automatenbetriebe ist in der Regel wie folgt. Das sind überwiegend 
Familienbetriebe. Es gibt kaum Ketten – zumindest keine Ketten, die Automatenkioske 
betreiben. Es gibt eine Zentrale; es gibt einen Hauptsitz der Firma. Da gibt es eine 
Werkstatt; es gibt ein Lager für Lebensmittel usw. 

Automaten gibt es in Kiosken, in Betrieben. Die Mitarbeiterversorgung ist immer noch 
der Hauptbereich, in dem Automaten in Deutschland betrieben werden. 

Automatenkioske verfügen in der Regel nicht über ein eigenes Lager, das nur ange-
fahren werden muss. Bei denen passiert genau dasselbe wie bei denen in Betrieben: 
Sie werden in regelmäßigen Abständen befüllt. 

(Thomas Maertens [Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit] verlässt den 
Sitzungssaal.) 

Der Füllstand wird in der Regel aus der Ferne überwacht, und wenn ein Automat aus-
fällt, dann fällt er eben aus – das ist in jedem Betrieb gelebte Praxis – und macht keinen 
Umsatz. Der Automatenbetreiber und seine Mitarbeiter möchten auch gerne ein freies 
Wochenende haben. In unserer Branche gibt es eine Fünftagewoche. Da ist also nie-
mand, der da hingehen kann. Das ist die gelebte Praxis, und mit dieser leben die, mit 
dieser machen die ihre Geschäfte und kommen damit klar. 

Lassen Sie mich bei der Gelegenheit vielleicht noch eins sagen. Hier wurde jetzt mehr-
mals der Verkauf von Alkohol an Automaten angesprochen. Unsere gesetzlichen Re-
gelungen sind eindeutig. Das Jugendschutzgesetz verbietet den Verkauf von Alkohol 
an Automaten, es sei denn, die Automaten stehen zum Beispiel in einem Hotel usw., 
werden überwacht oder verfügen über eine Alterskennung. Das gibt es. Für Spirituo-
sen gilt nach dem Gaststättengesetz ein absolutes Automatenverbot. 

Herr Maertens, es kommt mir so vor, als wenn Sie die Automaten sozusagen als eine 
Unterabteilung der Spirituosenindustrie ansehen. 

(Heiterkeit) 

Sie sehen die Gefahr, dass da weiß Gott was passiert. Ich kann natürlich nicht aus-
schließen, dass da mal etwas passiert, das in Tankstellen üblich ist. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Wir haben diese Erfahrung aber nicht gemacht. 

(Thomas Maertens [Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit] betritt den 
Sitzungssaal.) 
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In der Regel sind es nicht nur Ordnungskräfte – diese sind quasi nicht vorhanden –, 
die aufpassen, sondern meistens sind das Eltern, Nachbarn oder sonstige Leute. 
Wenn da etwas ist, wenn da irgendwelche Missstände auftreten, dann ist jedenfalls 
ganz schnell ein Ordnungsamt dabei. Die Sorge, wir seien eine Verteilungsstelle, kann 
ich Ihnen nehmen. 

Dr. Ahmet K. Kilic (Greenberg Traurig Germany): In der Rechtsprechung zu vollau-
tomatisierten Konzepten, die wie die Konzepte selbst vergleichsweise jung ist, wurde 
die feiertagsrechtliche Dimension bis jetzt noch nicht näher beleuchtet. Das liegt 
schlicht und ergreifend daran, dass die Gerichte den Sonn- und Feiertagsbetrieb bis 
zur Entscheidung des OVG Münster mit Blick auf das Ladenschlussrecht stets für un-
zulässig erklärt haben. Das OVG Münster hat eine kleine Wende eingeleitet. 

Es ist zu erwarten, dass sich Behörden und dann auch Gerichte in naher Zukunft mit 
der Frage auseinandersetzen müssen, wie das Ganze feiertagsrechtlich aussieht. Aus 
Entscheidungsgründen zu früheren Entscheidungen geht hervor, dass sich Behörden 
subsidiär auch auf das Feiertagsrecht gestützt haben. Es kam nur nie darauf an, weil 
eine sehr konservative Linie gefahren worden ist. 

Meine Erwartungshaltung ist, dass diese Frage immer mehr in den Fokus rückt. Das 
hat der bayerische Gesetzgeber erkannt. Aus der dortigen Begründung ergibt sich ex-
plizit, dass man den Sonn- und Feiertagsbetrieb auch feiertagsrechtlich absichern 
wollte und sich deswegen letztlich für eine positive Erlaubnis entschieden hat. Das 
Feiertagsrecht ist kein Scheinproblem, sondern wird letztlich der letzte Notnagel sein, 
wenn man den Sonn- und Feiertagsbetrieb verbieten möchte. 

Christiane Bongartz (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Hinsicht-
lich der Regelung, die Bayern getroffen hat und die ich vergleichen sollte, haben wir 
als NRW-Verband natürlich keinen direkten Zugriff auf die Erfahrungswerte, wie es in 
Bayern läuft. Es ist vielleicht auch noch ein bisschen zu früh, um die Praxiserprobung 
zu kennen. Die Regelung gibt es da ja auch noch nicht so lange. Es wäre auf jeden 
Fall interessant, das im Auge zu behalten. 

Die Kommunen haben ein Stück weit eine Steuerungsmöglichkeit – das ist schon an-
gesprochen worden – über das Bauplanungsrecht. Es ist natürlich nicht so, dass wir 
aus kommunaler Sicht mit so einer Regelung im LÖG NRW komplett schutzlos wären. 

Ich würde nicht per se sagen, dass die Regelung in Bayern überhaupt nichts für uns 
wäre. Es müsste nur geschaut werden, ob der tatsächlich entstehende Mehraufwand 
auf kommunaler Seite dann auch zu einer Verbesserung führt, wie das im Verhältnis 
ist und ob sich das dann lohnt. Ansonsten hätten wir unnötig Bürokratie für einen wei-
teren Zwischenschritt geschaffen. 

Es ist auf jeden Fall sinnvoll, um Erfahrungsberichte aus Bayern zu bitten – sowohl 
aus der Sicht der Landesregierung als auch aus unserer Sicht, der Sicht der kommu-
nalen Spitzenverbände. 
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Thomas Maertens (Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit): Ich wurde gefragt, ob 
das nicht einfach alles dem Markt überlassen werden kann. Es ist natürlich eine sehr 
verlockende Perspektive, zu sagen: Wir geben einfach alles frei, und der Einzelhändler 
entscheidet selbst, was er macht und ob er das unternehmerische Risiko eingeht, ein 
Geschäft zu errichten. Der Kunde wird schon darüber entscheiden, ob es die Nach-
frage gibt und ob er die entsprechenden Geschäftsergebnisse erzielen kann. 

Bei der Sonn- und der Feiertagsruhe würde das aber ein Stückchen zu weit führen. An 
sich bin ich ein Anhänger von Deregulierung und auch vom Abbau der Bürokratie. Ich 
bin auch nicht der Meinung, dass dieses ganze Problem bei den Kommunen abgela-
den werden sollte, denn das Problem entsteht ja nur wegen dieser nächtlichen Öff-
nungszeiten. Ansonsten haben die Kommunen überhaupt keine Probleme mit 150 m2 
digitalem Einzelhandel. Ich bin der Meinung, dass schon dafür gesorgt werden muss, 
dass Sonn- und auch Feiertage Ruhetage bleiben. 

Wenn man das Thema jetzt öffnet, muss man sich aber ständig des gesellschaftlichen 
Spannungsfeldes bewusst sein. Das sind wir hier uns ja auch; das will ich gar nicht in 
Abrede stellen. Es muss die nächsten Jahre einfach beobachtet werden, wie weit wir 
noch gehen können. 

Ich halte mich an den alten Spruch, den die Evangelische Kirche vor, ich glaube, 25 
oder 30 Jahren mal für eine Pressekampagne geschaffen hat: „Ohne Sonntag gibt’s 
nur noch Werktage“. In diese Richtung entwickelt sich die ganze Debatte. Das ist ein 
Schlagwort gewesen: „Ohne Sonntag gibt’s nur noch Werktage“. Ich habe noch so 
einen Aufkleber; der hängt bei mir in der Garage. Das war damals schon ein gesell-
schaftliches Konfliktfeld ersten Ranges. 

Lassen Sie den Alkohol weg. Ich weiß, dass diese Automatengeschäfte ordnungs-
rechtlich nicht kritisiert werden können, Herr Monßen. Durch die Kreditkarten und 
durch die Debitkarten haben Sie den Verkauf zu 100 % im Griff, und die Jugendschutz-
gesetze halten Sie auch ein. Dagegen ist nichts zu sagen; das machen diese Automa-
ten wirklich sehr präzise und zuverlässig. 

Tankstellen, Kioske und Automaten in der Firma sind aber auch alles Orte mit sozialer 
Kontrolle, und genau diese soziale Kontrolle wollen Sie ja nicht haben, sondern Sie 
wollen ein vollautomatisiertes Verkaufsgerät ohne Personal. Vor dem Hintergrund ist 
die Ausgangssituation eine andere. 

Wenn Sie Ihre Automaten so einstellen würden, dass die ab 20:00 Uhr kein Bier und 
keinen Alkohol mehr verkaufen, würde ich sagen: Okay, das lassen wir laufen; das 
gehen wir mit. – Alles andere führt aber zu Problemen, und die laden Sie am Montag 
danach dann bei den Kommunen, beim Ordnungsamt ab. Glauben Sie mir: Der Tag 
ist einfach so. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir starten in die sechste Fragerunde. 

Dirk Wedel (FDP): Ich möchte zur Klarstellung der rechtlichen Einordnung der Milch-
tüte – in Anführungsstrichen – noch eine Frage stellen. Herr Dr. Kilic, ist der Einsatz 
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des in § 10 Arbeitszeitgesetz aufgeführten Personals, beispielsweise Bewachungs- 
oder Reinigungspersonal, aus rechtlicher Sicht auch in einem vollautomatisierten Ver-
kaufsshop an Sonn- und Feiertagen unproblematisch? 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Vielleicht müssen wir die Milchtüte auch mal definieren. 

(Heiterkeit von Dirk Wedel [FDP]) 

Herr Dr. Kilic, zum Geltungsbereich steht im Gesetzentwurf der FDP im neuen 
§ 2 Abs. 1 LÖG NRW, dass es um Verkaufsstellen geht, und im neuen § 2 Abs. 2 LÖG 
NRW werden vollautomatisierte Verkaufsstellen wiederum ausgenommen. Ich fand es 
sprachlich logisch, da eine Ausnahme zu machen. Sie sagen aber trotzdem, dass es 
günstiger wäre, so wie in Bayern eine andere Terminologie zu verwenden. Warum? 

Jan Matzoll (GRÜNE): Herr Böhlke, Sie haben am Anfang und auch in Ihrer Stellung-
nahme auf Ihre juristischen Bedenken bezüglich der hinreichenden Bestimmtheit von 
Waren des täglichen Ge- und Verbrauchs hingewiesen. Was wäre Ihre Vorstellung 
davon, wie das gelöst werden könnte? Auch ohne eine weitere Liberalisierung gibt es 
diese Unklarheit des Begriffes, die zu Problemen führt. Zum Beispiel gab es zu den 
Kiosken etc. in Mönchengladbach diverse Themen, die für Unruhe gesorgt haben. Wie 
würden Sie für größere Klarheit sorgen wollen? Wie würden Sie sich eine gesetzliche 
Regelung vorstellen, die – unabhängig davon, ob man an der Stelle zu mehr oder we-
niger Liberalisierung neigt – die Klarheit erhöhen kann? 

Christian Loose (AfD): Herr Maertens, wofür brauchen Menschen eigentlich Ruhe? 
Wofür brauchen sie geregelte Ruhe? 

Dr. Ahmet K. Kilic (Greenberg Traurig Germany): Zur ersten Frage. Der Einsatz von 
Verkaufspersonal ist schon vom Begriff her ausgeschlossen. Digitale Supermärkte 
oder vollautomatisierte Verkaufsstellen kann es nur geben, wenn während des Be-
triebs kein Verkaufspersonal anwesend ist. 

Zum Einsatz von Arbeits- und Reinigungspersonal. Soweit der bestimmte Arbeitneh-
mereinsatz unter § 10 Arbeitszeitgesetz fällt, ist der Konflikt zwischen dem Sonn- und 
Feiertagsschutz auf der einen und den Interessen der Unternehmer auf der anderen 
Seite schon durchdiskutiert. Aus meiner Sicht stellt sich die Frage nicht; sie ist gesetz-
lich schon hinreichend beantwortet. 

Herr Untrieser, hinsichtlich des konkreten Wordings finde ich, dass der Begriff der Ver-
kaufsstelle etwas unglücklich ist, weil das OVG Münster und auch die Gerichte, die 
sich die Auffassung zu eigen gemacht haben, letztlich der Sache nach entschieden 
haben bzw. der Auffassung sind, dass vollautomatisierte Konzepte keine Verkaufsstel-
len darstellen. Der vorgesehene Entwurf wirft aus meiner Sicht unbeantwortete Fragen 
hinsichtlich des Verhältnisses zu dieser Rechtsprechung auf. Sollen nur solche Ein-
richtungen ausgenommen sein, die das OVG Münster und die anderen Gerichte nicht 
expressis verbis in Bezug nehmen? Gibt es noch eine weitere Kategorie? 
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Deswegen schlage ich vor, dass man sich von dem Begriff der Verkaufsstelle löst und 
eine etwas neutralere Formulierung wählt. In Bayern ist eine solche gewählt worden, 
und wenn wie in Bayern auf personallose Betriebe als solche abgestellt wird, hat das 
natürlich den Vorteil, dass es auch kleinen Dorfläden oder Läden ohne technische Inf-
rastruktur ermöglicht wird, am Sonn- und Feiertagsbetrieb teilzuhaben. 

Nils Böhlke (ver.di Landesbezirk NRW): Die Frage, wie die Lösung aussehen sollte, 
kann ich gerade schlechterdings nicht beantworten. Ich hätte die Idee, dass man da-
von absieht, diese Geschäfte am Sonntag zu öffnen, und dann ist das Problem gelöst. 

(Heiterkeit) 

Das ist aber sicherlich nicht Ihre Frage gewesen. Wie diese Lösung genau aussieht, 
wäre im Moment tatsächlich zu diskutieren. So, wie es jetzt vorliegt, ist es nicht gelöst. 

Thomas Maertens (Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit): Wir brauchen an den 
Sonn- und an den Feiertagen Ruhe, um uns zu treffen, um in der Familie, in den Ver-
einen und in anderen gesellschaftlichen Gruppen unser Leben zu organisieren. Dieser 
Gleichklang der Ruhe hat letztendlich mit dazu beigetragen, dass diese Gesellschaft 
über eine gewisse Stabilität und Resilienz verfügt, die zum Teil einzigartig war. Vor 
dem Hintergrund ist es wichtig, dass wir diesen Gleichklang haben. 

In der Industrie – das können diejenigen, die sich in der Industrie auskennen, vielleicht 
bestätigen –, weiß man, dass samstags und sonntags im Regelfall nicht produziert 
wird. Das heißt, dass dann alle Wartungsprozesse durchgeführt werden können. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Wer macht das denn?) 

Die Industrie hat im Grunde genommen genau den gleichen siebentägigen Lebens-
rhythmus wie die Menschen. 

Dazu gab es auch Experimente, auf die ich noch zu sprechen kommen kann. Es wurde 
mal die Zehntagewoche eingeführt, die eine schiere gesundheitliche – für die Men-
schen – und industrielle Katastrophe war. Mit den Wartungsintervallen der Maschinen 
ist man da zum Teil nicht mehr hinterhergekommen usw. Wir machen an dem Punkt 
also ein Fass auf, und ich sage dazu: 120 m2 gehen noch, aber lassen Sie den Leuten 
einfach ihre Nachtruhe und schaffen Sie vor Ort keine gesellschaftlichen Konflikte! 

Herr Monßen, die Nachbarn können doch nicht darauf achten; das geht nicht und ist 
nicht deren Aufgabe. Das ist auf dem Land auch vollkommen undenkbar, weil dort 
anonymer agiert wird. Der Nachbar ruft nicht bei dem Automatenbetreiber, sondern 
beim Ordnungsamt an und sagt: Der, der, der, der, der. – Ich weiß nicht, ob Sie sich 
vorstellen können, wie es da so zugeht. Damit hätten wir vor Ort dann gesellschaftliche 
Konflikte geschaffen, die wir auf jeden Fall vermeiden müssen. Sie tun dem Land 
nichts Gutes damit, den Alkoholverkauf in der Nacht freizugeben. Ich muss darauf 
noch mal bestehen – auch auf die Gefahr hin, dass ich mich jetzt zu oft wiederhole. 

Der siebte Tag sollte auf irgendeine geeignete Weise noch geschützt sein. 
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Vorsitzender Dr. Robin Korte: Es gibt Bedarf für eine siebte Fragerunde. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Dr. Kilic, die Quadratmeterbegrenzung spielt im Hinblick auf 
die potenzielle Magnetwirkung, die der seelischen Erhebung zuwiderlaufen könnte, 
eine bestimmte Rolle. Halten Sie die Begrenzung auf 120 m2, die sich beispielsweise 
auch im hessischen Gesetz wiederfindet, für verfassungskonform? 

Dr. Ahmet K. Kilic (Greenberg Traurig Germany): Die vorgesehene Begrenzung auf 
120 m2 steht mit den Anforderungen des Art. 140 Grundgesetz, bezugnehmend auf 
Art. 139 Weimarer Reichsverfassung, in jedem Falle im Einklang. Aus meiner Sicht 
besteht sogar die Möglichkeit, die Begrenzung etwas höher anzusetzen. 

Das Ganze muss auch zu sonstigen Typen des Lebensmitteleinzelhandels in Relation 
gesetzt werden. Bei Discountern liegt die durchschnittliche Verkaufsfläche bei 800 m2 
bis 1.000 m2, meine ich. Hier reden wir von anderen Dimensionen. Für mich erscheint 
es schlichtweg ausgeschlossen zu sein, dass ein digitaler Supermarkt mit einer Ver-
kaufsfläche von 200 m2 eine zusätzliche Sogwirkung auslöst, die die Sonn- und Feier-
tagsruhe relevant berühren würde. Das ist vielleicht noch ein Denkanstoß für die wei-
tere Debatte, und soweit das aus Sicht der Wirtschaft sachdienlich wäre, kann auf 
jeden Fall darüber nachgedacht werden, die Schwelle etwas höher anzusetzen. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Es gibt weitere Fragen. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Schulte, wir haben gerade schon einige Positionen zum 
Sonntagsschutz gehört. Die IHK spricht sich in ihrer Stellungnahme für eine deutlich 
umfassendere Liberalisierung des Ladenöffnungsgesetzes aus. Könnten Sie sagen, 
welche Gründe generell für eine solche Liberalisierung sprechen, insbesondere im 
Hinblick auf unsere Nachbarländer? 

Sven Schulte (IHK NRW): Sie spielen wahrscheinlich auf unseren letzten Absatz an, 
in dem wir das Ladenöffnungsrecht in Gänze anteasern und schreiben, dass wir auf 
Bundesebene tatsächlich „eine rechtssichere und anlassunabhängige Lösung für zu-
mindest vier verkaufsoffene Sonntage pro Jahr“ für erstrebenswert halten. Dabei geht 
es uns einfach darum, dass wir diese ganzen Diskussionen, die es in allen Kommunen 
gibt und an denen unglaublich viele Ressourcen hängen, mal überdenken. 

Ich weiß, worüber wir reden: Wir reden über Bundesrecht; wir reden über die Weimarer 
Reichsverfassung etc. Das ist das große Thema. Nichtsdestotrotz teasern wir auch 
das immer wieder an, denn das müsste doch einfacher zu regeln sein. Wir wissen von 
Kommunen, von vielen Interessengemeinschaften, von Organisationen des Stadtmar-
ketings, die sich um viele Sonntagsöffnungen kümmern, dass die doch gar nicht alles 
wollen, und das wollen wir als IHK im Übrigen auch nicht. Wir wollen doch nicht die 
Komplettfreigabe der Sonntage. Es gibt in diesem Land sicherlich Argumente, die da-
gegensprechen; wir haben viele gehört. 
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Wir wollen aber einfach mal ein bisschen Rechtssicherheit in diesem Punkt, denn 
Sonntagsöffnungen sind aus unserer Sicht ein wichtiges Puzzlestück – für Innen-
städte, aber auch für Stadtteilzentren, in denen das auch noch zur Identität und zur 
Stadtteilkultur gehört. Wenn das dann an allen Stellen immer so verkompliziert ist – in 
diesem Fall für die vier von uns angestrebten Sonntage –, ist das doch nicht im Sinne 
der Stadtentwicklung. Aus unserer Sicht ist es auch ein gesundes Regel-Ausnahme-
Verhältnis, mal zu versuchen, so ein Projekt beispielsweise in einer Bundesratsinitia-
tive anzugehen. 

Dirk Wedel (FDP): Ver.di hat in der Stellungnahme hinsichtlich der Bestimmtheit mit 
dem Art. 103 Abs. 2 Grundgesetz – der gilt ja ausschließlich für Strafrechtsvorschriften 
und Bußgeldtatbestände – das ganz große Geschütz aufgefahren. 

Bei der Konzeption dieses Gesetzentwurfes haben wir eigentlich die Leitlinie verfolgt, 
dass dieser unzweifelhaft verfassungsgemäß sein sollte, und sind deswegen vielleicht 
beispielsweise bei den Quadratmetern usw. nicht ganz an die Grenze gegangen. Herr 
Dr. Kilic, sehen Sie diesen Gesetzentwurf zweifelsfrei als verfassungsgemäß an, oder 
ist der an irgendeiner Stelle grenzwertig? 

Dr. Ahmet K. Kilic (Greenberg Traurig Germany): Ich würde sagen, dass er im Er-
gebnis nicht gegen das Bestimmtheitsgebot verstößt. An der einen oder anderen Stelle 
sollten, könnten im Interesse der Rechtssicherheit aber zumindest bei der Begründung 
Nachjustierungen vorgenommen werden. Es stellt sich zum Beispiel die Frage, wel-
cher Verkaufsflächenbegriff gilt. Gilt der bauplanungsrechtlich etablierte Begriff? Es 
stellt sich auch eine Frage zu Waren des täglichen Bedarfs. 

Diese Begriffe können hinreichend bestimmt werden, wir befinden uns jetzt aber in 
einer Ebene, in der solche Sachen einmal bis ins letzte Detail festgelegt werden könn-
ten. Das ist auf jeden Fall ein Punkt, der umgesetzt werden sollte. Die Frage nach 
einem Verstoß gegen den Bestimmtheitsgrundsatz würde ich aber verneinen. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Monßen, Sie wurden gerade angesprochen. Wollen Sie 
etwas erwidern? Gerade das Thema „Alkohol“ hatten Sie eben eigentlich schon sehr 
gut ausgeräumt, und es haben Ihnen alle außer Herr Maertens, der zu dem Zeitpunkt 
leider nicht im Raum war und das Thema deshalb trotzdem noch mehrfach aufgegrif-
fen hat, zugestimmt. 

Christian Loose (AfD): Da Herr Maertens tatsächlich nicht im Raum war, muss ihm 
anschließend natürlich die Gelegenheit gegeben werden, als Antwort auf Herrn 
Monßen etwas zu erwidern. 

Herr Maertens, wie sehen Sie das mit dem Alkohol? Ist durch die Ausführungen von 
Herrn Monßen alles ausgeräumt? 
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Norbert Monßen (Bundesverband der Deutschen Vending-Automatenwirtschaft): 
Der Verkauf von alkoholischen Getränken und Lebensmitteln an Automaten ist in zwei 
Gesetzen geregelt. Laut des Jugendschutzgesetzes dürfen bestimmte, weiche – so 
sage ich es jetzt mal – Alkoholika wie Bier und Wein an Automaten verkauft werden, 
wenn sie mit einer Einrichtung ausgestattet sind, die verhindert, dass Jugendliche und 
Kinder sich an diesen bedienen. Diese sogenannte Alterskennung ist gelebte Praxis; 
die kennen wir von Zigarettenautomaten. 

(Thomas Maertens [Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit]: Ja!) 

Das ist auch kein Problem. 

An Automaten können diese weichen Alkoholika ohne Alterskennung verkauft werden, 
wenn irgendjemand dabei ist, wenn das Ganze in einem Raum stattfindet, in dem 
durch Personal eine Kontrolle stattfindet – das kann im Foyer eines Hotels der Fall 
sein, in dem der Portier darauf achtet, dass da keine Kinder und Jugendliche range-
hen. So viel zu den weichen Alkoholika. 

Zur Relevanz. Während Bier in Bayern bekanntlich als flüssiges Brot gilt, gibt es bei 
uns, in allen anderen Ländern, inzwischen etwas andere Auffassungen. Es wird an 
Automaten kaum Bier verkauft, und für Automaten mit Alterskennung gilt das sowieso. 
Das ist eigentlich kein relevanter Posten. 

Hinsichtlich der etwas härteren Alkoholika inklusive der Mischgetränke besagt das 
Gaststättengesetz ganz klar: Diese Getränke, ob das Wodka in Reinform oder mit Cola 
gemischt oder Sonstiges ist, dürfen in Automaten nicht verkauft werden. Ich kenne 
kaum Fälle – es sei denn, es gibt wirklich mal einen, der überhaupt keine Ahnung hat 
und auch nichts fürchtet –, in denen solche Getränke an Automaten verkauft werden. 
Ich schließe das nicht aus, aber eigentlich ist das bei uns kein Thema. Wir haben also 
klare Regelungen, die das Ganze regulieren. 

Herr Maertens, vielleicht sollte folgender Aspekt noch berücksichtigt werden. Wir konn-
ten in der Zeitung vor Kurzem etwas über das Brauereisterben lesen, weil die Leute 
alle kein oder nur noch alkoholfreies Bier trinken. Wir lesen in Studien, dass Kinder 
und Jugendliche immer weniger Alkohol trinken. Dann muss man sich mal fragen, ob 
hier mit dem Alkohol nicht eine Schimäre aufgebaut wird. 

Dass das, was Sie beschrieben haben, mal stattfindet, mag ja sein. Wir haben Miss-
stände wie in Köln am Brüsseler Platz – das ist ja bekannt –, wo die sich das alles in 
Büdchen holen und dann trinken; so etwas kennen wir. Die Automaten sind in der 
Hinsicht bisher aber nicht aufgefallen. Ich schließe nicht aus, dass Sie mal eine andere 
Erfahrung gemacht haben könnten, dann war aber eben der Betrieb nicht gut. 

Thomas Maertens (Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit): Die Alterskennung 
beim Alkohol funktioniert. Ich habe ja gesagt, dass den Betreibern dieser Geschäfte 
ordnungsrechtlich überhaupt nichts nachgesagt werden kann. Diese elektronischen 
Kontrollen funktionieren einwandfrei. 
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Aber auch wenn an Volljährige, an die über 18-Jährigen, nachts um 00:00 Uhr, um 
02:00 Uhr oder so Bier verkauft wird und die das dann vor Ort konsumieren, bekom-
men Sie Probleme mit den Nachbarn. Die bleiben nicht aus, könnten aber über eine 
ganz einfache Regelung in den Griff bekommen werden. Wir würden damit Hunderte 
von Kommunen von täglicher Nacharbeit wegen dieser paar Flaschen Bier entlasten. 
An sich reden wir dabei doch über kein Problem, aber offensichtlich geht es hier um 
ein sehr umsatzstarkes, einzelnes Segment, nämlich Bier. 

Ich möchte überhaupt nicht dazu beitragen, dass noch eine Brauerei schließen muss, 
und es geht auch nicht um die gesundheitlichen Wirkungen des Alkohols. Es geht ledig-
lich um die Uhrzeit und den Ort des Konsums, und nicht um mehr. Das ist ein Problem. 

Norbert Monßen (Bundesverband der Deutschen Vending-Automatenwirtschaft): 
Ich kenne jede Menge Automatenbetriebe in Deutschland, aber Bier habe ich in deren 
Lagern noch nicht gesehen. Ich schließe nicht aus, dass das vorkommt, aber das er-
fährt hier eine Bedeutung, die es in der Realität einfach nicht hat. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Zu dem Thema ist jetzt wirklich viel gesagt worden. 
Wenn trotzdem der Wunsch besteht, dass noch mehr dazu gesagt wird, besteht aber 
natürlich die Möglichkeit, dass die Fraktionen noch mal danach fragen. Ich schaue zur 
FDP-Fraktion, zur CDU, zu den Grünen, zur AfD. – Die SPD ist nicht mehr durch einen 
Abgeordneten vertreten. Dann sind alle Fragen gestellt, beantwortet und diskutiert 
worden. 

Ich bedanke mich herzlich bei allen Sachverständigen dafür, dass Sie mit uns diesen 
Gesetzentwurf der FDP-Fraktion – dieses kleine, aber durchaus komplizierte Thema – 
erörtert und diskutiert haben. Ich bedanke mich auch bei allen anderen für die Teil-
nahme und beende die Sitzung. 

gez. Dr. Robin Korte 
Vorsitzender 
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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
 
 
zu dem Gesetzentwurf „Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der La-
denöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW)“ 
 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/13675 
 
 
 
 
Artikel 1 wird wie folgt geändert: 
 
§ 2 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„(2) Vom Geltungsbereich ausgenommen sind digitale Kleinstsupermärkte mit einer Verkaufs-
fläche von bis zu 120 Quadratmetern, die ausschließlich Waren des täglichen Ge- und Ver-
brauchs anbieten und ohne Verkaufspersonal betrieben werden.“ 
 
Begründung 
 
Allgemeiner Teil 
 
§ 2 Absatz 2 LÖG NRW-E ist vereinbart mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 139 WRV. Dies haben die 
Sachverständigen in der Anhörung vom 10. September 2025 bestätigt.1 Die vorgeschlagene 
Regelung ist insbesondere verhältnismäßig im engeren Sinne, da sie „die Belange des Sonn- 
und Feiertagsschutzes allenfalls marginal berührt.“2  
 
Die Regelung ist auch nicht aufgrund des Beschlusses des Oberverwaltungsgerichts Münster 
vom 12. Februar 20253 obsolet, da dieser nur die ladenschlussrechtliche Zulässigkeit des 
Sonn- und Feiertagsbetriebs digitaler Supermärkte betrifft. Für eine umfassende rechtliche 
Absicherung des Sonn- und Feiertagsbetriebs digitaler Supermärkte ist eine normative Veran-
kerung, etwa in Form einer Ausnahmeregelung im LÖG NRW, erforderlich.4 „Das OVG 

 
1 Vgl. APr 18/969, Seite 27; Stellungnahme 18/2820, Seite 7; Stellungnahme 18/2806, Seite 11. 
2 Stellungnahme 18/2820, Seite 7. 
3 OVG Münster, Beschluss vom 12.02.2025 – 4 B 976/24. 
4 Vgl. Stellungnahme 18/2820, Seite 4; APr 18/969, Seite 5. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19817 

 
 

2 

Münster selbst sieht das Mandat dafür, hier die Grenzen zu ziehen, klar beim Gesetzgeber.“5 
Insbesondere auch der feiertagsrechtlichen Absicherung dient der vorliegende Gesetzent-
wurf.6 
 
Die Regelung ist auch erforderlich, um Rechtsklarheit zu schaffen. „Trotz des OVG-Urteils 
herrscht in Nordrhein-Westfalen weiterhin vielerorts Unklarheit über die Rechtsauslegung und 
Rechtsanwendung. Der Sonntagsbetrieb von vollautomatisierten Verkaufsstellen wird in den 
Städten und Gemeinden unterschiedlich streng gehandhabt.“7 Der Betrieb von selbsttätigen 
Verkaufseinrichtungen wie digitalen Supermärkten könnte aktuell in Ermangelung einer posi-
tiven Erlaubnis im Sinne des § 4 Sonn- und Feiertagsgesetz NRW durch Ordnungsverfügung 
untersagt werden, wenn und soweit er geeignet ist die äußere Ruhe dieses Tages zu stören.8 
„Was das wirklich heißt, weiß keiner. Hier gibt es eine sehr uneinheitliche Kasuistik zu ver-
gleichbaren Einrichtungen wie etwa Automatenkiosken oder Waschanlagen, die vollautomati-
siert funktionieren; es gibt eine sehr widersprüchliche Rechtsprechung.“9  
 
Besonderer Teil 
 
Dem von den Sachverständigen in der Anhörung festgestellten Anpassungsbedarf wird 
dadurch Rechnung getragen, dass die Ausnahmeregelung in § 2 Absatz 2 LÖG NRW-E statt 
auf „vollautomatisierte Verkaufsstellen“ nunmehr wie in Hessen auf „digitale Kleinstsuper-
märkte“ abstellt10. Die Ausnahmeregelung des § 2 Absatz 2 LÖG NRW-E wird vom Verkaufs-
stellenbegriff aus § 3 Absatz 1 LÖG NRW entkoppelt. Die im Gesetzentwurf bisher enthaltene 
Formulierung der automatischen Verkaufsstellen kann zu Unsicherheiten in der Rechtsanwen-
dung führen, da sie nicht ausreichend deutlich erkennen lässt, welche Formen vollautomati-
sierter Verkaufseinrichtungen von der Ausnahme tatsächlich erfasst sein sollen.11  
 
Die Aufnahme des Begriffs der digitalen Kleinstsupermärkte beugt diesen Unsicherheiten vor. 
Erfasst sind die unter verschiedensten Bezeichnungen wie „Digitale Kleinstsupermärkte“, „E-
Kioske“, „Smart Stores“ oder schlicht als Automatenläden verbreiteten, verkaufspersonallos 
betriebenen Verkaufsstellen. Im Übrigen ist die Begriffsbestimmung technologieoffen gehal-
ten. Entscheidend ist der Verzicht auf den Einsatz von Verkaufspersonal. So können vom klei-
nen Supermarkt in der Stadt bis hin zum Dorfladen verschiedenste Vertriebsformen die Privi-
legierung nutzen, sofern sie die Tatbestandsvoraussetzungen erfüllen. Der Kaufvorgang kann 
auf unterschiedlichste Art und Weise ausgestaltet sein: Gängig ist Selbstbedienung und Be-
zahlung an Selbst-Scanner-Kassen. Verbreitet sind auch sogenannte Automatenläden, die 
mehrere herkömmliche Warenautomaten zur Auswahl und Bezahlung der gewünschten Wa-
ren nutzen. Als Warenautomaten sind dabei nach dem gängigen Verständnis selbsttätige Ver-
kaufseinrichtungen, die vom Kunden ausgewählte Waren gegen Zahlung eines Kaufpreises 
abgeben, zu verstehen. Technisch aufwändigere Systeme nutzen eine Kamera-, Sensor- und 
KI-gestützte automatische Erfassung der von den Kunden in Selbstbedienung gewählten Wa-
ren und verrechnen den Kaufpreis über eine Kunden-App, die einen separaten Bezahlvorgang 
beim Verlassen der Verkaufsstelle entbehrlich macht. Durch die aus der Begriffsbestimmung 
folgenden Einschränkungen werden die Privilegierung der digitalen Kleinstsupermärkte wie 
auch die von ihnen ausgehenden Störungen insbesondere der Sonn- und Feiertagsruhe auf 
ein vertretbares Maß begrenzt.  
 

 
5 APr 18/969, Seite 6; vgl. auch Seite 17. 
6 Vgl. Stellungnahme 18/2820, Seite 4 Fn. 16 a.E. 
7 Stellungnahme 18/2819, Seite 2. 
8 Stellungnahme 18/2820, Seite 4. 
9 APr 18/969, Seite 5. 
10 Vgl. Stellungnahme 18/2806, Seite 4. 
11 Vgl. Stellungnahme 18/2820, Seite 7. 
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Es kommt zu keinen so genannten Sogwirkungen, da das Sortiment auf Waren des täglichen 
Ge- und Verbrauchs sowie die Verkaufsfläche auf 120 Quadratmeter beschränkt ist.12 Gleich-
zeitig ist durch die Beschränkung des Sortiments gewährleistet, dass es zu keinen großen 
Einkäufen kommt. Der Handelsverband Nordrhein-Westfalen führte in der Anhörung aus, dass 
es nicht zu einem werktagsähnlichen Einkaufsverhalten komme, da sowohl begrenzte Aus-
wahl als auch die erhöhten Preise das Einkaufsverhalten auf das Nötigste beschränken:13 „Die 
Bequemlichkeit wird ihren Preis haben, sodass dort keine kompletten Versorgungseinkäufe 
getätigt werden; damit wird ein Stück weit der Vergessensbedarf bedient. Dadurch werden 
bestimmte Themen reguliert.“14 
 
Die Öffnung ist durch die damit einhergehende Verbesserung der Grund- und Nahversorgung 
der Bevölkerung in Stadt und Land gerechtfertigt. Sie passt das Ladenschlussrecht an fort-
schreitende Entwicklungen im Einzelhandel und an das sich verändernde Versorgungsbedürf-
nis der Bevölkerung an. „Der Handel hat sich in den letzten Jahren viel verändert“15. Diesem 
Umstand trägt der Gesetzentwurf entsprechend Rechnung. Der Bundesverband der Deut-
schen Vending-Automatenwirtschaft führte aus, dass die größten Umsätze von digitalen 
Kleinstsupermärkten insbesondere am Wochenende zu verzeichnen sind.16 Digitale Kleinst-
supermärkte bieten eine jederzeitige wohnortnahe Versorgung und damit auch die Möglichkeit 
von kurzfristigen Besorgungen. Sie sind als sinnvolle Ergänzung17 des Angebots zur Nahver-
sorgung zu sehen.  
 
Die öffentliche Wahrnehmbarkeit hält sich unzweifelhaft in den verfassungsrechtlichen Gren-
zen. Digitale Kleinstsupermärkte sollen die Grund- und Nahversorgung der Bevölkerung mit 
Lebensmitteln und Erzeugnissen für den täglichen Haushaltsbedarf wie Drogerie-, Hygiene- 
und Zubehörartikeln verbessern. Dies gelingt auch schon mit einem auf ein Basissortiment 
verkleinerten Warensortiment auf einer Verkaufsfläche von bis zu 120 Quadratmetern. Der 
Begriff der Verkaufsfläche entspricht den in Ziffer 2.2.6 a) der Anlage zum Einzelhandelserlass 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Dezember 2021 definierten Flächen. „Die vorgesehene Begren-
zung auf 120 Quadratmeter steht mit den Anforderungen des Art. 140 Grundgesetz, bezug-
nehmend auf Art. 139 Weimarer Reichsverfassung, in jedem Fall im Einklang.“18 
 
Dennoch ist das Anknüpfen an bestimmte Voraussetzungen sinnvoll. Die Eingrenzung durch 
Angabe der Verkaufsfläche sowie der Waren des täglichen Ge- und Verbrauchs schafft 
Rechts- und Planungssicherheit insbesondere für die Betreiber der digitalen Kleinstsuper-
märkte. 
 
In digitalen Kleinstsupermärkten ist nur der Erwerb von Waren des täglichen Ge- und Ver-
brauchs gestattet. Der Begriff entspricht dem des § 9 Absatz 2 LÖG NRW. Waren des tägli-
chen Ge- und Verbrauchs sind Waren für den allgemeinen Lebens- und Haushaltsbedarf, die 
üblicherweise nur in kleinen Mengen abgegeben werden.19 
 
Digitalisierte Kleinstsupermärkte werden ohne Verkaufspersonal betrieben. An Sonn- und Fei-
ertagen darf nicht sonstiges Personal anstelle von Verkaufspersonal eingesetzt werden. Es 
darf keine regelmäßig anfallende, auf den Verkauf gerichtete Tätigkeit durchgeführt werden. 

 
12 Vgl. APr 18/969, Seite 27.  
13 Vgl. APr 18/969, Seite 18. 
14 APr 18/969, Seite 18. 
15 APr 18/969, Seite 6. 
16 Vgl. APr 18/969, Seite 5. 
17 Vgl. APr 18/969 Seite 10. 
18 APr 18/969, Seite 27. 
19 Vgl. Haurand in: Praxis der Kommunalverwaltung (PdK NW K-2f), § 9 LÖG Anm. 1. 
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Es darf insbesondere kein Personal arbeiten, welches „verkaufspersonalähnlich“20 ist und bei-
spielsweise das Lager sortiert oder Waren im Verkaufsbereich auffüllt. Gegebenenfalls aus-
verkaufte Waren können somit erst am nächsten Werktag wieder aufgefüllt werden; gleiches 
gilt für den Fall eines technischen Ausfalls eines Automaten am Sonn- oder Feiertag, der in 
diesem Fall erst am nächsten Werktag repariert wird.21 
 
Soweit eventuell der Einsatz von Reinigungs- oder Sicherheitspersonal erforderlich wird, ergibt 
sich die Zulässigkeit dessen aus § 10 Arbeitszeitgesetz. § 2 Absatz 2 LÖG NRW-E wirft inso-
weit keine eigenständigen Rechtsprobleme auf.22   
 
Die Herausnahme digitaler Kleinstsupermärkte aus dem Anwendungsbereich des LÖG NRW 
macht die Einhaltung weiterer Anforderungen – insbesondere des Baurechts – nicht entbehr-
lich.23 
 
 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke  
Dietmar Brockes  
Dirk Wedel 
 
und Fraktion 

 
 

 
20 Vgl. Stellungnahme 18/2806, Seite 9. 
21 Vgl. APr 18/969, Seite 22. 
22 Vgl. Stellungnahme 18/2806 S. 8; Vgl. APr 18/969 S. 25. 
23 Vgl. Stellungnahme 18/2841, Seite 3. 
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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Änderung des Online-Casinospiel Gesetzes NRW 
 
 
A Problem 
 
Der Glücksspielstaatsvertrag 2021 hat den Ländern erstmals die Möglichkeit eingeräumt, für 
ihr Gebiet Online-Casinospiele zuzulassen, wovon Nordrhein-Westfalen mit dem Online-Casi-
nospiel Gesetz NRW vom 23. Februar 2022 Gebrauch gemacht hat.  
 
Im Zuge der Erstellung der Vorschriften, die für die Ausführung des Online-Casinospiel Geset-
zes NRW erforderlich sind, hat sich gezeigt, dass insbesondere hinsichtlich der Verordnungs-
ermächtigungen und der Regelung der Ordnungswidrigkeiten gesetzlicher Ergänzungsbedarf 
besteht. Außerdem sieht die bisherige Rechtslage vor, dass die Standorte für die Live-Über-
tragungen von Bankhalterspielen aus anderen Räumen nur von einer Konzessionsinhaberin 
oder einem Konzessionsinhaber genutzt werden dürfen. In anderen Staaten (zum Beispiel den 
Niederlanden) ist es für mehrere Konzessionäre möglich, Räumlichkeiten einer Dienstleisterin 
oder eines Dienstleisters zu nutzen, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
B Lösung 
 
In dem Online-Casinospiel Gesetz NRW werden die Verordnungsermächtigungen und die Re-
gelungen zu den Ordnungswidrigkeiten präzisiert. Außerdem werden die Regelungen für die 
Live-Übertragungen aus anderen Räumen dahingehend angepasst, dass - wie in anderen 
Staaten auch - mehrere Konzessionsinhaberinnen und -inhaber die Räumlichkeiten einer 
Dienstleisterin oder eines Dienstleisters nutzen können, wenn bestimmte Voraussetzungen 
erfüllt sind.  
 
C Alternativen 
 
Alternativen zu der Regelung durch Gesetz bestehen nicht. 
 
D.1. Kosten: Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
 
Durch das Gesetz ergeben sich zunächst keine Auswirkungen auf den Landeshaushalt. Die in 
dem Gesetz vorgesehene Online-Casinospielsteuer wird durch die Änderungen nicht betrof-
fen.  
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D.2. Erfüllungsaufwand 
 
D.2.1. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft und die privaten Haushalte  
 
Die Veranstalter haben neben der Online-Casinospielsteuer, auf die die Umsatzsteuer ange-
rechnet wird, Kosten für die Konzessionserteilung und für die im Rahmen der Aufsicht anfal-
lenden Kosten spezieller Prüforganisationen zu tragen. Die privaten Haushalte sind nicht be-
troffen.  
 
D.2.2. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
 
In NRW können bis zu fünf Konzessionen für Veranstalter von Online-Casinospielen vergeben 
werden. Die Laufzeit der jeweiligen Konzession beträgt zehn Jahre, so dass der mit der 
Vergabe zusammenhängende Aufwand lediglich alle zehn Jahre anfällt. Nach Erteilung der 
Konzession unterliegen die Veranstalter der Aufsicht, die sich dazu spezieller Prüforganisati-
onen bedienen kann. Die anfallenden Kosten haben die Veranstalter zu tragen. 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium des Innern. Beteiligt ist das Ministerium der Finanzen. 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und  

Gemeindeverbände 
 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemein-
den und Gemeindeverbände. Neue Aufgaben der Gemeinden sind nicht enthalten.  
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Das Gesetz sieht für die Veranstalter, also die Konzessionäre, eine Besteuerung mit der On-
line-Casinospielsteuer vor, auf die die Umsatzsteuer angerechnet wird.  
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes  
 
Der Gesetzentwurf ist einem Gender Mainstreaming unterworfen worden. Geschlechtsspezi-
fische Belange von Männern und Frauen sind nicht berührt. 
 
I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie NRW) 
 
Das Gesetz steht nicht im Widerspruch zur Nachhaltigkeitsstrategie des Landes Nordrhein-
Westfalen. 
 
J Auswirkungen auf Menschen mit Behinderung 
 
Auswirkungen auf Menschen mit Behinderung bestehen nicht. 
 
K Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und Ver-

waltung (E-Government-Check) 
 
Das Gesetz beachtet die strategischen Leitlinien der Digitalstrategie NRW und lässt insbeson-
dere elektronische Verfahrensweisen zu.  
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L Befristung 
 
Eine zusätzliche Befristung ist bei diesem Änderungsgesetz nicht vorgesehen.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Gesetz zur Änderung des Online-Casino-

spiel Gesetzes NRW 
 

  

Artikel 1 
 
Das Online-Casinospiel Gesetz NRW vom 
23. Februar 2022 (GV. NRW S. 258) wird wie 
folgt geändert: 
 

 Gesetz über die Zulassung von Online-
Casinospielen im Land Nordrhein-West-
falen (Online-Casinospiel Gesetz NRW – 

OCG NRW) 
 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe 

„Allgemeinen Verwaltungsgebüh-
renordnung vom 3. Juli 2001 
(GV. NRW. S. 262)“ durch die An-
gabe „Allgemeinen Verwaltungsge-
bührenordnung NRW vom 8. Au-
gust 2023 (GV. NRW. S. 490)“ er-
setzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Konzession 

 
(1) Über die Erteilung der Konzessionen für 
die Veranstaltung von Online-Casinospielen 
in Nordrhein-Westfalen entscheidet das für 
die Glücksspielaufsicht zuständige Ministe-
rium (Konzessionsbehörde). Die Erteilung 
der Konzession und alle damit zusammen-
hängenden Verwaltungshandlungen sind 
gebührenpflichtig. Die Gebührenerhebung 
erfolgt nach dem Gebührengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. August 1999 
(GV. NRW. S. 524) in der jeweils geltenden 
Fassung, in Verbindung mit der Allgemeinen 
Verwaltungsgebührenordnung vom 
3. Juli 2001 (GV. NRW. S. 262) in der jeweils 
geltenden Fassung. 
 
(2) Eine Konzession darf nur erteilt werden, 
wenn 
 
1. der Betrieb der Online-Casinospiele den 

Zielen des § 1 Satz 1 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 nicht zuwiderläuft, 

2. die eingesetzten technischen Hilfsmittel 
und Programme einen ordnungsgemä-
ßen Spielverlauf gewährleisten, 

3. durch den Betrieb der Online-Casino-
spiele weder die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung gefährdet noch sonstige 
öffentliche Belange beeinträchtigt wer-
den, 

4. die Bewerberin oder der Bewerber einen 
Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder einem Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum (Abl. L 1 vom 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1999-s524
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2001-s262
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3.1.1994, S. 3; L 198 vom 28.7.2005, 
S. 65; L 53 vom 23.2.2006, S. 65; L 47 
vom 21.2.2008, S. 69; L 247 vom 
13.9.2012, S. 16) in der jeweils gelten-
den Fassung hat, 

5. die Bewerberin oder der Bewerber, so-
fern sie oder er über keinen Sitz im In-
land verfügt, der Konzessionsbehörde 
eine für alle Zustellungen bevollmäch-
tigte, empfangs- und vertretungsbevoll-
mächtigte Person im Inland benennt, die 
die Zuverlässigkeitsvoraussetzungen 
nach Nummer 6 erfüllt und die der deut-
schen Sprache mächtig ist, 

6. die Bewerberin oder der Bewerber und 
die an dieser oder diesem unmittelbar 
und mittelbar beteiligten Personen so-
wie die für die Bewerberin oder den Be-
werber in verantwortlicher Position täti-
gen Personen im Sinne des § 4 Absatz 
3 Satz 3 die für die ordnungsrechtlich 
und wirtschaftlich einwandfreie Durch-
führung des Betriebs von Online-Casi-
nospielen erforderliche Zuverlässigkeit 
besitzen, 

7. die Bewerberin oder der Bewerber die 
für den beabsichtigten Spielbetrieb er-
forderliche Leistungsfähigkeit im Sinne 
des § 4a Absatz 1 Nummer 2 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 besitzt, 

8. die Bewerberin oder der Bewerber we-
der selbst noch durch verbundene Un-
ternehmen unerlaubtes Glücksspiel ver-
anstaltet oder vermittelt, 

9. nicht die Gefahr besteht, dass durch die 
Zusammenarbeit mit Dritten die Trans-
parenz und Möglichkeit der Überwa-
chung des Vertriebs oder der Veranstal-
tung beeinträchtigt werden, 

10. der von der Bewerberin oder dem Be-
werber eingesetzte Safe-Server nach 
§ 6i Absatz 2 Satz 1 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 die durch die 
Rechtsverordnung nach § 37 Ab-
satz 2 Nummer 10 vorgegebenen Vo-
raussetzungen erfüllt, 

11. das von der Bewerberin oder dem Be-
werber vorgelegte IT-Sicherheitskon-
zept mindestens den Anforderungen 
des § 6f Absatz 2 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 entspricht und Vorkehrun-
gen für den Fall von Systemausfällen 
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oder anderen nicht unerheblichen Stö-
rungen des Systems trifft, 

12. die Bewerberin oder der Bewerber so-
wie die für die Bewerberin oder den Be-
werber in verantwortlicher Position täti-
gen Personen im Sinne des § 4 Absatz 
3 Satz 3 die für die ordnungsrechtlich 
und wirtschaftlich einwandfreie Durch-
führung des Betriebs von Online-Casi-
nospielen für ihren jeweiligen Tätigkeits-
bereich erforderliche Sachkunde besit-
zen und 

13. auch im Übrigen die Einhaltung des 
§ 4 Absatz 3 und 5, der §§ 5 bis 8c, 22c 
und 23 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 sichergestellt ist. 

 
Die nach Nummer 6 erforderliche Zuverläs-
sigkeit ist insbesondere dann nicht gegeben, 
wenn ein Widerrufsgrund des § 4 Ab-
satz 3 Satz 1 oder 2 vorliegt. In der Bewer-
bung sind alle Voraussetzungen bezie-
hungsweise die Tatsachen zur Prüfung der 
Voraussetzungen nachzuweisen. 
 
(3) Jede Änderung der für die Zuverlässigkeit 
und die Befähigung zum Betrieb von Online-
Casinospielen maßgeblichen Umstände 
während der Konzessionslaufzeit ist der 
Konzessionsbehörde unverzüglich schriftlich 
oder elektronisch anzuzeigen. Dies gilt ins-
besondere für: 
 
1. beabsichtigte oder erfolgte Veränderun-

gen der unmittelbaren und mittelbaren 
Beteiligungen an der Konzessionsinha-
berin oder dem Konzessionsinhaber, 
wenn die Veränderung mehr als 5 Pro-
zent des Grundkapitals oder mehr als 
5 Prozent der Stimmrechte betrifft, 

2. beabsichtigte oder erfolgte Änderungen 
der Mitglieder des Geschäftsführungsor-
gans der Konzessionsinhaberin oder 
des Konzessionsinhabers, 

3. beabsichtigte oder erfolgte Änderungen 
der Gesellschaftsform oder der Gesell-
schafterzusammensetzung, 

4. Umwandlungen nach dem Umwand-
lungsgesetz vom 28. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3210; 1995 I S. 428) in der 
jeweils geltenden Fassung, 

5. Vermögensübertragungen, die Einfluss 
auf die Struktur einer 
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Konzessionsinhaberin oder eines Kon-
zessionsinhabers haben, 

6. die Einräumung einer stillen Beteiligung 
oder einer Unterbeteiligung jeglicher Art, 

7. Verurteilungen und Festsetzungen einer 
Geldbuße im Sinne des § 4 Absatz 3 und 

8. Umstände, die unter § 4 Absatz 5 Num-
mer 1, 2 oder 3 fallen. 

 
Die Verpflichtungen aus den Sätzen 1 und 2 
gelten entsprechend für den Zeitraum zwi-
schen Antragstellung und Konzessionsver-
gabe. 
 
(4) Die Konzessionen werden befristet für ei-
nen Zeitraum von zehn Jahren erteilt. Mit Ab-
lauf der Konzessionslaufzeit hat die Veran-
stalterin oder der Veranstalter das Angebot 
der Online-Casinospiele einzustellen, sofern 
ihr oder ihm keine Anschlusskonzession er-
teilt worden ist. Zur Erreichung der in 
§ 1 Satz 1 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 genannten Ziele haben die Konzessio-
nen Nebenbestimmungen zu enthalten, ins-
besondere über 
 
1. die technische Beschaffenheit der tech-

nischen Hilfsmittel und Programme, de-
ren Inbetriebnahme und Betrieb, 

2. allgemeine Anforderungen zu Art und 
Umfang des Glücksspielangebotes ein-
schließlich der hierfür erforderlichen 
Spielregeln und Teilnahmebedingungen 
sowie deren Bekanntgabe an die Spiele-
rinnen und Spieler, 

3. die Aufklärungspflicht über Auszah-
lungsquoten, die Suchtrisiken der ange-
botenen Glücksspiele sowie die Mög-
lichkeiten der Beratung und Therapie 
von Spielsüchtigen, 

4. den zulässigen Umfang und die allge-
meinen Beschränkungen der Werbung, 

5. allgemeine Sicherheitsvorkehrungen, 
einschließlich visueller Überwachungs-
maßnahmen zur Sicherstellung des ord-
nungsgemäßen Spielablaufs, Kontroll-
mechanismen zur Erkennung möglicher 
Manipulationen, insbesondere der ein-
gesetzten IT-Komponenten bei virtuel-
len Nachbildungen, der Spieltische und 
Spielgeräte einschließlich elektronischer 
Komponenten und aller am Spielablauf 
beteiligten IT-Komponenten und 
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b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6. Pflichten gegenüber der Steuerverwal-
tung und der Glücksspielaufsicht. 

 
Zur Sicherung des ordnungsrechtlich ein-
wandfreien Betriebs der Online-Casinospiele 
können die Nebenbestimmungen während 
der Laufzeit ergänzt oder geändert werden. 
 
(5) Konzessionsinhaberinnen und Konzessi-
onsinhaber, die an diesen unmittelbar oder 
mittelbar beteiligten Personen und die ver-
antwortlichen Personen im Sinne des § 4 Ab-
satz 3 Satz 3 haben sicherzustellen, dass 
 
1. keine Personen am Spiel teilnehmen, 

denen dies nach § 8 Absatz 2 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 verbo-
ten ist, 

  
2. die Einhaltung der Jugendschutzanfor-

derungen, der Werbebeschränkungen 
und die Anforderungen an die Aufklä-
rung über Suchtrisiken nach § 4 Absatz 
3 und den §§ 5 und 7 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 gewährleistet wer-
den, 

 
3. ein Sozialkonzept gemäß § 6 des 

Glücksspielstaatsvertrags 2021 vorliegt, 
das regelmäßig evaluiert, umgesetzt, 
weiterentwickelt und unternehmensun-
abhängig überprüft wird, die weiteren 
Anforderungen des § 6 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 erfüllt werden und 
regelmäßig, mindestens alle zwei Jahre, 
ein Bericht über die Umsetzung und 
Fortentwicklung des Sozialkonzepts der 
Aufsichtsbehörde vorgelegt wird, 

4. weder durch sie oder ihn selbst noch 
durch verbundene Unternehmen uner-
laubtes Glücksspiel veranstaltet oder 
vermittelt wird, 

5. ausschließlich zugelassene Glücks-
spiele unter Einsatz der vorgeschriebe-
nen Überwachungssysteme veranstaltet 
werden, 

6. die Teilnahme am Sperrsystem nach 
den §§ 8 und 23 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 und der Ausschluss ge-
sperrter Spielerinnen und Spieler nach 
den Bestimmungen des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 sichergestellt ist, 
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aa) In Nummer 9 wird die Angabe 
„und“ durch ein Komma ersetzt. 

 
 
 
bb) In Nummer 10 wird der Punkt 

am Ende durch die Angabe 
„und“ ersetzt. 

 
cc) Folgende Nummer 11 wird an-

gefügt: 
 

„11. das Personal, das für die 
Umsetzung und Nutzung 
der Konzession beschäftigt 
wird, die erforderliche Zu-
verlässigkeit besitzt.“ 

 
 

7. der Betrieb der Online-Casinospiele ord-
nungsgemäß und für die Spielerinnen 
und Spieler sowie für die Aufsichtsbe-
hörden nachvollziehbar und transparent 
durchgeführt wird, 

8. vor der Inbetriebnahme eines neuen On-
line-Casinospiels durch geeignete Tests 
sichergestellt wird, dass das Spiel auf 
der Spielplattform der Bewerberin oder 
des Bewerbers korrekt funktioniert, 

9. der Glücksspielaufsicht jederzeit Zutritt 
zu allen Räumen, aus denen Live-Über-
tragungen erfolgen, gewährt wird und 

 
10. § 4 Absatz 5, §§ 6 bis 6j, 8 bis 8c, 22c 

und 23 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 eingehalten werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Konzessionsbehörde ist berechtigt, zur 
Prüfung der Einhaltung der Nummer 8 Dritte 
auf Kosten der Konzessionsnehmerinnen 
oder Konzessionsnehmer zu beauftragen. 
 
(6) Die Bewerberin oder der Bewerber muss 
zum Schutz staatlicher Zahlungsansprüche 
und von Auszahlungsansprüchen eine Si-
cherheitsleistung erbringen. Die Sicherheit 
ist grundsätzlich in Form einer selbstschuld-
nerischen Bankbürgschaft einer Großbank 
mit Sitz in der Europäischen Union oder in 
einem Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum zu er-
bringen. Die Sicherheitsleistung beträgt 
1 Million Euro. Sie kann von der Konzessi-
onsbehörde auf die Höhe des zu erwarten-
den durchschnittlichen Bruttospielertrags ei-
nes Monats angepasst werden. 
 
(7) In der Konzession kann von der nach Ab-
satz 1 zuständigen Behörde auf Antrag unter 
den Voraussetzungen des § 6c Ab-
satz 1 Satz 4 und 5 des 
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Glücksspielstaatsvertrags 2021 die Festset-
zung eines abweichenden Betrages im 
Sinne des § 6c Absatz 1 Satz 3 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 erlaubt werden. 
 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst:  

 
„Die Anforderungen an die Verfah-
ren für die Einhaltung des Geltungs-
bereichs nach Absatz 1 und den 
Nachweis des Wohnsitzes oder des 
gewöhnlichen Aufenthalts regelt die 
Rechtsverordnung gemäß § 37 Ab-
satz 2 Nummer 11.“ 
 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Abweichend von Absatz 2 kön-
nen auf Antrag der Konzessionsin-
haberin oder des Konzessionsinha-
bers andere Verfahren zur Einhal-
tung des Geltungsbereichs der Kon-
zession erlaubt werden. Vorausset-
zung dafür ist, dass sichergestellt 
ist, dass diese Verfahren mindes-
tens in gleichem Maße wie die in 
Absatz 2 genannten und in der 
Rechtsverordnung gemäß § 37 

 § 5 
Räumlicher Geltungsbereich  

der Konzession 
 
(1) Der Geltungsbereich der Konzession ist 
auf das Hoheitsgebiet des Landes Nord-
rhein-Westfalen beschränkt. 
 
(2) Die Einhaltung des Geltungsbereichs 
nach Absatz 1 gilt als gewahrt, wenn die 
Konzessionsinhaberin oder der Konzessi-
onsinhaber Online-Casinospiele ausschließ-
lich Personen anbietet, die ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne des 
§ 9 der Abgabenordnung im Land Nordrhein-
Westfalen haben. Die Angabe zum Wohnsitz 
ist durch die Konzessionsinhaberin oder den 
Konzessionsinhaber im Rahmen der nach 
§ 6a Absatz 2, 3 und 5 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 erforderlichen Überprü-
fungen zu kontrollieren. Liegt der Wohnsitz 
außerhalb von Nordrhein-Westfalen, hat die 
Konzessionsinhaberin oder der Konzessi-
onsinhaber im Rahmen der nach § 6a Absatz 
2, 3 und 5 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 erforderlichen Überprüfungen auch die 
Angabe zum gewöhnlichen Aufenthalt zu ve-
rifizieren. Die Anforderungen an den Nach-
weis des gewöhnlichen Aufenthalts regelt die 
Rechtsverordnung gemäß § 37 Ab-
satz 2 Nummer 11. 
 
 
 
 
 
 
(3) Auf Antrag der Konzessionsinhaberin 
oder des Konzessionsinhabers können von 
Absatz 2 abweichende Verfahren zur Einhal-
tung des Geltungsbereichs der Konzession, 
insbesondere solche, die an den aktuellen 
Aufenthaltsort der Spielerin oder des Spie-
lers anknüpfen, erlaubt werden, sofern si-
chergestellt ist, dass diese mindestens in 
gleichem Maße wie das Verfahren nach Ab-
satz 2 geeignet sind, die Begrenzung der 
Konzessionen auf das Hoheitsgebiet des 
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Absatz 2 Nummer 11 näher gere-
gelten Verfahren geeignet sind, die 
Begrenzung der Konzessionen auf 
das Hoheitsgebiet des Landes 
Nordrhein-Westfalen nach § 22c 
Absatz 1 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 zu wahren. Weiterhin 
muss sichergestellt sein, dass diese 
Verfahren von der Aufsichtsbe-
hörde mit zumutbarem Aufwand 
überwacht werden können. Die Ein-
zelheiten können in der Rechtsver-
ordnung gemäß § 37 Absatz 2 Num-
mer 11 geregelt werden.“ 

 

Landes Nordrhein-Westfalen nach § 22c Ab-
satz 1 des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
zu wahren, und von der Aufsichtsbehörde 
mit zumutbarem Aufwand überwacht werden 
können. 
 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach der An-
gabe „Antrag“ die Angabe „und 
nach Prüfung“ eingefügt. 

 
bb) Nach Satz 1 werden die folgen-

den Sätze eingefügt: „Die Kos-
ten für die Prüfung sind von der 
Konzessionsinhaberin oder 
dem Konzessionsinhaber zu 
tragen. Die Prüfung kann auch 
durch eine von der Konzessi-
onsbehörde beauftragte unab-
hängige externe Prüforganisa-
tion erfolgen.“ 

 
 
 
 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird nach der An-
gabe „unabhängigen“ die Angabe 
„externen“ eingefügt. 

 
 

 § 9 
Erlaubnispflicht 

 
(1) Ein Online-Casinospiel darf nur veran-
staltet werden, wenn das konkrete Spiel von 
der Konzessionsbehörde auf Antrag erlaubt 
worden ist (Spielerlaubnis). Spielerlaubnisse 
können mit der Konzession verbunden wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Mit dem Antrag sind die beabsichtigten 
Teilnahmebedingungen, die Spielregeln und 
eine Beschreibung der beabsichtigten bildli-
chen Darstellung einzureichen. Außerdem 
muss ein Zertifikat einer unabhängigen 
Prüforganisation über die Einhaltung der 
spieltechnischen Vorschriften eingereicht 
werden. Die Spielerlaubnis ist insbesondere 
zu versagen, wenn zu besorgen ist, dass das 
Spiel den Zielen des § 1 Satz 1 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 zuwiderläuft oder 
eine Vorschrift dieses Gesetzes der Veran-
staltung entgegenstehen würde. Dies ist 
auch dann der Fall, wenn sich die Besorgnis 
aus der bildlichen Darstellung des Spiels 
oder der im Spiel verwendeten Musik oder 
Töne ergibt, insbesondere, wenn sich diese 
an Minderjährige oder vergleichbar gefähr-
dete Zielgruppen richtet, unzutreffende 
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Aussagen über die Gewinnchancen oder Art 
und Höhe der Gewinne enthält oder solche 
Aussagen suggeriert. 
  
(3) Nach Erteilung einer Spielerlaubnis sind 
Änderungen der Teilnahmebedingungen, 
der Spielregeln und nicht ganz unerhebliche 
Änderungen der bildlichen Darstellung der 
Konzessionsbehörde spätestens zwei Wo-
chen vor Inkrafttreten der Änderung anzuzei-
gen. Wesentliche Änderungen der Teilnah-
mebedingungen und der Spielregeln bedür-
fen der Erlaubnis der Konzessionsbehörde, 
auf die Absatz 2 entsprechend anzuwenden 
ist. Bedarf die Änderung keiner Erlaubnis, 
kann die Konzessionsbehörde die Veranstal-
tung eines geänderten Online-Casinospiels 
untersagen, wenn eine Voraussetzung gege-
ben ist, bei deren Vorliegen eine Spielerlaub-
nis nach Absatz 2 versagt werden kann. Un-
terbleibt eine nach Satz 1 erforderliche An-
zeige oder wird ein geändertes Online-Casi-
nospiel vor Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist oder ohne eine nach Satz 2 erforderli-
che Erlaubnis veranstaltet, handelt es sich 
um unerlaubtes Glücksspiel. 
 
(4) Die Konzessionsbehörde kann die Spie-
lerlaubnis jederzeit widerrufen, wenn eine 
Voraussetzung gegeben ist, bei deren Vor-
liegen eine Spielerlaubnis nach Absatz 2 ver-
sagt werden kann. Sie kann die Spielerlaub-
nis ändern und nachträglich mit Nebenbe-
stimmungen versehen, welche den Zielen 
des § 1 Satz 1 des Glücksspielstaatsvertra-
ges 2021 oder der Sicherstellung der Einhal-
tung von Vorschriften dieses Gesetzes die-
nen. 
 
(5) In der Spielerlaubnis sind die Einsätze ei-
ner Spielerin oder eines Spielers pro Spiel 
nach pflichtgemäßem Ermessen der Kon-
zessionsbehörde zu begrenzen. Stehen die 
vorgesehenen Spielregeln einer Begrenzung 
der Einsätze entgegen, sind ähnlich wirk-
same Begrenzungen, wie etwa die Begren-
zung des der Spielerin oder dem Spieler 
während eines Spiels maximal zur Verfü-
gung stehenden Betrages, festzulegen. Die 
Begrenzungen nach den Sätzen 1 und 2 sol-
len so gewählt werden, dass die maximal 
möglichen Einsätze einer Spielerin oder ei-
nes Spielers pro Spiel wesentlich geringer 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/18505 

 
 

14 

sind als die in den Spielbanken im Land 
Nordrhein-Westfalen maximal möglichen 
Einsätze. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Live-Übertragungen aus anderen Räum-
lichkeiten im Land Nordrhein-Westfalen 

 
(1) Eine Live-Übertragung von Bankhalter-
spielen aus anderen Räumlichkeiten im Land 
Nordrhein-Westfalen liegt vor, wenn eine au-
diovisuelle oder rein visuelle Übertragung 
aus den Räumlichkeiten erfolgt, die nicht zu 
einer nach dem Spielbankgesetz NRW kon-
zessionierten Spielbank gehören, und die 
Spielerin oder der Spieler über das Internet 
Einsätze für ein in diesen Räumlichkeiten 
durchgeführtes Glücksspiel leisten kann. 
Eine Spielerlaubnis darf nur für Bankhalter-
spiele erteilt werden, welche mit Ausnahme 
von unwesentlichen Abweichungen Bank-
halterspielen entsprechen, die in einer Spiel-
bank in Deutschland angeboten werden oder 
genehmigt sind. 
  
(2) Die Räumlichkeiten im Sinne des Absat-
zes 1 müssen in Nordrhein-Westfalen liegen. 
Aus ihnen darf die Übertragung nur erfolgen, 
wenn diese Nutzung der Räumlichkeiten zu 
diesem Zweck von der Konzessionsbehörde 
erlaubt worden ist. Einer Konzessionsinha-
berin oder einem Konzessionsinhaber darf 
eine Erlaubnis für höchstens zwei Standorte 
erteilt werden. Die Erlaubnis kann mit der 
Konzession verbunden werden. Als ein 
Standort gilt ein Gebäude oder Gebäude-
komplex oder gelten mehrere in unmittelba-
rer räumlicher Nähe liegende Gebäude oder 
Gebäudekomplexe. Die Erlaubnis ist zu ver-
sagen, wenn der Standort nicht zur ord-
nungsgemäßen Durchführung von Online-
Casinospielen geeignet ist oder eine ord-
nungsgemäße Aufsicht an diesem Standort 
nicht sichergestellt werden kann. Jeder 
Standort darf nur von einer Konzessionsin-
haberin oder einem Konzessionsinhaber ge-
nutzt werden. 
  
(3) Die Anwesenheit von Personen, die nicht 
der Durchführung der genehmigten Spiele 
dienen, oder die sich nicht aufgrund eines 
Vertragsverhältnisses mit der Konzessions-
inhaberin oder dem Konzessionsinhaber 
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4. Dem § 15 wird folgender Absatz 7 ange-

fügt: 
 

„(7) Befugnisse des für die Glücks-
spielaufsicht zuständigen Ministeriums 
nach § 9 des Glücksspielstaatsvertrags 
und nach anderen Vorschriften bleiben 
unberührt.“ 

 
 
 
 
 
 

zulässigerweise in den Räumlichkeiten auf-
halten, ist verboten. Die Konzessionsinhabe-
rin oder der Konzessionsinhaber hat Vorkeh-
rungen zu treffen, um eine Anwesenheit zu 
verhindern. Sobald sie oder er Kenntnis von 
der Anwesenheit unberechtigter Personen 
erhält, hat sie oder er unverzüglich für Abhilfe 
zu sorgen. 
  
(4) Eine Teilnahme an den in den Räumlich-
keiten nach Absatz 1 durchgeführten Spielen 
ist nur über das Internet zulässig. Eine Teil-
nahme von Personen, welche sich in den 
Räumlichkeiten befinden, ist verboten. Die 
Konzessionsinhaberin oder der Konzessi-
onsinhaber hat Vorkehrungen zu treffen, um 
in den Fällen der Sätze 1 und 2 eine Spiel-
teilnahme zu verhindern. Sobald sie oder er 
Kenntnis von derartigen Spielteilnahmen er-
hält, hat sie oder er unverzüglich für Abhilfe 
zu sorgen. 
  
(5) Der Glücksspielaufsicht und den von die-
ser beauftragten Dritten ist auch ohne vorhe-
rige Ankündigung jederzeit Zutritt zu den 
Räumlichkeiten nach Absatz 1 zu gewähren. 
Absatz 3 Satz 2 findet insoweit keine Anwen-
dung. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung nach Artikel 13 des Grundge-
setzes wird insoweit eingeschränkt. 
  
(6) Das für die Glücksspielaufsicht zustän-
dige Ministerium kann durch Rechtsverord-
nung nähere Anforderungen an die Belegen-
heit, Ausstattung und Überwachung der an-
deren Räumlichkeiten im Sinne von Absatz 1 
bestimmen. 
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5. Nach § 15 wird folgender § 15a einge-
fügt: 

 
„§ 15a 

Zulassung von Dienstleisterinnen 
und Dienstleistern sowie Live-Über-
tragungen aus Räumlichkeiten von 

Dienstleisterinnen und Dienstleistern 
 

(1) Dienstleisterinnen und Dienstleister 
bieten den Konzessionsinhaberinnen 
und Konzessionsinhabern auf Grund-
lage eines privatrechtlichen Vertrages 
gewerblich geeignete Räumlichkeiten 
für die Durchführung und die Live-Über-
tragung von Bankhalterspielen an und 
stellen durch ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sicher, dass die von den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Kon-
zessionsinhaberinnen und Konzessi-
onsinhaber angebotenen Bankhalter-
spiele in den vertraglich vereinbarten 
Zeiträumen in Echtzeit im Live-Stream 
übertragen werden. Sie sind weder Ver-
anstalterin oder Veranstalter noch Ver-
mittlerin oder Vermittler des öffentlichen 
Glücksspiels. Dienstleistungen nach 
Satz 1 dürfen nur mit einer Zulassung 
der Konzessionsbehörde nach diesem 
Gesetz erbracht werden. Die Zulassung 
darf nicht erteilt werden, wenn die Er-
bringung der Dienstleistung dem Ziel 
des § 1 Satz 1 Nummer 4 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 zuwiderläuft. 
Die Regelungen des Glücksspielstaats-
vertrags 2021, dieses Gesetzes und der 
Rechtsverordnung sind auch auf die 
Dienstleisterinnen oder Dienstleister an-
zuwenden, soweit sie sich auf die Durch-
führung des Glücksspiels beziehen und 
nach ihrem Inhalt übertragbar sind. Das 
für die Glücksspielaufsicht zuständige 
Ministerium regelt das Nähere zu den 
Anforderungen an den privatrechtlichen 
Vertrag mit der Konzessionsinhaberin 
oder dem Konzessionsinhaber durch 
Rechtsverordnung. 

 
(2) Die Zulassung zur Erbringung von 
Dienstleistungen nach Absatz 1 kann für 
einen Standort im Sinne des § 15 Absatz 
2 Satz 5 je Dienstleisterin oder Dienst-
leister erteilt werden, wenn 
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1. die Antragstellerin oder der Antrag-

steller über die technischen, räumli-
chen und personellen Vorausset-
zungen für die Durchführung und 
Live-Übertragung von Bankhalter-
spielen verfügt, insbesondere der 
Standort zur ordnungsgemäßen 
Durchführung von Bankhalterspie-
len geeignet ist und eine ordnungs-
gemäße Aufsicht an diesem Stand-
ort sichergestellt werden kann,  

2. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller leistungsfähig im Sinne des § 
4a Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
ist,  

3. die Einhaltung der Anforderungen 
an die IT-Sicherheit aus § 6f des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 si-
chergestellt ist,  

4. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller, sofern sie oder er über kei-
nen Sitz im Inland verfügt, der Kon-
zessionsbehörde eine empfangs- 
und vertretungsbevollmächtigte 
Person im Inland benennt,  

5. die Inhaber- und Beteiligungsver-
hältnisse bei der Antragstellerin 
oder beim Antragsteller vollständig 
offengelegt sind und die Antragstel-
lerin oder der Antragsteller weder 
selbst noch durch verbundene Un-
ternehmen unerlaubtes Glücksspiel 
veranstaltet oder vermittelt,  

6. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller nicht mit Veranstaltern und 
Vermittlern in geschäftlicher Bezie-
hung steht, die im Inland unerlaub-
tes Glücksspiel betreiben, sondern 
nur mit solchen, die auf der gemein-
samen amtlichen Liste nach § 9 Ab-
satz 8 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 (Whitelist) aufgeführt 
oder sonst erlaubt sind,  

7. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller schriftlich erklärt, dass sie 
oder er nicht mit Veranstaltern oder 
Vermittlern zusammenarbeitet, in 
vertraglicher oder sonst geschäftli-
cher Beziehung steht, die im Aus-
land nach den dort jeweils 
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geltenden Vorschriften unerlaubtes 
Glücksspiel betreiben und 

8. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller und die von ihr oder ihm be-
auftragten verantwortlichen Perso-
nen im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 
3 die für die Dienstleistungserbrin-
gung erforderliche Zuverlässigkeit 
und Sachkunde besitzen und die 
Gewähr dafür bieten, dass die 
Durchführung und Live-Übertra-
gung ordnungsgemäß und für die 
Konzessionsinhaberin oder den 
Konzessionsinhaber sowie die Er-
laubnisbehörde nachvollziehbar 
durchgeführt wird; bei juristischen 
Personen und Personengesell-
schaften müssen alle vertretungs-
befugten Personen zuverlässig und 
sachkundig im Sinne der Rechts-
verordnung sein. 

 
(3) Das für die Glücksspielaufsicht zu-
ständige Ministerium regelt Näheres zu 
den Zulassungsvoraussetzungen und 
zum Zulassungsverfahren durch 
Rechtsverordnung, insbesondere zu 
den Anforderungen an die Sicherheit der 
Übertragung, das Personal sowie die 
Spieltische und Spielgeräte. Das bei der 
Dienstleisterin oder dem Dienstleister 
beschäftigte Personal darf nicht an dem 
Glücksspiel teilnehmen, das für die Kon-
zessionsinhaberin oder den Konzessi-
onsinhaber durchgeführt und übertragen 
wird. Spielenden dürfen durch die 
Dienstleisterin oder den Dienstleister 
und durch deren Beschäftigte keine Dar-
lehen gewährt werden (Kreditverbot).  

 
(4) Die Konzessionsinhaberin oder der 
Konzessionsinhaber wird durch die Be-
auftragung einer zugelassenen Dienst-
leisterin oder eines zugelassenen 
Dienstleisters nicht von den Verpflich-
tungen und Anforderungen des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021, dieses Geset-
zes oder der dazu erlassenen Rechts-
verordnung befreit. Die Pflichten der 
Veranstalterin oder des Veranstalters 
zur Sicherstellung des Spieler- und Ju-
gendschutzes können nicht auf die 
Dienstleisterin oder den Dienstleister 
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übertragen werden. Insbesondere darf 
ausschließlich die Konzessionsinhabe-
rin oder der Konzessionsinhaber Kun-
dendaten erheben und speichern, Iden-
titäts- und Alterskontrollen durchführen, 
Spielkonten einrichten und verwalten, 
einschließlich der Ein- und Auszahlun-
gen, und Abgleiche im Sperrsystem 
durchführen. Der Dienstleisterin oder 
dem Dienstleister darf kein Zugriff auf 
personenbezogene Daten der Spielen-
den gewährt werden. Soweit dies tech-
nisch erforderlich ist, darf die Dienstleis-
terin oder der Dienstleister Zugriff auf die 
IP-Adresse der Spielenden und eine die-
sen eindeutig zugeteilte Kennung erhal-
ten. Die Konzessionsinhaberin oder der 
Konzessionsinhaber bleibt für die Um-
setzung des Sozialkonzepts verantwort-
lich und verpflichtet die Dienstleisterin 
oder den Dienstleister zur Mitwirkung 
durch deren oder dessen Personal, so-
weit dies erforderlich ist. Unbeschadet 
der Befugnisse der Konzessionsbe-
hörde nach § 9 Absatz 1 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 auch gegen-
über der Dienstleisterin oder dem 
Dienstleister ist die Konzessionsinhabe-
rin oder der Konzessionsinhaber zur 
Kontrolle der Einhaltung der glücksspiel-
rechtlichen Anforderungen durch die 
von ihr beauftragte Dienstleisterin oder 
den beauftragten Dienstleister verpflich-
tet. 

 
(5) Dienstleisterinnen und Dienstleister 
dürfen Live-Übertragungen von Bank-
halterspielen im Auftrag der Konzessio-
närin oder des Konzessionärs nach § 15 
Absatz 1 durchführen. § 15 Absatz 2 
Satz 1 bis 3 und 5 sind anzuwenden. Der 
Standort der Dienstleisterin oder des 
Dienstleisters gilt als ein Standort der 
Konzessionsinhaberin oder des Konzes-
sionsinhabers. Die Erlaubnis zur Nut-
zung der Räumlichkeiten der Dienstleis-
terin oder des Dienstleisters kann mit 
der Konzession verbunden werden, 
wenn für diese Räumlichkeiten bereits 
eine Zulassung nach Absatz 2 erteilt 
wurde. Die Konzessionsbehörde kann, 
abweichend von den Vorgaben des § 15 
Absatz 2 Satz 7, eine Nutzung der 
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Räumlichkeiten der Dienstleisterin oder 
des Dienstleisters durch mehrere Kon-
zessionsinhaberinnen oder Konzessi-
onsinhaber genehmigen, wenn die 
Räumlichkeiten dazu geeignet sind. § 15 
Absatz 3 bis 6 gilt entsprechend.“ 

 
 
 
6. § 36 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 36 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 3 Absatz 3 nicht jede Ände-

rung der für die Zuverlässigkeit und die 
Befähigung zum Betrieb von Online-
Casinospielen maßgeblichen Umstände 
gemäß § 3 Absatz 3 Satz 2 Nummer 
1 bis 8 unverzüglich schriftlich oder 
elektronisch anzeigt, 

2. gegen eine aufgrund von § 3 Absatz 4 in 
der Konzession erlassene Nebenbe-
stimmung verstößt, 

3. entgegen der Vorgaben aus § 3 Ab-
satz 5 Satz 1 Nummer 3 ein Sozialkon-
zept nicht vorlegt, nicht umsetzt oder 
nicht evaluiert, weiterentwickelt oder un-
ternehmensunabhängig überprüfen 
lässt, 

4. entgegen § 3 Absatz 5 Satz 1 Nummer 
4 selbst oder durch verbundene Unter-
nehmen unerlaubtes Glücksspiel veran-
staltet oder vermittelt, 

5. nicht zugelassene Glücksspiele nach 
§ 3 Absatz 5 Satz 1 Nummer 5 veran-
staltet, 

6. entgegen § 3 Absatz 5 Satz 1 Nummer 
6 die Teilnahme am Sperrsystem nach 
den §§ 8 und 23 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 nicht sicherstellt, 

7. entgegen § 3 Absatz 5 Satz 1 Nummer 
8 vor der Inbetriebnahme eines neuen 
Online-Casinospiels nicht durch geeig-
nete Tests sicherstellt, dass das Spiel 
auf der Spielplattform korrekt funktio-
niert, 

8. entgegen § 3 Absatz 5 Satz 1 Nummer 
9 nicht sicherstellt, dass der Glücks-
spielaufsicht oder einer von dieser be-
auftragten Person jederzeit Zutritt zu 
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a) In Nummer 12 wird nach der An-

gabe „haben“ die Angabe „oder ent-
gegen der Verpflichtung aus § 5 Ab-
satz 2 den erforderlichen Nachweis 
nicht anfordert“ eingefügt.  

 
 
 
 
b) In Nummer 14 wird nach der An-

gabe „unabhängigen“ die Angabe 
„externen“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

allen Räumen, aus denen Live-Übertra-
gungen erfolgen, gewährt wird, 

9. entgegen § 8 Absatz 2 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 gesperrte Spielerin-
nen oder Spieler am Spielbetrieb teil-
nehmen lässt, 

10. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 3 ohne vor-
herigen Antrag bei der Konzessionsbe-
hörde eine Konzession überträgt oder 
zur Ausübung einer Dritten oder einem 
Dritten überlässt, 

11. entgegen § 4 Absatz 6 Satz 1 oder 2 das 
Beschäftigungsverhältnis beziehungs-
weise das vertragliche Verhältnis nicht 
beendet, 

12. entgegen § 5 Absatz 2 Online-Casino-
spiele solchen Personen anbietet, die ih-
ren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt nicht im Land Nordrhein-Westfa-
len haben, 

13. entgegen § 5 Absatz 3 ohne Antrag bei 
der Konzessionsbehörde ein von 
§ 5 Absatz 2 abweichendes Verfahren 
zur Einhaltung des Geltungsbereichs 
der Konzession anwendet, 

14. entgegen § 9 Absatz 2 Satz 2 nicht si-
cherstellt, dass nur Online-Casinospiele 
eingesetzt werden, für die vor der Inbe-
triebnahme ein Zertifikat einer unabhän-
gigen Prüforganisation über die Einhal-
tung der spieltechnischen Vorschriften 
bei der Konzessionsbehörde eingereicht 
wird, 

15. entgegen § 9 Absatz 3 Satz 1 Änderun-
gen der Teilnahmebedingungen, der 
Spielregeln und nicht ganz unerhebliche 
Änderungen der bildlichen Darstellung 
nicht oder nicht rechtzeitig der Konzes-
sionsbehörde anzeigt, 

16. entgegen § 9 Absatz 3 Satz 2 ohne Er-
laubnis eine wesentliche Änderung der 
Teilnahmebedingungen oder der Spiel-
regeln vornimmt, 

17. entgegen der nach § 9 Absatz 5 Satz 1 
von der Konzessionsbehörde bestimm-
ten Begrenzungen der Einsätze höhere 
Einsätze zulässt, 

18. entgegen § 10 ohne Genehmigung Boni 
oder Rabatte gewährt, 

19. entgegen § 12 Absatz 1 Einsätze nicht 
nur in Euro und Cent erfolgen lässt oder 
Gewinne nicht nur in Euro und Cent aus-
weist, 
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c) In Nummer 27 wird die Angabe 

„oder“ durch ein Komma ersetzt. 
 
 
 

 
d) In Nummer 28 wird der Punkt am 

Ende durch ein Komma ersetzt. 
 
e) Folgende Nummern 29 und 30 wer-

den angefügt: 
 

20. entgegen der nach § 13 Absatz 2 Satz 1 
in der Spielerlaubnis festgelegten Min-
destspieldauer eine geringere Spiel-
dauer dem Online-Casinospiel zugrunde 
legt, 

21. entgegen § 14 Absatz 5 Live-Übertra-
gungen von Bankhalterspielen aus einer 
Spielbank außerhalb der Öffnungszeiten 
der Spielbank oder bei Abwesenheit der 
Finanzaufsicht nach § 13 Absatz 9 Satz 
1 des Spielbankgesetzes NRW in der 
Spielbank durchführt, 

22. entgegen § 15 Absatz 2 Satz 2 Übertra-
gungen aus Räumlichkeiten vornimmt, 
für die keine Genehmigung der Konzes-
sionsbehörde erteilt worden ist, 

23. entgegen § 15 Absatz 4 Satz 1 und 2 
eine Teilnahme an den in den Räumlich-
keiten nach § 15 Absatz 1 durchgeführ-
ten Spielen von Personen, welche sich 
in den Räumlichkeiten befinden, zulässt, 

24. entgegen § 15 Absatz 5 oder § 16 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 2 der Glücks-
spielaufsicht oder einer von dieser be-
auftragten Person den Zutritt zu einem 
Raum, der der Veranstaltung von On-
line-Casinospielen dient, verwehrt, 

25. beauftragten Person die Einsichtnahme 
in geschäftliche Unterlagen verwehrt, 

26. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 2 Nummer 
3 eine erstmalige Inbetriebnahme, die 
Wiederinbetriebnahme nach Änderung 
der Spiel- oder Sicherheitstechnik, ins-
besondere nach Software-Upgrades, 
ohne Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
oder ohne Vorlage eines von der Auf-
sichtsbehörde geforderten Gutachtens 
einer unabhängigen Prüfstelle vor-
nimmt, 

27. entgegen § 16 Absatz 3 Nummer 1 der 
Aufsichtsbehörde keine Auskunft über 
den Betrieb erteilt oder 

28. nach § 16 Absatz 3 Nummer 3 Spielti-
sche, technische Anlagen und Teile 
hiervon, die außer Betrieb genommen 
oder versiegelt worden sind, wieder in 
Betrieb nimmt. 
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„29. gegen eine Nebenbestimmung 
der Konzession nach § 3 Absatz 4 
Satz 3 verstößt oder 
30. entgegen § 3 Absatz 5 Satz 1 
Nummer 11 nicht die erforderliche 
Zuverlässigkeit des Personals über-
prüft.“ 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Eine Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße von bis zu 500 000 Euro geahndet 
werden. 
(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 
1 begangen worden, so können die Gegen-
stände, 
 
1. auf die sich die Ordnungswidrigkeit be-

zieht oder 
2. die durch sie hervorgebracht oder zu ih-

rer Begehung oder Vorbereitung ge-
braucht worden oder bestimmt gewesen 
sind, 

unter den Voraussetzungen des § 22 Ab-
satz 2 und 3 und des § 23 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten eingezogen werden. 
§ 17 Absatz 4 und § 29a des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten bleiben unberührt. 
 
(4) Zuständige Verwaltungsbehörde im 
Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten ist das für 
die Glücksspielaufsicht zuständige Ministe-
rium. Dieses ist auch die zuständige Verwal-
tungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 
1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten in den Fällen des § 28a des 
Glücksspielstaatsvertrages 2021 im Falle 
von Verstößen durch die Konzessionsinha-
berin oder den Konzessionsinhaber im Zu-
sammenhang mit dem Angebot von Online-
Casinospielen und im Falle von Verstößen 
im Zusammenhang mit der Werbung hierfür. 
 

7. § 37 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 37 
Verordnungsermächtigungen 

 
(1) Das für die Glücksspielaufsicht zustän-
dige Ministerium wird ermächtigt durch 
Rechtsverordnung Vorschriften darüber zu 
erlassen, welche Nachweise das für die 
Glücksspielaufsicht zuständige Ministerium 
anfordern darf, um die Zuverlässigkeit im 
Sinne des § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 und 
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a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„3. welche Sicherungsmaßnah-
men hinsichtlich des Datenschutzes 
von den für die Glücksspiel- und Fi-
nanzaufsicht tätigen Personen so-
wie von den Beschäftigten und von 
den Besucherinnen und Besuchern 
in der Spielbank im Rahmen des § 
14 zu treffen sind,“  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

die Sachkunde im Sinne des § 3 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 12 zu prüfen. 
 
(2) Das für die Glücksspielaufsicht zustän-
dige Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zusätzliche und nähere 
Vorschriften zu erlassen darüber, 
 
1. welche zusätzlichen allgemeinen Anfor-

derungen an die zu erlaubenden 
Glücksspiele, die als Online-Casino-
spiele angeboten werden sollen, in tech-
nischer und glücksspielrechtlicher Sicht 
zu stellen sind, 

2. welche technischen und organisatori-
schen Maßnahmen im Sinne von Artikel 
32 der Datenschutz-Grundverordnung 
vom 27. April 2016 (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1, L 314 vom 22.11.2016, 
S. 72, L 127 vom 23.5.2018, S. 2, L 74 
vom 4.3.2021, S. 35) erforderlich sind, 

3. welche Sicherungsmaßnahmen hin-
sichtlich des Datenschutzes von Be-
schäftigten und von Besucherinnen und 
Besuchern in der Spielbank im Rahmen 
des § 14 zu treffen sind, 

4. welche Anforderungen an die Auswahl 
und die Qualifikation des mit dem Spiel-
betrieb in anderen Räumlichkeiten zur 
Live-Übertragung im Sinne von § 15 be-
trauten Personals einschließlich der lei-
tenden Personen im Sinne des § 4 Ab-
satz 3 Satz 3, die für den Bereich der 
Live-Übertragung aus anderen Räum-
lichkeiten verantwortlich sind, 

5. welche Anforderungen an die Bauart 
und an etwaige elektronische Kompo-
nenten eingesetzter mechanischer und 
elektronischer Spielgeräte und Spielti-
sche, an am Spielablauf beteiligte IT-
Komponenten, an die technische Über-
wachung sowie an den Spielbetrieb in 
anderen Räumlichkeiten zur Live-Über-
tragung im Sinne von § 15 zu stellen 
sind, 

6. welche Anforderungen an die techni-
schen und organisatorischen Sicher-
heitsvorkehrungen der Konzessionsin-
haberin oder des Konzessionsinhabers 
zum Schutz vor externen oder internen 
Manipulations- und Betrugsversuchen 
zu stellen sind, insbesondere hinsicht-
lich der IT-Komponenten und der 
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b) Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 
 

„11. welche Anforderungen an den 
Nachweis des Wohnsitzes oder des 
gewöhnlichen Aufenthalts im Sinne 
des § 5 Absatz 2 zu stellen sind und 
wie die Verfahren zur Einhaltung 
des Geltungsbereichs der Konzes-
sion im Sinne des § 5 näher ausge-
staltet sind,“ 

 
 

c) In Nummer 12 wird der Punkt am 
Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

 
d) Folgende Nummer 13 wird ange-

fügt: 
 

„13. welche Anforderungen an die 
Zuverlässigkeit der Personen nach 
§ 3 Absatz 5 Satz 1 Nummer 11 zu 
stellen sind und wie die Verpflich-
tung der Konzessionsinhaberin 
oder des Konzessionsinhabers zur 
Prüfung der Zuverlässigkeit umzu-
setzen ist.“ 
 

 

Programme, die für die virtuellen Nach-
bildungen von Bankhalterspielen im 
Sinne von § 13 eingesetzt werden, 

7. welche Anforderungen an die Inbetrieb-
nahme neuer Online-Casinospiele, IT-
Komponenten und Software-Updates zu 
stellen sind, insbesondere wie und 
durch wen die Funktionsfähigkeit und 
die Manipulationssicherheit geprüft wird 
und wie das Verfahren zur Inbetrieb-
nahme ablaufen soll, 

8. welche Anforderungen an die eingesetz-
ten IT-Komponenten und Software-Pro-
gramme zu stellen sind, in welchen Zeit-
räumen durch wen Kontrollen zu erfol-
gen haben sowie welche Qualifikation 
an die Prüforganisation zu stellen sind, 

9. wie und mit welchen Sicherheitsvorkeh-
rungen die Gewinne, Verluste sowie 
Ein- und Auszahlungen der Spielerinnen 
und Spieler in Zusammenhang mit den 
Online-Casinospielen auf dem Spieler-
konto nach § 6a des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 verbucht werden, 

10. welche Anforderungen an den Safe-Ser-
ver nach § 6i Absatz 2 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 zu stellen sind, 

11. welche Anforderungen an den Nachweis 
des gewöhnlichen Aufenthalts im Sinne 
des § 5 Absatz 2 zu stellen sind und 

 
 
12. dass die Erwerberin oder der Erwerber 

über eine Innenrevision verfügen muss, 
welche Aufgaben diese hat und welche 
Anforderungen an die Innenrevision und 
die darin beschäftigten Personen zu 
stellen sind. 
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(3) Die Verordnungsermächtigungen für das 
für die Glücksspielaufsicht zuständige Minis-
terium in § 14 Absatz 8, § 15 Absatz 6, 
§ 16 Absatz 5 und die Verordnungsermäch-
tigung für das für Finanzen zuständige Minis-
terium in § 28 bleiben unberührt. 
 
 
 

Artikel 2 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.  
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Begründung: 
 
Allgemeiner Teil 
 
Der Glücksspielstaatsvertrag 2021 hat den Ländern erstmals die Möglichkeit eingeräumt, für 
ihr Gebiet Online-Casinospiele zuzulassen. Nordrhein-Westfalen hat mit dem Online-Casino-
spiel Gesetz NRW vom 23. Februar 2022 davon Gebrauch gemacht. Nach § 1 Absatz 3 des 
Online-Casinospiel Gesetzes NRW können bis zu fünf Konzessionen erteilt werden. Den In-
haberinnen und Inhabern einer Konzession kann gemäß § 7 Absatz 1 des Online-Casinospiel 
Gesetzes NRW eine Spielerlaubnis für virtuelle Nachbildungen von Bankhalterspielen, Live-
Übertragungen von Bankhalterspielen aus einer Spielbank und Live-Übertragungen von Bank-
halterspielen aus anderen Räumlichkeiten im Land Nordrhein-Westfalen erteilt werden.  
 
Im Zuge der Erstellung der Vorschriften, die für die Ausführung des Online-Casinospiel Geset-
zes NRW erforderlich sind, hat sich gezeigt, dass insbesondere hinsichtlich der Verordnungs-
ermächtigungen und der Regelung der Ordnungswidrigkeiten gesetzlicher Ergänzungsbedarf 
besteht. Außerdem sieht die bisherige Rechtslage vor, dass die Standorte für die Live-Über-
tragungen von Bankhalterspielen aus anderen Räumen nur von einer Konzessionsinhaberin 
oder einem Konzessionsinhaber genutzt werden dürfen. In anderen Staaten (zum Beispiel den 
Niederlanden) ist es für mehrere Konzessionäre möglich, Räumlichkeiten einer Dienstleisterin 
oder eines Dienstleisters zu nutzen, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Da die 
Live-Übertragung aus anderen Räumen enorme finanzielle und personelle Ressourcen benö-
tigt, stellt die Einbeziehung von darauf spezialisierten Dienstleisterinnen oder Dienstleistern 
eine wirtschaftlich geeignete Variante dar. Außerdem dürfte die Einbeziehung zu einer erheb-
lichen Reduzierung der erforderlichen Beaufsichtigung durch die zuständige Behörde führen, 
weil die Standorte der zu kontrollierenden Räume sich aufgrund der damit für die Inhaberinnen 
und Inhaber von Konzessionen verbundenen Vorteile erheblich reduziert würde. Das Verfah-
ren hat sich in den Nachbarländern auch in dieser Hinsicht bewährt soll auch aus diesem 
Grunde in Nordrhein-Westfalen ermöglicht werden. 
 
Darüber hinaus werden die Verweise auf andere Vorschriften aktualisiert und im Wesentlichen 
weitere redaktionelle Anpassungen vorgenommen. 
 
Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 
 
Zu Nummer 1 (Änderung des § 3): 
 
Die Änderungen und Ergänzungen in § 3, der die Vergabe der Konzession für die Veranstal-
tung von Online-Casinospielen regelt, sind einerseits redaktioneller (Absatz 1) und anderer-
seits klarstellender (Absatz 5) Art.  
 
In Absatz 1 wird der Verweis aktualisiert, weil die Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung 
vom 3. Juli 2001 durch die Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung NRW vom 8. Au-
gust 2023 abgelöst worden ist. 
 
Die Ergänzung durch die neue Nummer 11 in Absatz 5 stellt klar, dass das Personal der Kon-
zessionsinhaberin oder des Konzessionsinhabers, das in Zusammenhang mit der Konzession 
beschäftigt wird, die glücksspielrechtliche Zuverlässigkeit besitzen muss. Dabei fällt unter 
diese Vorschrift nur das Personal, das unmittelbar für die mit der Konzession genehmigten 
Glücksspiele eingesetzt wird. Sonstige Servicekräfte wie etwa Raumpflegerinnen oder 
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Beschäftigte, die für die anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Dienstleistungen erbringen, 
wie zum Beispiel Köche, gehören nicht dazu. 
 
Zu Nummer 2 (Änderung des § 5): 
 
§ 5 des Online-Casinospiel Gesetzes NRW beschränkt in Absatz 1 im Hinblick auf § 22c des 
Glücksspielstaatsvertrages 2021 den räumlichen Geltungsbereich der erteilten Konzession 
auf das Hoheitsgebiet des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 
Absatz 2 beinhaltet unter anderem eine gesetzliche Fiktion, unter welchen Voraussetzungen 
die Einhaltung des Geltungsbereichs als gewahrt gilt. Danach ist ein Wohnsitz oder ein ge-
wöhnlicher Aufenthalt in Nordrhein-Westfalen notwendig, wobei die nähere Ausgestaltung der 
Erfüllung dieser Anforderungen in einer Rechtsverordnung nach § 37 Absatz 2 Nummer 11 
geregelt werden. Klarstellend wird in die Vorschrift aufgenommen, dass auch die Anforderun-
gen an den Nachweis des Wohnsitzes durch diese Rechtsverordnung näher bestimmt werden 
können. 
 
Absatz 3 ist technikoffen formuliert und lässt auch weitere Verfahren als die in Absatz 2 in den 
Blick genommenen Verfahren zum Nachweis des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts 
zu. Durch die geänderte Wortwahl wird eine unnötige Einengung auf ein einziges technisches 
Verfahren wie die Geolokalisierung vermieden. Einzelheiten der konkreten Anforderungen, die 
solche Verfahren wiederum zu erfüllen haben, sollen ebenfalls im Wege der Rechtsverordnung 
geregelt werden. Daher wird auch die Ermächtigung in § 37 Absatz 2 Nummer 11 angepasst 
(siehe unten Nummer 7).  
 
Zu Nummer 3 (Änderung des § 9): 
 
Nach § 9 muss das konkrete Online-Casinospiel von der Konzessionsbehörde erlaubt werden. 
Nicht ausdrücklich geregelt war bisher, dass das jeweilige Online-Casinospiel von der Kon-
zessionsbehörde im Rahmen des Erlaubnisverfahrens getestet und geprüft werden muss. 
Durch die Ergänzung wird klargestellt, dass die Konzessionsbehörde die beantragten Online-
Casinospiele erst nach Prüfung erlaubt und die anfallenden Kosten von der Konzessionsinha-
berin oder dem Konzessionsinhaber zu tragen sind, wobei unter Kosten nach § 1 des Gebüh-
rengesetzes NRW Gebühren und Auslagen verstanden werden. Zugleich wird für die Konzes-
sionsbehörde die Möglichkeit eröffnet, mit der rein technischen Prüfung eine unabhängige ex-
terne Prüforganisation zu beauftragen. Die Zuständigkeit für die Erteilung oder Versagung der 
Genehmigung verbleibt aber in jedem Fall bei der Konzessionsbehörde. 
 
Zu Nummer 4 (Änderung des § 15):  
 
§ 15 regelt die die grundsätzliche Zulässigkeit und Ausgestaltung von Live-Übertragungen aus 
anderen Räumlichkeiten in Nordrhein-Westfalen. In dem neuen Absatz 7 wird vorsorglich klar-
gestellt, dass die Befugnisse nach anderen Vorschriften wie beispielsweise dem Glücksspiel-
staatsvertrag 2021 durch diese Regelungen nicht eingeschränkt werden. 
 
Zu Nummer 5 (Einfügung des neuen § 15a): 
 
Die Einfügung des neuen § 15a ist erforderlich, damit eine Dienstleisterin oder ein Dienstleister 
rechtssicher den Konzessionsinhaberinnen und Konzessionsinhabern die Nutzung von ande-
ren Räumen zur Verfügung stellen kann. Die Sichtung des Marktes hat ergeben, dass eine 
Live-Übertragung aus anderen Räumen mit enormen Kosten verbunden ist. So müssen nicht 
nur geeignete Räume zur Verfügung stehen, sondern es muss außerdem umfangreiche Tech-
nik installiert werden und entsprechend viel Personal beschäftigt werden. Die Nutzung eines 
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solchen Raumes nur durch eine Konzessionsinhaberin oder einen Konzessionsinhaber dürfte 
in der Regel nicht wirtschaftlich sein. Auf dem Markt gibt es leistungsstarke Dienstleister, die 
sich darauf spezialisiert haben, derartige Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen. Die Ände-
rung dient damit vorrangig der Kanalisierung, weil ohne die Nutzung eines Dienstleisters die 
Gefahr besteht, dass die Konzessionsinhaberinnen und Konzessionsinhaber von dem Ange-
bot der Live-Übertragung aus anderen Räumen mangels Wirtschaftlichkeit keinen Gebrauch 
machen würden. Die Aufgaben der Dienstleisterinnen und Dienstleister beschränkt sich aller-
dings darauf, geeignete Räume zur Verfügung zu stellen und durch ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter die Übertragung der Bankhalterspiele im Live-Stream zu gewährleisten. Die eigent-
liche Durchführung der Bankhalterspiele ob-liegt allein den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Konzessionsinhaberinnen und Konzessionsinhaber. 
 
Um eine Prüfung und Überwachung auch dieser voraussichtlich im Zuge privatrechtlicher Ver-
tragsgestaltungen tätiger Dienstleisterinnen oder Dienstleister, die die anderen Räumlichkei-
ten anbieten, sicherzustellen, wird durch die Änderung eine Ermächtigung zum Erlass einer 
entsprechenden Rechtsverordnung eingefügt. Diese ermächtigt unter anderem zur Prüfung 
der Zuverlässigkeit und Wirtschaftlichkeit und verlangt, dass das Unternehmen kein unerlaub-
tes Glückspiel veranstaltet oder vermittelt. 
 
Zu Nummer 6 (Änderung des § 36): 
 
Die Ergänzung in den Tatbeständen von Ordnungswidrigkeiten dient der Schließung von Lü-
cken. Insbesondere die Aufnahme einer Ordnungswidrigkeit bei einem Verstoß gegen Neben-
bestimmungen der Konzession ist wichtig, um in diesen Fällen genügend Druck zur Einhaltung 
auch der Nebenbestimmungen ausüben zu können. Des Weiteren wird eine redaktionelle An-
passung in § 36 Absatz 1 Nummer 14 vorgenommen. 
 
Zu Nummer 7 (Änderung des § 37): 
 
§ 37 enthält Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen. Damit keine datenschutz-
rechtlichen Lücken bezüglich des Aufsichtspersonals entstehen wird die Ermächtigung in 
Nummer 3 ergänzt. Die Änderung in Absatz 2 Nummer 11 ist eine Folgeänderung zur Klarstel-
lung und Ergänzung in § 5. 
 
Die neue Verordnungsermächtigung in Absatz 2 Nummer 13 ist erforderlich, um den Konzes-
sionsinhaberinnen und -inhabern vorgeben zu können, welche Anforderungen an eine ord-
nungsgemäße Zuverlässigkeitsprüfung zu stellen sind und so die im gesamten Glücksspiel-
wesen geltenden Vorgaben auch bei den Online-Casinospielen umsetzen zu können. 
 
Zu Artikel 2 
 
Artikel 2 enthält die Regelung des Inkrafttretens. 
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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
 
 
zu dem „Gesetz zur Änderung des Online-Casinospiel Gesetzes NRW“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/18505 
 
 
 
 
Die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen, Artikel 1 Nummer 5 des 
o.g. Gesetzentwurfs wie folgt zu ändern: 
 
 
1. § 15a Absatz 2 Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 
 

„6. die Antragstellerin oder der Antragsteller nicht mit Veranstaltern und Vermittlern in 
geschäftlicher Beziehung steht, die im Inland unerlaubtes Glücksspiel betreiben 
oder betrieben haben, sondern nur mit solchen, die auf der gemeinsamen amtli-
chen Liste nach § 9 Absatz 8 des Glücksspielstaatsvertrags 2021 (Whitelist) auf-
geführt oder sonst erlaubt sind,“ 

 
 
2. In § 15a Absatz 4 wird nach der Angabe „technisch“ die Angabe „zwingend“ eingefügt. 
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Begründung: 
 
Zu 1.: 
 
Durch die Änderung in § 15a Absatz 2 wird klargestellt, dass die Regelungen zur Erteilung der 
Zulassung bei dem Betrieb illegalen Glücksspiels nicht nur gegenwärtig greifen, sondern auch 
die Vergangenheit berücksichtigen. Wer ehemals unerlaubtes Glücksspiel betrieben hat, ist 
ungeeignet für den Betrieb im Sinne des § 15a. 
 
 
Zu 2.: 
 
Durch die Änderungen darf die Dienstleisterin oder der Dienstleister erst dann auf die IP-Ad-
resse und eindeutig zugeteilte Kennung der Spielenden zugreifen, wenn dies technisch zwin-
gend erforderlich ist. Nach dem ursprünglichen Gesetzentwurf war dies schon bei einer reinen 
technischen Erforderlichkeit möglich. Aus datenschutzrechtlichen Gründen wird so sicherge-
stellt, dass tatsächlich nur die Stellen Zugriff auf die Daten der Spielenden haben, bei denen 
dies unvermeidbar ist. 
 
 
 
Thorsten Schick 
Matthias Kerkhoff 
Gregor Golland  
Klaus Voussem 
Daniel Hagemeier 
 

Wibke Brems 
Mehrdad Mostofizadeh 
Jule Wenzel  
Dr. Julia Höller 
Simon Rock  
 

und Fraktion und Fraktion 
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Gesetzentwurf 
 
der Fraktion der AfD 
 
 
Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
A Problem 
 
Die Bürger werden vor dem Hintergrund der miserablen wirtschaftlichen Lage in Nordrhein-
Westfalen und Deutschland mit immer neuen Forderungen nach Kürzungen, Steuern- und 
Abgabenerhöhungen und Mehrarbeit durch die etablierte Politik konfrontiert. Darüber hinaus 
werden zur Finanzierung der Haushalte immer mehr Schulden aufgenommen. Die Zinslasten 
steigen. Auf Bundesebene zeichnet sich ab, dass die Diätenerhöhung für die Bundestagsab-
geordneten nicht erfolgen soll. 
 
B Lösung 
 
Die Diätenerhöhung für die Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen wird in diesem Jahr 
2026 nicht vorgenommen. 
 
C Alternativen 
 
Keine 
 
D Kosten 
 
Keine 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Gesetz 

zur Änderung des Abgeordnetengeset-
zes des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

  

Artikel 1 
Änderung des Abgeordnetengesetzes 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

  
Abgeordnetengesetz des Landes Nord-

rhein-Westfalen (AbgG NRW) 
 

Das Abgeordnetengesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 5. April 2005 
(GV. NRW. S. 252), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 
(GV. NRW. S. 646) geändert wurde, wird wie 
folgt geändert: 

 

  

§ 15 wird wie folgt geändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Anpassung der Abgeordnetenbezüge 

 
(1) Der Landesbetrieb Information und Tech-
nik Nordrhein-Westfalen (IT. NRW) übermit-
telt dem Landtag jährlich bis zum 31. März 
die Feststellung über die Entwicklung des 
Nominallohnindex für das Land Nordrhein-
Westfalen. 
 
(2) Anhand der prozentualen Veränderung 
des Nominallohnindex errechnet sich der Be-
trag zur Anpassung der Abgeordnetenbe-
züge nach § 5 Absatz 1 Satz 1. § 19 findet 
Anwendung. Die übermittelten Daten, die 
Berechnung und der Anpassungsbetrag wer-
den als Landtagsdrucksache veröffentlicht 
und von der Präsidentin bzw. dem Präsiden-
ten dem Landtag zur Befassung zugeleitet. 
 
(3) Soweit der sich nach § 5 Absatz 1 Satz 3 
ergebende Betrag nicht erreicht ist, steigen 
die monatlichen Bezüge nach § 5 Absatz 1 
Satz 2 jährlich zum 1. Juli um den Prozent-
satz der jährlichen Anpassung nach Absatz 
2, mindestens aber um 6,5 Prozent. 
 
(4) Der Landtag beschließt zu Beginn einer 
Wahlperiode für die Dauer der Wahlperiode 
die jährliche Anpassung der 
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Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
„(5) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 
entfällt die jährliche Anpassung der Abgeord-
netenbezüge zum 1. Juli 2013 und zum 
1. Juli 2014. Darüber hinaus entfällt die jähr-
liche Anpassung der Abgeordnetenbezüge 
nach § 5 Absatz 1 Satz 1 zum 1. Juli 2020 
und zum 1. Juli 2026. Die Anpassung zum 
1. Juli 2021 errechnet sich abweichend von 
den Absätzen 1 bis 3 aus den Feststellungen 
über die allgemeine Lohn- und Gehaltsent-
wicklung und die Veränderungen der Le-
benshaltungskosten und Einzelhandels-
preise in den beiden vorausgegangenen 
Jahren.“ 
 

Abgeordnetenbezüge nach § 5 entspre-
chend den in den Drucksachen errechneten 
Beträgen mit Wirkung jeweils zum 1. Juli 
desselben Jahres. 
 
(5) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 
entfällt die jährliche Anpassung der Abgeord-
netenbezüge zum 1. Juli 2013 und zum 
1. Juli 2014. Darüber hinaus entfällt die jähr-
liche Anpassung der Abgeordnetenbezüge 
nach § 5 Absatz 1 Satz 1 zum 1. Juli 2020. 
Die Anpassung zum 1. Juli 2021 errechnet 
sich abweichend von den Absätzen 1 bis 3 
aus den Feststellungen über die allgemeine 
Lohn- und Gehaltsentwicklung und die Ver-
änderungen der Lebenshaltungskosten und 
Einzelhandelspreise in den beiden voraus-
gegangenen Jahren. 

 

Artikel 2 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung 
 
Angesichts der drohenden Kürzungen bei Pflege und Rente sowie einer massiven Neuver-
schuldung zu Lasten kommender Generationen muss die Politik anfangen, ihren eigenen per-
sönlichen Beitrag zur Konsolidierung der Haushalte zu leisten. 
 
Die etablierte Politik hat Nordrhein-Westfalen und Deutschland in eine noch nie dagewesene 
ökonomische Krise geführt. Dieses Versagen darf nicht noch durch mehr Geld für Politiker 
belohnt werden.  
 

 
Dr. Hartmut Beucker 
Dr. Martin Vincentz 
Christian Loose 
 
und Fraktion 
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VORLAGE

18/5319
A05

Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, ~~~ 
Internationales sowie Medien des Landes Nordrhein-Westfalen 
und Chef der Staatskanzlei .i!j. 

An den 
Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Für die Mitglieder 
des Hauptausschusses 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Hauptausschusses am 09.07.2026, 
Bitte der Fraktion der SPD vom 24.06.2026 auf Vorlage eines 
schriftlichen Berichts „Sachstand bei der 
Gedenkstättenarbeit in Nordrhein-Westfalen" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Hauptausschusses übersende 
ich in der Anlage den schriftlichen Bericht zum 
Tagesordnungspunkt 4 „Sachstand bei der Gedenkstättenarbeit 
in Nordrhein-Westfalen". Ich bitte, diesen dem Vorsitzenden des 
Hauptausschusses zur Weiterleitung an die Mitglieder des 
Ausschusses zuzuleiten. 

Mit freundlichen Grüßen 

6.Juli 2026 

Horionplatz 1 7 
40213 Düsseldorf 

Postanschrift: 

40190 Düsseldorf 

Telefon 0211 837-01 

L:ststelle@stk.nrw.de 





Schriftlicher Bericht 

der Staatskanzlei 

für die 
59. Sitzung des Hauptausschusses am 09.07.2026 

zum Tagesordnungspunkt 4 
„Sachstand bei der Gedenkstättenarbeit in Nordrhein-

Westfalen“ 

Bitte der Fraktion der SPD vom 24.06.2026 
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Mit dem Gesetz zur Stärkung der Unabhängigkeit und Überparteilichkeit der 

Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-Westfalen hat der Landtag 

beschlossen, dass die Landeszentrale für politische Bildung als teilrechtsfähige 

Anstalt des öffentlichen Rechts zum 1. Januar 2026 beim Präsidenten des Landtags 

eingerichtet wird. Die bisher beim Ministerium für Kultur und Wissenschaft 

angesiedelte Landeszentrale für politische Bildung und die Stabsstelle Prävention 

gegen Antisemitismus, politischen und religiösen Extremismus, Rassismus und 

Demokratiefeindlichkeit wurden mit den bestehenden Förderzuständigkeiten und 

einschließlich des Personals in Folge dessen zum 1. Januar 2026 zum Landtag 

übergeleitet. Somit liegt die primäre Zuständigkeit für die Gedenkstätten, unter 

Einschluss der Fragen von finanzieller Ausstattung, Herausforderungen oder 

Weiterentwicklung, nicht mehr bei der Landesregierung.  

Der Landesregierung ist es ein zentrales Anliegen, Besuche von Gedenkstätten und 

anderen Erinnerungsorten als Teil politischer Bildung an Schulen zu ermöglichen. 

Seit 2022 haben rund 69.000 Schülerinnen und Schüler aus rund 1.500 Schulen 

Nordrhein-Westfalens eine über die Förderrichtlinie BASS 11-02 Nr. 32 mit 

Landesmitteln finanzierte Gedenkstättenfahrt durchgeführt. Darüber hinaus finden 

Besuche von Gedenkstätten und anderen Erinnerungsorten durch Schülerinnen und 

Schüler auch im privaten Rahmen statt, etwa durch Besuche mit der eigenen Familie 

oder außerschulischen Vereinen. Gleichzeitig gibt es auch im schulischen Kontext 

darüber hinaus weitere Fahrten nordrhein-westfälischer Schulen, zu denen der 

Schulaufsicht keine Informationen vorliegen, da diese eigenverantwortlich finanziert 

und Exkursionen grundsätzlich nicht meldepflichtig sind. Im vergangenen Jahr haben 

nach Angaben des Arbeitskreises der NS-Gedenkstätten und -Erinnerungsorte in 

NRW e.V. insgesamt nahezu 100.000 Schülerinnen und Schüler die vom Land 

geförderten NS-Gedenkstätten und -Erinnerungsorte in Nordrhein-Westfalen 

besucht. 

Eine Förderung von Gedenkstättenfahrten für außerschulische Träger erfolgt 

daneben aus dem Kinder- und Jugendförderplan. 

Darüber hinaus werden derzeit aus dem Bereich der Landesregierung die aus der 

Anlage ersichtlichen Einzelprojekte und Initiativen mit Bezug zur 

Gedenkstättenarbeit gefördert. 
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Anlage 

(aus dem Bereich des Ministeriums des Innern:)

1. Projekte und Initiativen der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung 

Nordrhein-Westfalen (HSPV NRW) 

1.1. Die Polizei Münster und die HSPV NRW (Abteilung Münster) kooperieren mit 

dem Geschichtsort Villa ten Hompel. In Seminaren wird mit Polizistinnen und 

Polizisten sowie mit Studierenden unter anderem die Rolle der Polizei im 

Nationalsozialismus thematisiert. Im Budget der HSPV NRW sind hierfür 4.000,00 € 

jährlich veranschlagt. 

1.2. Die Veranstaltung „Resilienz gegen Antisemitismus" in Kooperation mit der 

Universität Münster und dem Polizeipräsidium Münster unter Beteiligung der 

Gedenkstätte Yad Vashem wird seit 2022 jährlich durchgeführt. Neben Studierenden 

(Polizei und Allgemeine Verwaltung) nehmen das Büro des Landes Nordrhein-

Westfalen in Israel und Vertreter der Holocaustgedenkstätte Yad Vashem teil. Für die 

Veranstaltung sind im Budget der HSPV NRW 4.500,00 € vorgesehen. 

1.3. Seit 2015 gibt es eine Kooperation mit der International School for Holocaust 

Studies, Yad Vashem. In diesem Rahmen fanden Studienreisen nach Yad Vashem für 

ausgewählte Studierende statt. Seit 2025 findet diese Studienreise in Kooperation 

mit dem Yad Vashem Education Center (YVEC) und dem Haus der Wannsee 

Konferenz nach Berlin statt. Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind Studierende 

beider Fachbereiche der HSPV NRW. Für die Durchführung der Veranstaltung werden 

aus Mitteln der HSPV NRW 15.400,00 € vorgehalten. 

1.4. Das von einer Forschungsgruppe des Instituts für Geschichte und Ethik der 

Polizei und öffentlichen Verwaltung durchgeführte Projekt „Orte der 

Polizeigeschichte" wurde 2024 erfolgreich abgeschlossen. Es kann nunmehr in die 

Lehre einfließen.  

1.5. Polizeiteam „Mahn- und Gedenkstätte Steinwache" in Dortmund: 

Studentinnen und Studenten wie auch Kolleginnen und Kollegen der Behörde 

bearbeiten ausgehend von dem historischen Erbe der Steinwache gemeinsam 

Themen mit historischer und gegenwärtiger Verantwortung. 

2. Projekte und Initiativen des Landesamtes für Ausbildung, Fortbildung und 

Personalangelegenheiten der Polizei Nordrhein-Westfalen (LAFP NRW) 

2.1. Gedenkstättenkooperation  

Das Ministerium des Innern beauftragte im Jahr 2022 das LAFP NRW damit, eine 

Gedenkstättenkooperation zu realisieren. Der Impuls hierzu stammte aus dem 

Abschlussbericht der Stabsstelle Rechtsextremistische Tendenzen in der Polizei 

NRW. Die Kooperation besteht derzeit mit der Fa. Neumann & Kamp – Historische 

Projekte mit Sitz in Düsseldorf in Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis der 

Gedenkstätten NRW e.V. Die Gedenkstättenkooperation ermöglicht es allen 

Beschäftigten der Polizei, regionale Gedenkstätten mit NS-Bezug zu besuchen. Die 

Veranstaltungen sind eingebunden in ein didaktisches Konzept. Die konkrete 

inhaltliche Ausgestaltung richtet sich nach den Gegebenheiten und historischen 

Anschlussmöglichkeiten der jeweiligen Gedenkstätte. Beispielhaft seien hier die 
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Steinwache Dortmund als ehemaliges Gestapo-Gefängnis genannt, die Burg 

Vogelsang in der Eifel als frühere NS-Ordensburg oder das Jüdische Museum 

Westfalen in Dorsten. 

2.2. Arbeitskreis der NS-Gedenkstätten und -Erinnerungsorte in NRW e.V.  

Der Arbeitskreis versteht sich als Netzwerk von Gedenkstätten, 

Dokumentationszentren, Begegnungsstätten und Lernorten zum Themenfeld 

„Nationalsozialismus“ in Nordrhein-Westfalen. Er bündelt die Aktivitäten der 

Einrichtungen und schafft Öffentlichkeit – beispielsweise für die Belange von 

Verfolgten oder Angehörigen von Opfern der Terror- und Gewaltherrschaft. Bei dem 

Arbeitskreis handelt es sich um einen eingetragenen Verein, der nicht vom LAFP NRW 

gefördert wird bzw. dessen Förderung kein Projekt des LAFP NRW ist. 

Die Mittelzuweisung für den Projektzeitraum vom 1. Oktober 2026 bis 30. September 

2027 beläuft sich auf 35.000,00 €. 

(aus dem Bereich des Ministeriums für Schule und Bildung:) 

1. Förderrichtlinie „Zuwendungen für die Durchführung von Schulfahrten zu 

Gedenkstätten politischer Gewaltherrschaft im Inland und im europäischen Ausland 

sowie für die Durchführung von digitalen Gedenkstättenbesuchen“ 

Das Land Nordrhein-Westfalen unterstützt über die „Richtlinie über die Gewährung 

von Zuwendungen für die Durchführung von Schulfahrten zu Gedenkstätten 

politischer Gewaltherrschaft“ (Laufzeit: bis 31.12.2030) Schulen bei Fahrten zu Orten 

der Erinnerungskultur in ihrer historisch-politischen Bildungsarbeit. Die 

Förderrichtlinie legt Voraussetzungen, Förderumfang und Antragsverfahren fest, um 

Gedenkstättenfahrten finanziell zu unterstützen. Mit der Aktualisierung vom 18. Mai 

2026 wird ein unbürokratischeres und flexibleres Antragsverfahren ermöglicht. 

Hierfür stehen gut 2 Mio. € jährlich für schulische Gedenkstättenfahrten (Inland und 

europäisches Ausland sowie digitale Gedenkstättenbesuche) bereit. Das ist eine 

Verachtfachung der Mittel seit Beginn der Förderung 2018. Auch der Mittelabruf zeigt 

diese Dynamik: Im Schuljahr 2023/24 wurden rund 1,27 Millionen Euro abgerufen. 

Im Schuljahr 2024/2025 wurden mehr als 19.000 Gedenkstättenfahrten von 

Schülerinnen und Schülern mit rund 1,54 Millionen Euro gefördert – ein Plus von 

über 20 Prozent.

2. Plattform BipaLab.NRW 

Die landeseigene Plattform BipaLab.NRW unterstützt Schülerinnen und Schüler 

sowie Lehrkräfte in der erinnerungskulturellen Arbeit. Die Plattform kann zum 

Besuch einer Gedenkstätte, eines Archivs oder eines Museums in der Vor- und 

Nachbereitung genutzt werden. Darüber hinaus können auch einzelne 

Lernangebote online erkundet werden. Hierfür stehen jährlich Mittel in Höhe von 

350.000 € bereit. 
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(aus dem Bereich des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und 

Digitalisierung:) 

Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung stellt dem 

Ministerium für Schule und Bildung jährlich Haushaltsmittel von bis zu 500.000 € für 

Ausbildungsreisen aller angehenden Lehrerinnen und Lehrern zu den 32 NS-

Gedenkstätten und Erinnerungsorten in Nordrhein-Westfalen zur Verfügung. 

Organisiert werden die Bildungsfahrten über die 33 Zentren für schulpraktische 

Lehrerausbildung des Schulministeriums. 

(aus dem Bereich des Ministeriums der Justiz:) 

Im Rahmen der Arbeitsgemeinschaften zur kritischen Reflexion des Rechts besteht 

die Möglichkeit, einen Arbeitsgemeinschaftstag zu einer Gedenkstättenfahrt zu 

nutzen. Davon machen ca. 1.000 Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare 

jährlich Gebrauch (z.B. NS Dokumentationszentrum Köln, Vogelsang IP, 

Buchenwald). 

Bestandteil der Ausbildung der Studierenden der Hochschule der Justiz NRW ist, 

abhängig vom Ausbildungsstandort, der Besuch des Vogelsang IP, des NS-

Dokumentationszentrums Köln, des jüdischen Museums in Dorsten o.a. (insgesamt 

ca. 300 Personen jährlich). 

Im Rahmen der Ausbildung der Justizfachangestellten finden ebenfalls Besuche von 

Gedenkstätten statt. 

Darüber hinaus werden regelmäßig Gedenkstättenfahrten für Leiterinnen und Leiter 

von Referendar-Arbeitsgemeinschaften zur kritischen Reflexion des Rechts 

angeboten, die sehr gut nachgefragt werden (zuletzt z.B. Besuche der Gedenkstätten 

Buchenwald und Hadamar). 

(aus dem Bereich des Ministeriums für Landwirtschaft und Verbraucherschutz:) 

Der Landesbetrieb Wald und Holz trägt durch Instandhaltungsmaßnahmen und die 

Verkehrssicherung von Zuwegungen zur Erreichbarkeit der Kriegsgräber- und 

Gedenkstätten sowie jüdischer Friedhöfe im Wald bei. 
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bei Antwort bitte angeben

Karl-Josef Laumann

Telefon 0211 855-3100

Telefax 0211 855-3568 

karl-josef.laumann 

@mags. nrw.de

Ihr Ansprechpartner/-in 

in der Fachabteilung 

Tim Ohnhäuser

Telefon 0211 855-4210

tim.ohnhaeuser@mags.nrw.de

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

in der 110. Ausschusssitzung am 20.05.2026 hatte ich dem AGS im 

Rahmen einer Dringlichen Frage zugesagt, Informationen über den 

aktuellen Stand der Versorgung bei Schwangerschaftsabbrüchen an den 

Universitätskliniken Nordrhein-Westfalens einzuholen.

Heute möchte ich die Ergebnisse einer diesbezüglichen Abfrage 

übermitteln und um Weiterleitung an die Mitglieder des Ausschusses 

bitten.

Mit freundlichen Grüßen

Karl-Josef Laumann MdL

Anlage

Dienstgebäude und

Lieferanschrift:

Fürstenwall 25, 

40219 Düsseldorf

Telefon 0211 855-5

Telefax 0211 855-3683 

poststelle@mags.nrw.de 

www.mags.nrw

Öffentliche Verkehrsmittel:

Rheinbahn Linie 709 

Haltestelle: Stadttor 

Rheinbahn Linien 708, 732 

Haltestelle: Polizeipräsidium
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MAGS Anlage

Bericht

für den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales

des Landtags Nordrhein-Westfalen

„Aktueller Stand der Versorgung bei Schwangerschaftsabbrüchen 

an den Universitätskliniken in Nordrhein-Westfalen im Nachgang 

der 110. AGS Ausschusssitzung“

Die medizinische Versorgung im Schwangerschaftskonflikt ist regelmäßig Thema 

öffentlicher Medienberichterstattung und parlamentarischer Befassungen.

Eine Dringliche Frage der SPD im Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales vom 

20.05.2026 zielte auf Presseberichte über die Vorgänge am Universitätsklinikum 

Essen ab. Dort hatte die persönliche Einstellung des Chefarztes dazu geführt, dass in 

der Uniklinik insgesamt so gut wie keine Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt 

wurden und werden. Auf die Frage nach der Situation in den anderen 

Universitätskliniken des Landes hatte Herr Minister Laumann eine Abklärung des 

aktuellen Stands zugesagt.

Die Abfrage des MAGS hat ergeben, dass ausschließlich das Universitätsklinikum 

Essen keine Schwangerschaftsabbrüche durchführt. Nach Aussage des dortigen 

Vorstandes wird sich dieser Zustand nach dem Wechsel der Chefarztposition ab Juli 

2026 ändern. Mit der Neubesetzung sollen Schwangerschaftsabbrüche nach allen 

Indikationen im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben angeboten werden.

Die folgende Tabelle bietet den entsprechenden Überblick.



Übersicht: Durchführung von Schwanqerschaftsabbrüchen und jeweilige Indikationen an Universitätskliniken in Nordrhein- 
Westfalen (Stand: Juni 2026)

Universitätsklinik Medizinisch indizierte
Schwangerschaftsabbrüche

Kriminologisch indizierte
Schwangerschaftsabbrüche

Schwangerschaftsabbrüche 
nach Beratungsregelung*

Aachen ja ja ja
Bonn ja ja ja
Düsseldorf ja ja ja
Essen** nein nein nein
Köln ja ja ja
Münster ja ja ja

Bielefeld (UK OWL)
Klinikum Bielefeld ja ja ja
Ev. Klinikum Bethel nein nein nein
Klinikum Lippe ja nein nein

Bochum (UK RUB)
Johannes Wesling Klinikum 
Minden

ja ja ja

Marien Hospital Herne nein nein nein

* Die Unikliniken Aachen und Düsseldorf haben hier einschränkend hinzugefügt, dass Abbrüche nach Beratungsregelung nur stattfinden, wenn 
besondere Risiken gegen einen Abbruch im ambulanten Bereich sprechen. Generell ist hierzu anzumerken, dass im Alltag i.d.R. ambulante Praxen 
die Abbrüche nach Beratungsregelung durchführen.

** Nach der Verabschiedung des jetzigen Chefarztes in den Ruhestand zum 01.07.2026 beabsichtigt die Uniklinik Essen laut Stellungnahme vom 
19.05.2026 „zukünftig entsprechend des staatlichen Versorgungsauftrags Schwangerschaftsabbrüche in allen Indikationen im Rahmen der 
gesetzlichen Vorgaben anzubieten“. https://www.uk-essen.de/presse/stellungnahme-der-universitaetsmedizin-essen-zur-aktuellen-  
berichterstattung-rund-um-prof-kimmig-und-schwangerschaftsabbrueche/ [18.06.2026]
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